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Leider KIlen wir un, gttwungt"n, dit AIB·Prt;It, die wir leit über t .. 'ei Jahrc:n "abit 
hallen kl)Omtn, der allgemanen K051enenlwilklung, die befOndel"J im Pono-, Papitr­
und Druckbtrtich slark tU Buche schiagI, anzupilJscn, Ab der April·Nr. "{l981 kOJltl 
ein AlB-J ahresabonnement 2S,- D~I, ein Einzdhd, 2,50 D~I und ein Doppdhcft 
",SO D~I, Während der Prtis ["ur tin Inlandsabonnement wie bilher die POrLO- und 
Vtn andgebuhrt n tn thält, kommt n wir bei dtr Preisgellaltung für die Auslands· und 
namentlich die Obenctabonntmenu lukünftig nich t darum herum , d ie rtaltn Mt hr­
kosten anzurechnen. 
Auch mit den neuen Prei!Cn bleibt das AlB im Vtrgle ich zu anderen politiKhtn Ztit, 
KIlriften in der Bundtlrtpubhk fO gUL wie konkufTendOl, Die Preiserhöhung ist aller­
dings m knapp kalkuliert, daß wir darüber hinaus dringend auf t u.;,itz.licht S~nden 
(Zahlkarte aur S, 28/291) unstrer Lescr angc"'itstn sind, 
Schließlich wenden wir uni an die einkommenntarktren Lestrkrtisc, Ihntn biettn wir 
an, sich zur Ober=hmt ann AIB-Fö rde rabo, bcreitzuerkl;lrc:n, das statt der normalen 
2S.- D~1 dann .50,- DM oder - je nach individueller Einkommenslage - auch mehr 
kosttn würde, 
Wir appellieren an alle frtunde des Al B: 
Hd fen Sie mit du AlB im laurcndenJahr weiler zu sti rken. 
Werben Sie nt ue Abonnenlen oder }' örd cr.obonnenten rur d u A18! 
Spende n Sie für du AlB! 

Btsten Dank 
Ihrt AIB-Redakl ion 

32 

JJ 

.H 

\6 

" 
" 
" 
" 
" 
" 
" 
" 



AlB-Aktuell: Absagen an den Rüstungswahn 

Noch vor gar nicht allzu langer Zeit war es Usus in Bonn, immer 
dann wenn Fakten über die Lieferung von bundes.deulschen Rü­
stungsgiitem an Diklatum:gimcs enthüllt wurden, die5c auf das hef­
tigste zu dementieren. Im Zuge der Debatte um die Waffengeschäfte 
mit Chile (V-Boote) und Saudi Arabien ist dies in den letzten Mona­
ten andcrs geworden. 
Die Lieferung von 300 Leopard-II.Panzern und 1.700 Panzer-Fahr­
zeugen an Saudi Arabien (Geschäftsvolumen 1,2 Mrd D~1) soll, geht 
es nach Bundeskanzler Helmut Schmidt, keine Ausnahme sein. Son­
dern !Oie soll am Anfang einer neuen Offensive im Waffenc)tportge­
sehäfl stehen. AlJa scheint darauf hinilu$Zulaufen, das bislang verbal 
noch ~rfochleru: Prinzip der Bonner Waffenexponpolilik, wonach 
die BRD keine Waffen in "Spannungsgebiete" liefern dürfe, ZU er­
setzen durch ein sog. "lUItionales Interesse" der Bundesrepublik -
also alle Schranken einzureißt:n. 
Um dies plausibel zu machen, waden die abstnuesten "Argumenta· 
tionen" prnJentiert. So ist rur SDP·Vize Ha.f\$·Jiirgen Wilchnewski 
Saudi Arabien kein Spannungsgebiet, obwohl vor seiner Haustür der 
Krieg lrak·lran andauert (siehe AlB 111981), obwohl Riad als War· 
fenumschlagplau: und Alliierter des A~ssors Irak fungiert. Andere, 
so der FDP·Wehrexperte Jiirgen Möllemann behaupten gar, gezielte 
Rüstungsexporte könnten ein "Element der Friedemfärderung" sein. 
SPD·Reehtsaußen BTUno Friedrich, Vizeprüident des Europaparla· 
ments, hält die Panzerlieferungen an Saudi Arabien dann rur vertret· 
bar, "wenn für den Nahen Osten der Begriff 'Spannungsgebiete' fal· 
lengdassen und durch den Begriff 'Zone europäischer Sicherheits· 
interessen' ersetzt wird". 
Fatal drängt sich hier die Parallele auf zu Ronald Reagaru Neudefini· 
tion amerikanischer Sicherheitsinteressen, flir die praktisch alles 
imeraU auf der Welt die "nationale Sicherheit" der USA tangiert, um 
so als Voraus·Rechtfertigung eines direkten militärischen Eingreifens 
herzuhalten. 
Ist Bonn jetzt auf demselben Weg? "Mittlerweile", so gibt der Spic· 
gel vom 26.1.1981 den Gedankengang des Kanzlers wieder, "sei die 
Bundesrepublik 'in eine neue Rolle' hineingewachsen: Die Wirt· 
Khaftsmacht WeSideuuchland werde immer stärker gefordert, :tum 
politischen Gleichgewicht nicht nur in Mitteleuropa, sondern auch 
andenwo in der Welt bei:tutragen." 
In Wirklichkeit, so resümiert der Spiegel, gehe es der Bundesregierung 
bei der debattierten All·Round·Frdgabe des Waffenexporu "um eine 
neue Definition der bundesdeutsehen Rolle im weltpolitischen Spiel: 
weg von der Selbnbeseheidung einer Mittelmacht, hin zu weltweitem 
Engagement im Verbund der westlichen Großmächte USA, Frank· 
reich und England". Baeichnend ist in diesem Zusammenhang, daß 
H. Schmidt Saudi Arabien ab einen "StabilitäufaklOr" erster Ord· 
nung im Nahen und Mittleren Osten deklariert, über dessen Aufrü· 
stung Bonn einen Beitrag zur "Stabilisierung" der ganzen Region 
leisten müsse. 

Geht Bonn auf Reagan.Kurs? 

In Wirklichkeit bedeutet der neue Kurs nicht mehr Stabilität, son· 
dem eine Potenzierung der Spannungen am Golf und weltweit. Von 
untergeordneter Bedeutung ilt in diesem Zusammenhang, daß Bonn 
sich !;I:lbstredend durch das uneingeschränkte Ja, das es zu den Kern· 
punkten des Reagan'schen Konfrontationskunes gegeben hat, eine 
Erweiterung seiner eigenen weltmachtpolitischen Möglichkeiten er­
hofft. 
Das Friederubedrohende an einem solchen Verhä.ltnis Bundesrepu· 
blik - USA wird überdeutlich, wenn R. ReagalU neuer Außt:nmi­
nister Alellander Hais. ohne daß ein offizieller Vertreter der Bundes· 
regierung auch nur zaghaften Widerspruch anmelden würde, öffent· 
lieh erklären kann, flir ihn g'~be es "Bedeutenderes" als "im Frieden 
w sein". Und wenn dann kurze Zeit später R. Reagans Pentagonchef 
Caspar Weinberger die Absicht Washingtons ausplaudert, jetzt doch 
die Produktion der Neutronenbombe und ihre Stationierung in West· 
europa in Angriff zu nehmen, ist es für die demokratische und Frie­
dembewegung in diesem Land höchne Zeit, Alarm zu Ichlagen. 

Die letzten Wochen legten ein beredtes Zeugnis davon ab, wie einer· 
seits die Bonner Fiihrungskreiso: den weit in die Regiuung:;;parteien 
hineinreichenden Unmut und Protest gegen den RüslUngswahn und 
die geplante BRD-Waffenexportoffensive am liebsten im Keime er­
sticken ","iirden, wie andererseits die Bewegung gegen den neuen Kon· 
frontationskun aber dennoch an Kraft gewinnen konnte: 
• Da "eliten am 26.JanuardJ. 24 SPD-Abgeordnete im Bundestag 
den Antrag, den Rilstungsetat im laufenden Hawhaltsjahr um I Mrd 
DM zu kürzen und die freiwerdenden Mittel rur ein "Solidaritätspro· 

1~7~ .«paßt. I)WI<k ..... anzl<' H. Schrn,d, ",,,,,,,rn .. I'reuno,l·' 1\. II.,~. damoh 1'>1\-''0.01><,. 
I><fohkh. I><' und nun US·l\ulknrnln"'c ,. ',ncn llon .. ' V",d,,,,,,,orocn. Don O"kn .• WICh· 
1111<', .. . 1> im F,~<kD"'Iß" ."'U.,,:t,,? 

gnunm zur Bekämpfung des Bungen, der Seuchen und des Analpha· 
betismus in den zehn iirmsten Ländern der Dritten Welt" zur Ver· 
fU.gung zu stellen. 
• Da konstatierte SPD-MdB Karl·Heinz Hansen in einem Beitrag in 
Konkret vom Februar 1981, daß der Bundeskanzler "fortgesetzt ge­
gen proklamiertes Setbnventändni!i und prognunmierte Zielsetzung 
seiner Partei handelt", und forderte den sofortigen Stopp der !-%-Er· 
hähung des Verteidigungshaushalts, die Kündigung des NATO­
"Nachrüstungs"beschlusses vom 12. Dezember 1979 und die Einbe­
rufung einer gesamteuropäischen Konferenz, auf der "konkrete 
Schritte zur Abrüstung und flir eine europäische atomwaffenfreie 
und entmilitarisierte Zone erarbeitet werden". K.H. Hansen löste bei 
der ParteifUhrung ein hysterisches Kesseltreiben aus, was seinerseits 
aber wachsende Solidaritäubekundungen der Parteibasis nach sich 
zieht. Der Juso·Bundesvorstand solidarisierte sich geschlossen mit 
dem Abgeordneten. 
• Selbst SPD·Präsidiumsmitgiied Erhard Eppler, seinene;t als Mini· 
ster der Konstrukteur der "neuen" neokolonialistisch·refonnisti· 
sehen Linie Bonns, wurde der Boden zu heiß. Er ließ in einem Spie· 
gel·lnterview vom 9.2.1981 verlauten, mit ihrer Absage an die Rati· 
fizierung von SALT U hätten die USA die Geschäftsgrundlage des 
NATO-Atomraketenbeschlusscs vom Dezember 1980 geändert und 
forderte: ,Jeut muß über die Stationierung von Pershing 2 und 
Cruise Missiles noch einmal geredet werden ... Wir müssen den Weg 
weisen aus dem Wahnsinn eines sich rueh bes.::hleunigenden Rü· 
stungllwettlaufs. Ich nenne zwei Stichworte: Oberprüfung des Nach· 
rüstungsbeschluS5C!i; Umriistung der Bundeswehr in eine Armee, 
deren Verteidigungsbereiuehaft nicht geringer wird, die aber durch 
Struktur und Bewaffnung zum Angriff völlig unfahig ist." 
• Abertausende Menschen haben bislang jenen Krefc1der Appell uno 
terschrieben, der im November 1980 von einem Forum der Friedens· 
bewegung in der Bundesrepublik verabschiedet wurde und an dessen 
zentraler Stelle die Bundesregierung aufgefordert wird, "die Zustim· 
mung zur Stationierung von Pershing·II·Raketen und Manchßugkör· 
pcrn zurückzuziehen". Bis zum Ende des Jah~s sollen I Mio Unter· 
schriften gesammelt werden. 
S<> unterschiedlich alle diese Initiativen und Stellungnahmen, so uno 
terschiedlich die hinter ihnen stehenden Motive sein mögen, enuchei· 
dend ist: Es wächst der Unmut und die Unzufriedenheit in diesem 
Land mit dem Riistungswahn der Herrschenden. Es greift die Er. 
kenntnis um sich, daß Sicherheit für dieses Land weder gewährleistet 
werden kann durch immer neue Atomraketen noch durch Zügellosig­
keit bundesdeutscher Waffenexporte (siehe Analyse von M. Brzoska). 
Und es wächst die Erkenntnis, daß die Abkoppelung der Bundesrepu· 
blik und Westeuropas vom go::fahrlichen Kriegskurs Washingtons im· 
mer mehr zur eigenen Oberlebensfrage wird. Denn der RüSlungswahn 
ist nicht nur unmoralisch und zu teuer, sondern auch lebensgefahr. 
lich. 
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Michael Brzoska Rüsitungsexportoffensive 
in die Dritte Welt 

Wie selten zuvor geriet zum Jahreswechsel 1980/81 die 
Rüstungs- und Waffenexportpolitik der Bundesregierung ins 
Kreuz/euer der Kritik (siehe AlB-Aktuell auf S. 3). Die hef­
tig umstrittenen Exportgeschäfte mit Chile, Saudi Arabien 
(300 Leopard-ll-Panur /.1.0.) und die französisch-bundes­
deutschen Rüstungslieferungen an den kriegfrihre-nden Irak 
(siehe Kasten) signalisieren, daß die Bonner Koalition auf 
ein EinreIßen affer Schranken im WaffenexpQrt zusteuert 
und hierin nur durch massiven Gegendruck abgeblockt wer· 
den kann. 
Michael Brzoska, Diplom- Volkswirt, /IIitarbliter der Ham­
burger Arbeitsgruppe Rüstung und Unterentwjcl~lung (be. 
kannteste Repriisentanten sind U. Albrecht, P. Lock und H. 
Wulf) und Mitautor des Ende 1980 erschienen,m rororo· 
aktuell-Buches "Aufrüsten um abzurüsten? ", verfolgt die 
bundesdeutsche Rüstungsexportpolitik bis in die 50erl60er 
jahre zurück und gibt den derzeitigen Standort dt'r BRD im 
internationalen Waffengeschäft (siehe auch Kosten) on. M. 
Brzoska macht deutlich: Bonn setzt an zum "Leoparden­
Sprung" in die Dritte Welt ... 

"Wir gewähren grundsätzlich keine Entwicklunllshilfe rur 
den Waffenexport. Nur in insgesamt geringfügigen Ausnah­
mefällen erlauben wir überhaupt Waffenlieferungc:n an Staa­
ten außerhalb unseres eigenen Bündnisses .. ."l fiihrte Bun­
deskanzler Helmut Schmidt 1978 vor dem Weltlforum der 
UN-Sondervollversammlung für Abrüstung aus. Diese Aus­
sage war ~hon 1978 unwahr, 198 1 wirkt sie wk der reine 
Hohn. 
Die Äußerung Bundeskanzler Schmidts, die von führenden 
Sozialdemokraten b is vor kurzem bei Stellungnahmen zum 
Th ema Rüstungsexport nur geringfugig variiert wurde und 
sich auch im "Weißbuch 1979'· des Bundesvert.eidigungs­
ministeriums finde t, spiegelte nicht die Realität, :lOndern -
soweit man vermuten kann - politisches Wunschdenken. 
Denn d ie Sozialdemokraten und Helmut Schmidlt an ihrer 
Spitze sind 1969 m it dem Versprechen angetreten, die 
Rüstungsexpor te strikt zu kontrollieren - statt dessen sind 
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sie unter soziaUiberalen Regierungen mit einer Rate ange­
wachsen, die unter den größten Rüstungsexporteuren der 
Welt (USA, UdSSR, Frankreich, Großbritannien, Italien) 
kein anderes Land zu verzeichnen hatte (siehe Schaubild I). 

Inzwischen würde Bundeskamder U. Schmidt die zitierte 
Äußerung wohl nicht mehr von sich geben - nicht nur weil 
das Ausmaß der Rüstungsexporte immer bekannter wird, 
sondern auch, weil er sie politisch nicht mehr tragen würde. 
Die Begrenzung der Rüstungsexporte ist nicht mehr nur 
durch das faktische Verhalten der Bundesregierung als ober­
ster Genehmigungsbehörde in Frage gestellt, sondern auch, 
weil Rüstungsexporte wieder zu einem politischem Instru­
ment zu werden scheinen. 

Sozialli berale "Grundsätze" über Bord? 

In diesem Zusammenhang ist die Oiskussion um Rüstungs­
exporte nach Saudi Arabien entscheidender als die um 
Exporte nach Chile. Denn die Exporte von U-Booten nach 
Chile wären "nur" die letzte Konsequenz von Grundent­
scheidungen zur Rüstungsexponpolitik, die in die Koali­
tionsverhandlungen über eine sozialliberale Regierung 1969 
mit eingebaut wurden. Rüstungslieferungen nach Saudi 
Arabien aber wären das Ergebnis politischer überlegungen 
innerhalb der Regierung 1980 und für die Zukunft. Ihre 
Grundlagen wären nicht die Auslastung von Kapazitäten in 
der bundesdeutschen Rüstungsindustrie oder die Nicht­
Verwendbarkeit von bestimmten Waffcnsystemen bei inter­
nen Auseinandersetzungen. sondern die "Arbeitsteilung" 
innerhalb des NATO-Bündnisses, die Versorgung mit Öl und 
die Stärkung der bundesdeutschen Wirtschaft insgesamt. 
Wird die Lieferung von U-Booten nach Chile genehmigt (die 
Exportgenehmigung steht noch aus), wäre dies eine schwere 
Niederlage für die Chile-Solidaritätsbewegung und der Ge­
sichtsverlust für einen großen Teil der Sozialdemokratischen 
Partei, der dieser Bewegung ihre Teilnahme :mgesagt hat. 



Wird die Lieferung von mehreren tausend gepam:etten Fahr­
zeugen 2 an Saudi Arabien genehmigt, verläßt die Bundes­
regierung endgültig die Linie eines grundSätzl ich nichtmili­
tärischen Ansatzes der Versorgung mit Rohstoffen und der 
nichtmilitärischen Auseinandersetzung mit der Sowjetunion 
in der Dritten Welt. Die Einreihung in die m ilitärische Stra· 
tegie eines neuen Kalten Krieges der USA in der Drillen 
Weh wäre unverkennbar. 
Es ist nicht leicht, hinter der Rüstungspolilik der Bundes· 
regierung _ die nur sehr selten eine Rüstungsexportkontroll· 
politik war _ die politische Kontinuität zu entdecken. Zu 
chaotisch erschien da die Genehmigungspraxis der sozial­
liberalen Bundesregierungen. 
Dabei halte sich die Regierung 1971 selbst Grundsätze ver­
ordnet,) nach denen die Rüstungsexporte zu kontrollieren 
seien. Diese Grundsätze, 1978 noch einmal bestätigt, schei· 
nen aber in der Rüstungsexportkontrolle, zumindest auf 
hoher Ebene, nur eine recht untergeordnete Rolle gespielt 
zu haben. Als mit der Beschäftigungskrise ab 1974 immer 
mehr Rüstungsbetriebe die Parole "Rüstungsexporte oder 
Arbeitsplätze" ausgaben, blieben nur wenige Gesuche um 
Waffenexporte ohne Genehmigung. Dabei wurde aber im· 
mer, wenn kritische Stimmen nachfragten, auf die restrik· 
tive Politik hingewiesen. Immer neue Begründungen für 
"Ausnahmen" wurden geliefert. 
Die große Offensive im Rüstungsexport, in deren Rahmen 
auch Wirklichkeit und politische Legitimation wieder in 
Übereinklang gebracht werden sollen, kündigt!'; sich im 
Somm!';r 1980 an. 4 Vermutlich mit Rücksicht auf di!'; Bun· 
d!';stagswah1cn vom Oktob!';r 1980 begann sie eut zum jah­
r!';swechsel 1980181. 
Noch ist nicht ausg!';schlossen, daß eine Rückkehr d!';r Rü­
stungsexportkontrollpolitik in die Zeit vor 1966 verhindert 
werd!';n kann. Aber die Kräfte, die auf eine Rückkehr zum 
Kal!!';n Krieg drängen, sind auch in der Bundesrepublik 
Slark. Die Kontinuitäten und Briiche in der Rüstungsexport. 
politik der Bundesrepublik zeigt die Betrachtung der Ent­
wicklung seit dem Ende des 2. Weltkrieges. 

Die ersten Jahre bundesdeutscher Rüstungsexporte 

Die Rüstungsproduktion der ersten jahre war ausschließlich 
eine RüstungsexportprOduktion. Vermutlich schon vor 
1951, als die westlichen Alliierten ihr totales Rüstungspro­
duktionsverbot in eine Aufsicht über die Rüstungsproduk­
tion umwandelten, war auf dem Gebiet der 3 Westmächte 
wieder mit Rüstungsproduktion begonnen worden. Aber da 
die Bundeswehr erSt ab 1955 begann, Waffen und Ausrii· 
stungsmaterial abzunehmen, mußte exportiert werden: l.B. 
Schnellboote nach Ekuador, Minenräumboote nach Indo· 
nesien, Panzermotore in die Schweiz. 5 

In den nächsten zehn jahren. zwischen 1955 und 1965, war 
die bundesdeutsche Rüstungsindustrie nur zu wenigen 
Rüstungstransfers in der Lage. Die Wiederaufrüstung über· 
forderte die vorhandenen Kapazitäten, so daß importiert 
werden mußte. Die Exporte von Rüstungswaren wuchsen 
trotzdem stark, aber nicht weil neue Waffen Käufer in der 
Dritten Welt gefunden hällen, sondern weil die Bundeswehr 
nach und nach ihre allererste Waffenausstattung im Ausland 
\'erschenkte. Darunter waren vor allem Flugzeuge, die unter 
anderem nach Griechenland, in die Tiirkei, den Iran, nach 
Venezuela, Indien, Pakistan, Nigeria, Tansania und Israel 
gingen. 

Diese und andere Geschäfte wurden durch die Privat firma 
Merex im Auftrag der Bundesregierung abgewickelt. Merex 
brachte der Bundesregierung große internationale und in­
nenpolitische Schwierigkeiten, als 1965 bekannt wurde, daß 
für den Iran vorgesehene F.86·jagdbomber in Pakistan und 

angeblich nach Italien verbrachte Seahawk jagdbomber in 
Indien auftauchten. Indien und Pakistan fUhrten 1965 Krieg 
gegeneinander. . 
Offiziell wurde Merex nicht mehr mit Waffengeschäften be­
traut6 - inoffiziell aber arbeitete die Firma weiter für die 
Bundesregierung und den Bundesnachrichtendienst. Als eine 
Reihe von dunklen Geschäften aus der Zeit der großen Koa· 
Iition ruchbar wurden, die u.a. den CDU·Politiker Karl Car· 
stens belast!';ten, schwieg der Firmenbesitzer Mertins. 
Aber zuriick in die 60er jahre. Transfers veralteter Waffen 
der Bundeswehr machten nur einen Teil der bundesdeut· 
sehen Militärhilfe aus. Daneben wurden Schiffe, Winter­
kleidung, Lazarette, Fallschirme und vor allem Ausbildungs­
personal zur Verfügung gestellt. Weitaus größter Empfanger 
war Israel mit Lieferungen im Wert von ca. 240 Mio DM, 
gefolgt vom Sudan mit 120 Mio DM und Nigeria mit 
100 Mio DM.1 

Die Rüstungsexponpolitik der CDU-gefUhrten Bundesregie. 
rung paßte sich also in das von den USA vorgegebene 
Schema der Militarisierung der Dritten Welt gegen die So­
wjetunion ein. Während die USA vor allem die Staaten an 
der Grenze zur Sowjetunion und in Lateinamerika mit Waf· 
fen versorgten, nahm die Bundesrepublik als (noch) kleines 
Rad im Getriebe einige afrikanische Länder in die militär· 
strategische Obhut. 
Israel erhielt die Militärhilfe vor allem im Rahmen der 
"Wiedergutmachung". Gerade diese Lieferungen brachten 
die Rüstungsexponpolitik der Bundesregierung zu Fall: Die 
ägyptische Regierung erkannte trotz Hallstein·Doktrin 1965 
die DDR diplomatisch an, als das ganze Ausmaß der Liefe· 
rungen bekannt wurde (siehe im einzelnen: AlB 2/1979, S. 
1O-13:d. Red.). 

Dieser Fall plus die Lieferung an Indien und Pakistan mach· 
ten auch der Bundesregierung deutlich, daß Rüstungsex· 
porte irgendwie beschränkt werden müßten, wollte die Bun­
desregierung vor dem Grundgesetz halbwegs glaubwürdig 
bleiben. 
Im Grundgesetz heißt es in Artikel 26: "Handlungen, die 
geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das 
friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbeson­
dere die Führung eines Angrifhkriegs vorzubereiten, sind 
verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. Zur 
Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmi­
gung der Bundesregierung hergestellt, befördert und in Ver­
kehr gebracht werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz." 
Das im Grundgesetz angekündigte Gesetz war fast 12 jahre 
später, im April 1961, in Kraft getreten (Kriegswaffenkon­
trollgesetz). In ihm wurde das Verbot der Lieferung bei Ge· 
fahr der Verwendung in einem Angriffskrieg wiederholt. Als 
zusätzliches Versagungsgebot rur eine Genehmigung fand die 
Vorschrift Aufnahme, daß völkerrechtliche Verpflichtungen 
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der Bundesrepublik nicht verletzt oder in ihrer Erfüllung 
gefährdet werden dürften (§ 6 Kriegswaffenkontrollgesetz). 
Schließlich kann nach dem Gesetz (§ 5) die Genehmigung 
versagt werden, wenn "Grund zu der Annahme besteht, daß 
eine Lieferung dem Interesse der Bundesrepublik an der 
Aufrechterhaltung guter Beziehungen zu anderen Ländern" 
zuwiderlaufen würde. 
Diese gesetzlichen Vorschriften lassen sich in jeder Richtung 
interpretieren. Glasklar verboten sind Lieferungen, im Falle 
eines Angriffskriegs - ansonsten gibt es viel Interpreta· 
tionsspielraum. Ob etwa ein Angriffskrieg vorberdtet wird 
oder ob völkerrechtliche Verpnichtungen gefährdet werden, 
liegt nach diesen gesetzlichen Vorschriften in deI' Beurtei· 
lungsmacht der Genehmigungsbehörden ('" der Bw~desregie· 
rung). Sicherlich läßt sich die gesetzliche Lage auch dahin· 
gehend interpretieren, daß eigentlich jeder Rüstungsexport 
verboten sein müßte, da bei keinem Land ausge,schlossen 
werden kann, daß gelieferte Waffen zu einem Angriffskrieg 
benutzt werden. Aber eine solche Interpretation ist juri· 
st isch nicht durcilse tzbar. Notwendig ist eine genauere Fas· 
sung gesetzlicher Vorschriften. 
Angesichts der politischen Krise des Jahres 1965 schlug die 
SPD· Fraktion eine solche Gesetzesänderung vor. Nur Waf· 
fenlieferungen in NATO·Mitgliedsstaaten sollten gC'mäß dem 
erweiterten Kriegswaffenkontrollgesetz erlaubt sc'in, es sei 
denn völkerrechtliche Verpflichtungen würden dadurch ver· 
letzt. 8 Die Regierung Ehrhardt woltte nicht so weit gehen. 
Sie fUhrte stattdessen das Verbot der Lieferungen in "Span· 
nungsgebiete" ein - aber nicht ins Kriegswaffenkontroll· 
gesetz, sondern als interne Anweisung für die untergeord· 
m:ten Genehmigungsbehörden . Damit hoffte ma.n in Zu· 
kunft Peinlichkei ten wie Pakistan/lndi en un,d israel I 
l'\gypten vermeiden zu können, ohne die gesetzliche Lage zu 
verändern. Dadurch sollte verhindert werden, de'r bundes· 
deutschen Rüstungsindustrie, deren Kapazitäten nach dem 
Abebben der ersten Beschaffungswelle rur die Bundeswehr 
nicht mehr allein national auszulasten waren, das Geschäft 
mit dem Riistungsexport zu verderben. 
Der Begriff "Spannungsgebiet" ist - wenn er nicht genauer 
definiert wird - wenig geeignet, Rüstungsexporte z,u begren­
zen. Denn "Spannungen" sind in der Dritten Welt die Regel. 
Die soziale und ökonomische Krise in der Drillen Welt fUhrt 
an verschiedensten Stellen zur Anwendung militärischer 
Gewalt, nach innen und außen, ohne daß dies vorhersehbar 
ist. Konsequent ausgelegt fUhrt der "Spannungsgebiet". 
Begriff dazu, nur an .Il"anz wenige Länder mit intakten polio 
tischen und sozialen Strukturen zu liefern _ in der Aus· 
legung des Auswärtigen Amtes, das für die Bundesregierung 
die "Spannungsgebiete" festlegt, sind "Spannungsgebiete" 
auf solche Länder beschränkt, die in oder kurz vor militäri· 
sehen Auseinandersetzungen stehen. 

Sozialliberale Kompromißformel zum "Export von 
Kriegswaffen" 

Unter der Großen Koalition verzichtete die SPD da.rauf, ihre 
Ini tiative zur Änderung des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
durchzusetzen. Die Genehmigungspraxis blieb praktisch 
unverändert, die Militärhilfe in Länder der Driuen Welt 
wurde allerdings eingeschränkt. Das langsame Anhufen der 
2. Beschaffungswelle rur die Bundeswehr ließ auch das in· 
teresse der Rüstungsindustrie an Rüstungsexporten zeit· 
weilig sinken. Zentral blieb auch in dieser Zeit d.~r Begriff 
"Spannungsgebiete". Trotzdem wurden etwa nach Portugal. 
das Ende der 60er/Anfang der 70er J ahre seine Kolonial· 
kriege in Angola, Mocambique und Guinea·Bissa·u intensi· 
vierte, Waffen geliefert. 
Mit dem Wahlsieg von SP D und FDP 1969 war die Erw.ar· 
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tung verbunden gewesen, daß Riistungsexporte in die Län· 
der der Dritten Welt nachhaltig eingeschränkt werden 
würden. Zu dieser Erwartung gaben z.B. die Äußerungen des 
damaligen Bundesverteidigungsministers Helmut Schmidt 
Anlaß, der in einem Interview mit der Rüstungszeitschrift 
Wehr und Wirtschaft erklärte: .,In Bezug auf den Export 
von Waffen und WaHensystemen habe ich mir in den 50er 
Jahren als Bundenagsabgeordneter eine grundSätzliche 
Meinung gebildet, gemeinsam mit Freunden, die ich in den 
60er Jahren und auch seitdem ich Bundesminister der Ver· 
teidigung bin, nicht geändert habe ... Oie Bundesregierung 
sollte sich beschränken auf die PartnerHinder des nordatlan· 
tischen Bündnisses. Nicht lieferen aber sollte sie - und auch 
nicht die Lieferung befördern - an Länder außerhalb unse· 
res Bündnisses."9 

Statt einer Gesetzesänderung im Sinne des 1966 vorgeschla· 
genen Entwurfes tat sich auf juristischem Gebiet zunächst 
gar nichts. Daflir wurden Geschäfte, die noch während der 
Großen Koalition gegen Opposition aus den Reihen der SPD 
abgeschlossen worden waren, abgewickelt; so von Kriegs· 
schiffen, Militärtransportflugzeugen und Kleinwaffen an das 
kriegfUhrende Portugal und von U·Booten an das Obristen· 
Regime in Griechenland. Während sich diese Exporte noch 
mit der Formel der NATO·Zugehörigkeit rechtferitigen 
ließen, stand z.B. die Genehmigung des Exportes von 
3 Schnellbooten nach Ekuador 1970 in klarem Widerspruch 
zu den verkündeten Absichten des Bundesverteidigungs· 
ministers. 

Für diese windelweiche Haltung der sozialliberalen Koalition 
in Sachen Rüstungsexporte schon zu ihrem Begilln wird von 
Insidern die Haltung der FDP verantwortlich gemachL 10 

Die FDP, liberaler Wirtschaftspolitik verpflichtet und aus 
Prinzip gegen jede Beschränkung der Wirtschaft, beharrte 



auf der Beibehaltung des alten Begriffes des "Spannungs­
gebietes". 
Im juni 1971 einigte man sich auf einen Kompromiß. Die 
neuen Exportkontrollen sollten nicht gesetzlich verankert, 
sondern als Kabinettsrichtlinien für die Genehmigung-spraxis 
verbindlich sein. Die entscheidende Kompromißfonnel der 
"politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Ex­
port von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütel'1l vom 
16. Juni 1971" lautet: "Als ein weiterer Beitrag zur- Siche­
rung des Friedens in der Weh soll der Export von Kriegs­
waffen in Länder außcrhalb des Bündnisses grundSätzlich 
unterbleiben. Der Export sonstiger RGstungswaren ist sowdt 
wie möglich zu beschränken."ll 

Im weiteren wird dann das "grundsätzlich" erläutert. 
"Grundsätzlich·' sind da wiederum nur Lieferungen von 
Kriegswaffen in "Spannungsgebiete(Festlegung durch das 
Auswärtige Amt)" verboten. In "sonstige Länder" :Iind sie 
mit Ausnahmegenehmigungen in Einzelfällen aufgrund be­
sonderer politischer Erwägungen möglich. Für sonstige 
Rüstungsgüter, d.h. Rüstungsgüter nach dem Außenwirt­
schaftsgesetz, aber nicht Kriegswaffen nach dem Kriegs­
waffenkontrollgesetz, sollen Genehmigungen fliT Lä.nder in 
Spannungsgebieten nur erteilt werden, "wenn eine Störung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch­
land zu beftirchten" ist. Für sonstige Rüstungsgüter in "son­
stige Länder" sollen Genehmigungen nur erteilt werden, 
soweit die im Rahmen der entsprechenden gesetzlichen Vor­
schriften zu schützenden Belange nicht gefährdet sind ". 

Inhahlich also bedeuteten die "Grundsätze" nur dnen sehr 
geringen Fortschritt gegenüber der Situation seit 1966. Die 
Willkür wurde damit allerdings schrift lich fixiert und für 
Außenstehende leichter feustellbar. Die FPD, die das Aus­
wärtige Amt kontrollierte und kontrolliert, hatte eindeutig 
mehr von ihren Vorstellungen durchbringen können als der 
Teil der SPD, der einer Meinung mit Helmut Schm~dt war. 

Rüstungsexportboom in den 70cr Jahren zu 3/4 m 
die Dritte Welt! 

Wie wenig die Grundsätze zur Kontrolle der Riistungsex­
porte geeignet waren, zeigte sich bereits Anfang d.!r 70er 
jahre. noch stärker aber gegen Ende der 70er jahre (vgl. 
Schaubild 2). Die bundesdeutschen Rüstungsexporte stiegen 
stark an und überschritten vermutlich 12 1977 erstmals die 
2-Mrd-DM -Marke. 
Die meisten dieser Riistungsexpone gingen in Länder der 
Dritten Welt - nach Angaben der US-amerikanischelrl Abrü­
slungsbehörde ACDA ca. 3/4 des gesamten TransfelVolu­
mens. 13 Eine Liste der Empfänger bundesdeutscher Rü­
stungslieferungen vornehmlich der 70er jahre, die s ich aus 
verschiedenen Quellen zusammenstellen läßt, verzeichnet 80 
Länder in der Dritten Welt (siehe Schaubild 3). 

Wichtigste Quelle. neben der Veröffentlichung der US­
amerikanischen Abrüstungsbehörde ist dabei ein regierungs­
am lIicher "überblick" über die bundesdeutschen Rüstungs­
exporte, den der Spiegel im April 1979 veröffentlichte. Der 
Vergleich dieser beiden Quellen zeigt gravierende Unter­
schiede, die auf unterschiedliche Definitionen von "Rü­
stungsgut" und unterschiedliche Erfassungskri terien :~urück­

zufUhren sind. Im "überblick" sind vermutlich Liefel'Ungen, 
die über NATO-Partnerstaalen der Bundesrepublik abge­
wickelt wurden (vgl. unten) nicht miterfaßt. 
Trotzdem zeigen beide Quellen übcreinstimmend, wer die 
meisten Waffen aus der Bundesrepublik 1978 erhidt: der 
Iran unter dcm Schah-Regime (über I Mrd DM). Danach 
folgen laut "überblick ": Argentinien, Nigeria, Ekuadlor und 
Venezuela. laut ACDA: Algerien, Ägypten und Venezuela. 

Insgesamt wurden nach einem US-amerikanischen Kongreß­
bericht zwischen 1974 und 1979 Riistungsgüter für 5 Mrd 
DM aus der Bundesrepublik in Länder der Dritten Welt ex­
portiert. 14 

Was für Warfen wurden hauptsächlich geliefert? 15 An erster 
Stelle stehen vom Wert her die Exporte von Kriegsschiffen. 
In den 70er Jahren wurden geliefert: 
• U-Boote an Argentinien, Ekuador, Griechenland, Indo­

nesien. Kolumbien, Peru, die Türkei und Venezuela. 
• Schnell- und Patrouillenboote an Abu Dhabi, Argenti­

nien, Ekuador, Ghana, Iran, Malawi, Nigeria, Saudi Ara­
bien, Singapur und die Türkei, 

• Fregatten an Nigeria, • 
• Landungsschiffe an Nigeria, KOlVetten an Portugal und 

Minensuchboote an Brasilien. 
An :.tweiter Stelle sind Flug- und Panzerabwehrraketensy­
sterne zu nennen, u.a. an Brasilien, den Libanon, die VR 
China, Syrien, Ägypten. den Iran, Südafrika, Kuweit, Irak, 
Chile und Argentinien. Diese Lieferungen erfolgten größten­
teils über Frankreich. teilweise über Italien (siehe unten). 
Eine bundesdeut.sehe Spezialität sind KJeinwaffen und An­
lagen zur Herstellung von Kleinwaffen. Das Standardgewehr 
der Bundeswehr etwa, das G 3 von Heckler und Koch wird 
in 36 Ländern der Dritten Welt benutzt. Munitionsfabriken 
und Kleinwaffenfabriken wurden u.a. in Algerien und im, 
Iran aufgebaut. 
Der Export von Flug'leugen aus bundesdeutscher Fertigung 
läuft erst langsam an. Bis vor wenigen jahren wurden ledig­
lich Klein-Transportnugzeuge der Typen On 28 und F 27 
und 28 (in Zusammenarbeit mit Fokker, Niederlande) aus· 
geführt. Inzwischen beginnen die Lieferungen von Hub-
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schraubern des Typs' Bo 105 (u.a. nach Chile, den Philippi· 
nen, Nigeria. Sudan und VR China) und des Alpha-jets 
(nach Togo, Elfenbeinküste, Marokko, Nigeria und Oman) 
wertmäßig eine Rolle zu spielen. 
Das einzige Gebiet'auf dem in den 70er jahren der Export 
restriktiv gehandhabt wurde, sind die gepanzerten Fahr­
zeuge. Exportanträge für den Export von Leopard-Panzern 
nach dem Iran und von Marder-Schützenpanzern nach Ekua­
dor wurden Mille der 70er jahre abschlägig beschieden. In­
zwischen aber wird in Al'Ilentinien ein Panzer nach bundes­
deutschen Blaupausen produziert: der TAM, der dem Mar­
der nachempfunden ist. Weiterexporte nach Pakistan und 
Oüna sind im Gespräch. 

Nicht allen diesen und den anderen Geschäften, die den 
RGstungsexport so ansteigen ließen, hat die Bundesregierung 
ausdrücklich zugestimmt. 
Militärlastkraftwagen, Motore für Panzer und Kriegssehiffe 
z.B. gelten nach den bundesdeutschen Geset:.ten weder als 
"Kriegswaffen" noch als .. Sonstige Rüstungsgüter". Bei ih­
rem Export wird nach Genehmigungen gemäß Kriegswaffen-
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Schaubild 3 

Empr:ingc:rländc:r bundc:!deutlCher RilJlUngnra !l.fe" 
Nicht-NA TO-Staaten 

(2) (3) (') (5) (6) (7) (8) (9) (I) 
Lmd LieferunS'=n 

laut ACDA 
1967 1973 

Lieferungen laut "Zusamrnenfassen­
der Überblick_ ." von 

-16 -77 
in in 
Mio Mio 
DM DM 

Ägypten 1145 350 
iO Äthiopien 15 

Afghanistan 
Algerien 1195 
Angola 

530 
25 

Argentinien 15Q 15 120 434 
Bangladesh 
Bolivien 
Brasilien 100 75 
Brunei 
Burma 
Burundi 
Chile 
Ekuador 
EI Saillador 
Ghana 
Guatemala 
Guyana 
Hongkong 
Indien 
Indonesien 
Imk 

15 25 
15 10 
5 

65 200 321 
5 

115 25 

30 25 
15 10 

115 150 
Im" 
Israel 
Kamerun 
Kenia 
Kolumbien 
VR Kongo 
Kuweit 
Libyen 
Malaysia 
Marokko 
Mauritius 
Mexiko 
Nepal 
NikarJgua 
Niger 
Nigeria 
Nordkorea 
Omm 
Pakistan 

900 1000 120 960 
15 
15 

5 iO 
1115 100 

5 
65 50 
50 200 

5 iO 
35 100 

iO 5 
65 25 435 

25 

15 
Paraguay 
Pcru 295 
Philippinen 5 
QataT 
Sambia 15 
Saudi Arabien 35 
Singapur 30 
Somalia 15 
Sudan 5 
Si.idkorea 
Syrien 
Taiwan 
Thailand 
Trinidad 
Tunesien 
Uruguay 
Venezuela 
Vereinigte 
Amb. Emiratc 

115 

15 

15 

Zaire 50 

25 

150 
25 

iO 
iO 
25 
25 

50 
iO 

25 

16 

300 164 

225 
50 

56 

57 
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(Quellen: (2) ACDA, World Military Expenditures and Arms Trans­
fers, 1%1·16, Washington 1919; (3) ACDA, World Milita.ry Expc:n· 
ditures and Anns Transfers, 1968-77, Wasbington 1979; (4) -(9) 
nach der Spiegel 14/19; soweit nicht anders angegeben, umfassen 
die Angahen den Zeitraum 1969·1919) 
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kontroUgesetz oder Außenwirtschaftsgesetz nicht gefragt. In 
den bundesdeutschen Vorschriften wird nach dem Prinzip 
lIerfahrcn, daß nur ausschließlich militärisch nutzbare Waren 
kontrolliert werden, auch militärisch nutzbare Waren hü;­
gegen nicht. 
Die bckannten Mereedes-ßenz-Unimogs z.B. sind bei vielen 
Militärs in der Dritten Welt im Einsatz. Sic waren es z.B. in 
Uganda unter Idi Amin und in Nikaragua unter Anastasio 
Somoza. Der Hubschrauber 80 105 von Messerschmidt­
Bölkow-Blohm (M88) wird auch in zivilen Versionen gelic­
fert, ist aber als AufKlärer und Transporthubschrauber da­
durch nicht weniger leicht militärisch nutzbar. Nach Chile 
z.B. wurdc die "zivile" Version geliefcrt. 
Mercedes-Benz-Motore treibcn beispielsweise die brasiliani­
schen Radpanzer EE-9 Cascavcl und EE·11 Urutu an, die 
unlängst die schwierige Wüsten fahrt von Libyen nach 
N'djamena im Tschad gut überstanden. 2/3 aller Schndl­
bootmotoren, darunter auch die in den südafrikanischen 
S-Booten der "Rafael"-Klasse stammen aus deutscher Pro­
duktion, lIon MTU Friedrichshafen. Spezialwerkzeugmaschi­
nen, die rur die Herstellung von Zündern oder Kleinwaffen 
gecignet sind, gingen - ohne Genehmigungserfordernis - an 
eine Reihe lIon Ländern, ebenso wie clektronische Bauteile 
und Komponenten. 
Freiwillig verzichtet auf eine Kontrolle hat die Bundesregie­
rung auch beim Transfer von Konstruktionszeichnungen 
und sonstigen Fert igungsunterlagen für Waffen, Munition 
und Kriegsgerät, obwohl diese nach dem Kriegswaffenkon­
trollgesetz (§ 7 Abs. 2) möglich gcwesen wäre. So dürfte der 
Nachbau des Gewehres G 3 lIon Heckler und Koch in ins­
gesamt 6 Länder in der Dritten Weh nicht genehmigt wor­
den sein. Unklar ist der Fall beim T~1-Panzer, der in Ar­
gentinien nachgebaut wird. Hier wurdcn 2 8usteiltypen bei 
Thyssen-Hcnsehel in Kassel gefertigt und als 8aumuster 
nach Argentinien exportiert - also ein genehmigungspflieh­
tiger Transfer. Der spektakulärste Fall in dieser Richtung 
betrifft den Nachbau von Schnellbooten der Firma Lünsen 
in Israel und deren Export nach Südafrika. 
Der ökonomisch gesehen wichtigste Weg, die Anfragc nach 
einer Exportgenehmigung zu umgehen, war in den 70er Jah­
ren die Zusammenarbeit bundesdeutscher Rüstungsfirmen 
mit ausländischen Rüstungsfirmen. Der Export in NATO­
Länder wird, wie oben beschrieben, grundsätzlich nicht be­
grenzt. 
Eigentlich ist nach den Grundsätzen der Verbleib dieser 
Waffen in NATO-Staaten durch eine Endverbleibsklausel 
festzustcllen, aber diesc Bestimmung hat den Rüstungs­
export über Drittländer nicht einschränken können. Zum 
einen hat die Bundesregierung z.B. Frankreich gegenüber in 
einem Rahmenabkommen lIon 1972 auf diese Kontrolle ver­
zichtet. Zum anderen sind Komponenten von Waffen­
systemen halt oft als z illile Waren dek larierbar und werden 
erst nach dem Zusammenbau von Teilen im Ausland als 
Waffen eindeutig erkennbar. 
In großem Stil betreibt MBB in Zusammenarbeit mit der 
französischen Firma Aerospatialc dieses Umgchungsgc­
schäft. Die gemeinsame Tochterfirma Euromissile mit Sitz 
111 Paris hat lediglich 130 Angestellte - sie vertreiben die 
Lenkwaffen, die diese Firma angeblich herstellt, lediglich. 
Hergestellt werden sie zur Hälfte in Frankreich und zur 
Hälfte in der Bundesrepublik. Ein Großteil des Umsatzes 
(1978 ca. I Mrd DM) wird im Export gemacht. 
MBB arbeitct auch mit anderen Firmen aus NATO-Ländern 
zusammen, so mit der italienischen Firma Oto-Melara (auch 
auf dem Gebiet der Panzerabwehrwaffen) und mit der bel­
gisehen Firma Poudre Reunis Beige (zur Herstellung der 
Panzerfaust Armbrust). Weitere Konsortien haben Krauss­
Maffei mit Oto Melara in Italien (Leopard-Naehbau), Dyna­
mit Nobel mit Muiden Chemie, Niederlande (Munitions-



Stand des internationalen Waffenexportgeschäfts 
Die ICl:ucn 10 Jahu werden, _ die Dritte Wt!t betriff!, wahr­
scheinlich nicht a1. Enlwicklungtdckadc, sondem als "Ri:islunp­
dekade" in die Gnchichu: eingehen. So probkmatisch die zur Ver­
fügung stehenden Angaben über den internationalen Warfenhandc] 
auch ~in mögen. realinisch dürfte es sein, da"on auszugeh,m, daß 
das Volumen der weltweit get;itigtm w.rreßCJ<portc gtgI!llwUtig 
bei C!WlI 20 Mrd DoUar hegt. Dabei schließen RünungstnlOsfcrs 
weit mehr ein alt den Export von Munition und Waffm. Hinzuge· 
rechnet werden mil!.cn neben vcrschiedenen Zut:a!zgeriitcn und Er­
satzteilen, die ein Waffenexportgeschäft in der Regel begleit.:n oder 
!WIch sich ziehen, vor allem Transfer. von militärilchen I'rodulr.­
tioß,anlagcn, Produktion,-Know-lIow und von Personal. ~rade 
die Bedeutung dieser letztgenannten Transfcrfonncn in in d cn lelz­
IcnJahrcn erheblich gewachKn. 
Nach Angaben der US.RilstungskontroU· und Abrüstungsbehörde 
(ACDA) haben lich die Waffenexporte in der Periode IlOn 1968 bis 
1977 verdoppelt und wieKn einejährliche Zuwachsrate von durch­
schnittlich i.lber 9$ auf, wobei die Steigerongsralen besonden in 
den Jahren 1971-73 und 197,S· 77 Ilberdurchschnittlich hoch waren. 
Nach Angaben dei Stockholmer SIPR I·lnnituli gingen in d4:n 70cr 
Jahren 74,3" aller Gro6waffentnmlfen in Länder der Dritt4:r! Welt 
und 25,7% in industriali,ierte Uinder. ACDA gibt an, daß die Im­
porte der EntwicklungJUi.llder 1968 noch 68" des internationalen 
Waffenhandelsau,machten und 1977 Ichon 78% betrugen. 

Westliche SpituncxporteuTC; USA, .'rankrtich, Groß.­
britannien, BRO 

Eindeutiger Schwerpunkt dei internationalen Waffenhandoeh war 
am Ende der 70tt Jahre der Nahe und Mitdere Osten, der aUein 
39,4," der lransferierten Warren auf sich ~'ereinigte (1963 noch 
11,8,"). Danach folgen Europa mit 25,3%. Afrika mit 16,~, (1968 
noch 2,5'-). Ostasien mit 6,4," (1968 noch 38,5" - Indochina· 
krieg!), Lateir\ilffierika mit 5,8'- (1968; 2,9'-) und Siidasien mit 
4,~ (1968; !I,~). Innerhalb dCJ Nahen und ~Iittleren Os!t:m enl' 
fielen 1977 wiederum 64'Ji der ge$amten Waffenimporte •• uf nur 
drei L;i.nder: den Iran, Israel und Saudi Arabien. 
"Nach politi.chen Gesichtspunkten eingeordnet," heißI CI im 
neue51en SIPRI·Jahrbuch 1980/81, "bleibt der Waffenexport in 
starkem Maße eine westliche Angelegenheit; wahrend dt:r 70cr 
Jahre kamen 66% der Lieferungen von Großv."llffen aus .NATO­
Mitgliedsstuten, wahrend die Mitgliedsstuten der Warschau,er Ver­
tragsorganil-lllion für 28% verantwortlich waren." 
Nach ACDA-Angaben ergibt lich für 1977 unter den westlichen 
Großwaffenlicferanten (g<:rechnet nach den Anteilen an:, Welt· 
markt) folgende Rangfolge: USA _ 39,2%, Frankreich _. 7,4~ 
Großbritannien _ 4,7% und Bundcsrepublik Deutschland _. 4,5'ro. 
Die Erhöhung der Anteile westeuropiiiKher Licferländer ging dabei 
..-or allem auf Kosten der USA, die noch 1968 über 50% dl:r welt· 

-
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weiten Waffenexporte nellte, wahrend die BRD zu diesem Zeit· 
punkt im internationalen Vergleich eine vemachlässigenswerte 
Größe darstellte. "DM Wachstu ln bundesdeutKher WaffenexJl(lf­
te," konltantiert SIPRI, "iJl eine neue Entwicklung der 70tr Jahre 
Wld besondcn des Zeitraums 197,S·79." 
"Verkäufe (von Waffen; d. Red.) aUJ der Bundesrepublik haben 
während der 70cr Jahre in alle Regionen der Dritten Wclt zuge­
nommen, am spektakulänten nach Südamcrika. In:!bcsondere in 
WestdeuUchland gebaute Unten«bootc, Schnellboote und Fre­
gatten werden für Kiufer aus der Dritten Welt zuochmend atU'lk­
liv. Dies geschah vor dem Hintergrund wiederbolter Versicherungen 
der Bonner Regierung, daß eine restriktive RüstungsexJl(lrtp<Jlitik 
\ufolgt ... ürde, zuletzt betont im 197ger Weißbuch zur Verteidi­
gung." (SIPRI) 
Mit der quantitatiw:;n Explosion der Waffenexporte und den Ver­
schicbull8en auf Seiten \'On Anbietern und Nachfragem ging in den 
70tr Jahren auch eine Erhohung der Zahl der imponierenden 
Under und ein Wandel zum E",pon hochkompluer Waffen­
systeme einher. 1960 operierten 't.ß. eru vier Entv.icklunjplander 
mil Obenchallflug-«:ugcn. 1977 Khon 47. Die Zahl der Entwick­
lungsl.inder, die 1977 im ßesitz \'on gepanzerten Militärfahneugcn 
... aren, wuchs seit 1960 von 38 auf 83 an. Einige Under der Drit· 
len Weh, besonden Brasilien, hrael, Indien und Südafrika, verfUgen 
heute über ein bedeutende' militäri.ches ProduktionspOlential und 
sind selbst zu Waffenexporteuren geworden. 
In diesen Entwicklungen spiegelt lieh auch eine bemerkenswerte 
Veränderung der internationalen Tnmfermelhoden wider. Militär· 
hilfsprogramme, wie sie die USA u.a. vor allem in der Periode des 
Kalten Krieges auf der Basis ~on Schenkungen durchfUhrten, wur· 
den mittlerweile weitgehend durch den Waffenhandcl auf kommer­
zieller Basis abgelöst. Träger uod Nutznießer dieses Waffenhandel, 
sind in enter Linie die transnational operierenden Rüstungskon, 
u:rne. 

Produktion), Rheinmetall mit Oe Kruitbom, i\"ieder lande 

(~Iunition), Oomier mit Oassault, frankreich (Produktion 

des Alpha'Jet) und Rheinmetall mit f~IC, USA (Bau eines 
gt'panzert en ~ Ich r'(weck· feuerunterstut zu ngs·Kampff ahr­

uugs) aufgebaut. Exporte erfolgen grundsätzlil;h aus den 
NATO-Drittländern, in denen Riistungsexporte nOl;h weni­

ger kontrolliert werden als in der Bundesrepublik. 

S<:hließlich hat die Bundesregierung in einer Reihe von 

Fällen die Faktcn 50 gebogen, bis sich eine lieferung im 

Rahmen der bettehenden Vorschriften genehmigen ließ. So 
wird der Alpha.J et, der als Trainings, und auch als Erd· 

kampfunterslützungsnugzcug ~erwendbar ist. nicht als 

Kriegs,,'affe eingestuft. Das flugzcug, das mit einer 

30·mm-Kanone be .... -affnet ist und mehrere hunderte von kg 
schwere Bomben tragen kann, ist nir die Bundesregierung im 

Export ein Schulnug;t;CUK und damit keine Kriegswaffe. 

Während im Frtihjahr 1978 der E.xPOrt von Fregatten nach 

Argentinien genehmigt wurde, wurden in dcr Hauptstadt 

Buenos Alres Verdunklungsübungen durchgeflihrt und die 

Reservisten mobil gemacht. Die Bundesregierung hatte Ar­
gentinien nicht als .. Spannungsgebiet" angesehen. Der Kon, 

nikt mit Chile um den Beagle·Kanal (siehe AlB 3/1979, S. 
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Kriegsbeihil1~en an den Aggressor Irak 
Daß sich das irakischc Husscin-Regime bei seinem am ~:2. Septem­
ber 1980 eröffneten "Blit~krieg" gegen den Iran (siehe AlB 
1(1981, S. 16-22) vornehmlich auf die Belieferung mit fnnzösisch­
bundesdeut,ct.en Waffen stützen konnte, ist durch Enthüllungen 
vom November 1980 und Januar 1981 erwiesen. Mehr noch verein­
barten französisch-bundesdeutsche Stellen Miue November 1980 
eine dramatische Ausweitung ihrer Waffenexporte an den Aggres­
sor, während die Sowjetunion, d ie bis Mitte der 70e!" Jahre das 
Gros der Rüstungsgiitcr flir die irakisehe Annee bestritt, nach Aus­
bruch dei Konflikts Irak-Iran ihre Militärlidcruß8'=" an Bagdad 
gänzlich einstellte. 
Am 16.11.1980 wurde in Paris ein französisch-irakisch.:s Vertrags­
paket über Warrenlieferungcn in Höhe von über 2 Mrd Dollar abge. 
ichlossen. Darunter fällt die Lieferung von 150 Kampfflugzeugen 
Alpha-Jet und einer unbekannten Zahl von Raketen und Lenk­
waffen. 25 dieser Alpha·Jets erreichten den Irak ben~ilS am 20, 
November 1980 über Jordanien und Saudi Arabien. 5 weitere 
Alpha-Jets wurden dem Irak kun: darauf ausgehändigt" verblieben 
aber vorerst zur Ausbildung irakischer Piloten auf französilChem 
Territorium. Das wußte die We$lberliner Zeitung Der Abend am 
8_1_1981 zu berichten. 

Alpha-Jets, Raketen u.a.m, für Bagdad 

Ihre Informanten waren Mitarbeiter der beiden bund(:$deutschen 
Rüstungsfirmen Domier und Messerschmitt-Bölkow-Blohm (MBB), 
die es wissen müsse n_ Denn Domier ist Gemeinschaftsproduzent 
mit der französischen firma Oauault-Breguet, MBB produ1:iert 
über das Gemischtunterncllmen Aerospatiale (SN LAS) ebenfalls 
mit, Und als Panner des Konsortiums THOMSON-CSf steuern die 
bundesdeutschen Konzerne Siemens und AEG Rfutung:selektronik 
1:U diesem Waffengeschäft bei_ 
Im Widerspruch zu ihrer Behauptung, bundesdeutsche Rüstungs­
exporte in "Spannungsgebiete" nicht zu billigen, unt.ernahm die 
Bundesregierung in die~m Fall überhaupt nichts, um die fnn1:Q.. 
sisch-bundesdcutschen Waffenlieferungen an den kriegführenden 
Irak 1:U stoppen, Genauso war sie bei den unmittelbar \"I)rausgegan­
genen RÜlilungsgeschäften mit dem Irak verfahren_ 

32-34; d, Red_ ) war der Bundesregierung zwar bekannt, 

nicht aber, daß "zwischen Argentinien und Chile Spannun­

gen bestehen", Der Konflikt sei immer auf juristü;chem Ge­
bie t ausgetragen worden,16 Insgesamt, so der Staatsse kretär 

Schne ll 1978 in einem Interview, sei "die Liste der Span­
nungsgebiete im Laufe der letzten Jahre etwas gelockcrt 
wordcn",17 

Welche politischen Schlüsse lassen sich aus der dal'geste llten 

Rüstungsexportpolitik der 70er Jahre ziehen? Be trachtet 
man die Länder, an die geliefert wurde und die Waffen, die 

geliefen wurden, ist man geneigt, die Rüstungsexp·ortpolitik 

der Bundesregierung in den 70CT Jahren als chi:totisch zu 

bezeichnen. 
Zwar wurden die meisten Rüstungswaren an r~'aklionäre 

zivile oder militärische Diktaturen in der Dritten Welt gelie. 

fert, aber auch Lieferungen an Peru (Bestellung der U-Boote 
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Die Pariser Zeitung Le Monde enthüllte am 4,11_ 1980, daß der Irak 
im Krieg am Persischen Golf beispielsweise den Kampfhubschrau­
ber Gazelle, bestückt mit der Panur-Rakete Hot, eimet>:t_ Kopro­
duzent dieser Panzer-Rakete aber in MBß/München, 
Am 6_11,1980 berichtete die Pariser Le Monde, die französische 
Regierung habe Bagdad 60 Kampfflugzeuge des Typs Mirage F I 
verkauft, von denen die ersten noch Ende desselben Monats ange­
liefert werden sollten. Diese Mirages sollen ausgerüstet werden mit 
der Luft-Boden-Rakete ASMP, Deren HersteDer i$l wiederum 
Aerospatiale (SNLAS), alias MBB/München. 
Von der~lben frarrzösisch-bundesdeutschen Gemischtfirma stamm­
ten schon die seit 1974 an den Irak, Saudi Arabien, Kuweit und 
Abu Dhabi gelieferten Pan1:erabwehr-Raketen Milan und die Luft­
abwehr-Raketen Roland. Und welche Garantie gibt es dame, daß 
von den in Bonn projektierten 300 Leopard 11 und rund 1.700 
weiteren Pan1:erfahn:eugen für Saudi Arabien nicht:c.ahllose an den 
Irak weitergereicht werden, wie im FaU Alpha-Jet? 

Die Pariser Zeitschrift L 'Express vom 4_ 10_1980 vermerkte, daß die 
französische Regierung bereits seit Anfang 1980 über die irakischen 
Kriegspläne unterrichtet gewesen ~in soU. Die Bundesregierung 
traf seitdem mehrfach mit ihr zu Konsultationen in Sachen Naher 
und Mittlerer Osten ZU5;'\mmen, darunter in Gipfeltreffen Kanzler 
Helmut Schmidt mit Frankreichs Präsident Giscar d'Estaing am 
4./5_ Januar 1980 usw, AndereI1eits wurden die irakisch-saudiara­
bische Bande am Vorabend des Krieges am Golf enger denn je 
geknüpft. Präsident S. Hussein reine just am 5, August 1980 zum 
ersten offiziellen Staat~besuch seit 1958 nach Riad. "Man weiß 
heute," so L'Express weiter, "daß der Besuch Husseins in Riad kein 
anderes Ziel hatte, als die Führer Saudi Arabiens über den bevor­
stehenden Angriff auf den Iran zu informieren und sich der wohl­
wollenden Neutralität Saudi Arabiens zu versichern_" 
Daß das neokolonialistische Musterregime der Sauds diese Infor­
mation nicht an seine "freunde" in Washington, Paris und Bonn 
weitergegeben haben könnte, i$l schwer vorstellbar. Die Bundes­
regierung hat überdies nach Kriegsausbruch die fraru:ösisch-bundes­
deutsche Waffenexportflut nach Bagdad mit abgesegnet. Sie hat 
keine Art von Stellungnahme abgegeben, um auf Frankreich gegen­
läufigen Druck auuuiiben, 
Bonn trifft damit ebenso wie Paris die schwere Verantwortung. den 
AggrC1sionskr ieg gegen die iranische Revolution ennuntert zu ha­
ben und am Leben zu erhalten - getreu dem Motto "Keine Waffen 
in Spannungsgebiete"_ .. 

1974) oder Algerien (Waffenfabrik) erfolgten, Das Ökono­

mische A rgument der Auslastung vorhandener Rüstungs­
kapazitäten stand bei der Begründung von Genehmigungen 

auch in Fällen, in denen nach den Grundsätzen der Bundes­

regierung nicht hätte geliefert werden dürfen, klar im Vor­
dergrund. Po litische Uberlegungen scheinen nur in Grenz­

bereichen eine Rolle gespielt zu haben, etwa bei möglichen 

Lieferungen an Südafrika, der Lieferung von Panzern an ver­
schiedene Länder, oder der Belieferung kriegführender Staa­

ten, Andere Kriterien blieben weitgehend wirkungslos, etwa 

der flexible "Spannungsgebiet"-Begriff oder die überlegung, 

ob Waffen für innere Auseinandersetzungen taugen, die für 
die Begründung von U-Boot-Exporten herangezogen wurde, 

Exporte von Kleinwaffen jedoch nicht verhinderte. 

Auch die Rüstungsindustrie schätzte die Rüslungsexport­

politik der Bundesregierung als chaot isch und unbereehen-



bar ein. Die einzige Möglichkeit. um herauszukommC'n, was 
die Bundesregierung genehmigt und was nicht, Wal[ nach 
Meinung des Lobbyislenblattes Wehrdienst der Antrag auf 
Genehmigung eines Exporles. 18 Ablehnungen mußten so 
zwar in Kauf genommen werden, hielten sich aber l~hlen­
mäßig in Grenzen_ 

1981 könnte für den Rüstungsexpon aus der Bund(~srepu­
blik ein entscheidendes jahr werden. Die BundesreS'ierung 
ist bereit, die Konsequenz aus der Kritik an ihrer Niichtan­
wendung der Grundsätze von 1971 zu ziehen - aber nicht 
in der Richtung des sozialdemokratischen Gesetzentwurfes 
von 1966, sondern in Richtung auf eine weitergehende 
Lockerung der Rüstungsexporte mit außenpolitischer Ziel· 
setzung. 
Die Rüstungsexporte werden in den nächsten jahren an­
wachsen _ mit oder ohne Saudi Arabien- und Chile-Ge­
schäft. Der bereits zitierte Bericht des US-amerikanischen 
Kongresses geht davon aus. daß zwischen 1974 undl 1979 
Waffen im Wert von 12 Mrd DM in der Bundesrepublik 
bestellt, aber nur für 5 Mrd DM Waffen exportiert wurden. 
Die Orderbücher enthielten also Anfang 1980 noch Bestel· 
lungen über 7 Mrd DM aus denjahren 1974 bis 1979. 1980 
sind weitere Aufträge hinzugekommen, so von Korvetten für 
Kolumbien, U-Booten rur Indien und Chile und Transport­
flugzeugen vom Typ Transall fUt Indonesien. Verhandlungen 
werden geführt über Alpha:Jet Flugzeuge rur den hOlk, U­
Boote fUt Brasilien und Flugzeugabwehrraketen vom Typ 
"Roland" ftir Argentinien. Ende 1980 wurde das erste einer 
vermutlich größeren Zahl von kleinen Zollbooten nach 
Südafrika ausgeliefert. 19 

Rückkehr zu einer "neuen" Bonner Exportpolitik 

Alle diese Exporte liegen innerhalb des GenehmigulTigsrah­
mens, den die Bundesregierung in den 7ger Jahren festgelegt 
hatte. Unter geübter Dehnung der Begriffe "Spannungs· 
gebiete" und "Kriegswaffen" ließen sich alle rechtfert.igen ­
Chile ist ebensowenig "Spannungsgebiet" wie andere MiIi· 
tärdiktaturen und das Schiff nach Südafrika als "For­
schungsschiff" deklariert, also keine "Kriegswaffe"". Der 
Export von Panzern nach Saudi Arabien ließe sich notfalls 
auch noch mit den in den 70er Jahren entwickelten Legiti­
mationsformeln begründen. Das dies nicht getan wird, son­
dern daß z.B. Außenminister H. D. Genseher offen für eine 
Aufgabe des Begriffes "Spannungsgebiete" und für die 
Einführung eines noch unspezifischeren Begriffes des "natio­
nalen Interesses" plädiert,20 deutet darauf hin, daß, dieses 
Geschäft nicht nur ein weiteres in einer langen Reihe, son· 
dern ein ganz besondercs sein könnte. 

Daf"Lir spricht auch, daß die Industrie eigentlich recht. wenig 
Interesse am Geschäft mit den Sauds hat. 21 Wenn tatsäch· 
lieh die 300 Panzer für Saudi Arabien von den 1.800 für die 
Bundeswehr, die bereits fest eingeplant waren. abgezogen 
werden, ergibt sich für sie kaum Zusatzverdienst. Auch das 
Argument, daß man mit dem "Speck" Rüstungslieferungen 
die fetten .. Mäuse" Zivilgeschäfte fangen könnte, wirkt an· 
gesichts des bereits vorhandenen GeschäfUvolumens mit 
Saudi Arabien kaum. 

Die Begründungen der Befürworter des Saudi-Arabien­
Panzergeschäftes sind politisch. Da ist die Rede von der 
Sicherung der Olquellen und der vorbeugenden }~bwehr 
einer sowjetischen Südexpansion. Das Leistun~bilan.(dcfizit 
läßt sich auch mit Panzer nicht schließen, wohl aber eine 
vermeintliche Lücke im militärischen Abschirmrin~r gegen 
die Sowjetunion. Eine ähnliche Lücke glaubten die USA und 
die Bundesrepublik in der Türkei erkannt zu haben - die 
Türkei wird gegenwärtig auf Kosten des bundesdeutschen 

Steuen.ahlers militärisch aufgerüstet. 
Die Türkei gehört der NATO an, Saudi Arabien ist ein zwar 
reiches, aber nicht durch militärische Bündnisse mit der 
Bundesrepublik verbundenes Lan~. Geht die Genehmigung 
ftir das Saudi-Arabien-Geschäft mit der genannten politi­
schen Begründung durch, sind wir, wa.s den Rüstungsexport 
in die Dritte Welt angeht, der Zeit \'Or 1965 wieder ein gutes 
Stück näher. Militärhilfe an andere "antikommunistische" 
Länder in größerem Umfang wird dann bald folgen. 

Dies geschähe unter sozialdemokratischer RegierungsfUh­
rung, mit einem sozialdemokratischen ParteifLihrer, der den 
Satz mitprägte "Mehr Waffen machen die Menschheit nicht 
sicherer, nur ärmer", im Verbund mit Ronald Reagan, dem 
reaktionärsten und außenpolitisch vermutlich aggressivsten 
US·Präsidenten seit H. Truman, trotz der Erfahrungen dcr 
ersten Hälfte der 60er jahre. 

Anmerltungen: 
I) Zit. nach: Bundesminister der Verteidigung, Weißbuch 1979, 

Sonn 1979, S. 38 
2) Neben den vie1diskutierteTi 300 Leopard-lI·Panzern dürfte - aus 

militilrtaktischen GriindeTi - der Export von gepanzerten Fahr­
zeugen zur Unterstützung, also Spähpanzer, TransporlpaTiUr. 
gepanzerte Mannschaftswagen usw. zur Ausrüstung einer Panzer· 
brigade gefordert werden. 

3) Diese Grundsätze sind offizieU nie veröffentlich worden. Aus· 
züge sind iTi verschiedenen halbamtlichen Zeit$Chriften und 00' 
kumentationen erschienen. Ein Nachdruck ist z.S. zu finden in: 
T. Mammituch, Die rechtlichen Grenzen von Rüstungsproduk­
tion und Rüstungshandel, Militärpolitik Dokumentation, Heft 
18, Frankfurt 1980 

4) Im Rüstungslobbyistcnblatt Wehrdienst hieß es in der Ausgabe 
Nr. 760, 30.6.1980, S. I: "LeilhtN als bishN tut Silh die 
SPD·gefohrre Bundevegienmg mit dN Genehmigung deutscher 
Rüstungsexporle in Nicht-Nato-LandN. In Industriekrei5CTI war 
eitle LockeruTig der bislang außerordentlich restriktiven bundes­
deutschen RüstuTlg5Cxport·Politik eigentlich erst für die Zeit 
nach der Sundestagswahl vom !l. Oktober erwartet worden. 
E,",te Aufweichtendenzcn sind 5Cit Mai·Juni l;U erkennen." 

!l) VgJ. zu einzelnen Geschäften: U. Albrecht. Der Handel mit Waf­
fen, München 1971; zur rechtlichen Seite: T. Mammitzsch, 
La.O. 

6) Nach: SIPRI, Arms Trade with the Third Wor]d, Landen 1971 
7) Angaben für deTi Zeitraum bis ]970 nach: Albrecht, a.a.O .. S. 

198; die Militämi]fe·Programme der 70tr Jahre sind volumen· 
mäßig nicht mit denen der 60tr Jahre vergleichbar; eine Ände­
rung zeichTiete sich erst mit dem Türkei-Hilfe·Programm 1980 

"'. 8) Der Antrag ist - ~nau wie die zitierten Geseuespassagen -
nachgedruckt in: T. Mammitzsch, a.a.O. 

9) Wehr und Wirt$Chaft, Nr. 7·8{1970. S. 393 
10) Siehe duu: U. A]brecht, Politik und Waffen~5chäfte, München 

1972,S.I7ff. 
11) Abgedruckt in: T. Mammitzsch, a.a.O. 
12) Es gibt keine offizieUen Zahlen über die bundesdeutsche Rü· 

stungnusfuhr. Dall Statistische Bundesanll versteckt die Anga­
ben über Rüstu~tramfers unter "Sonstige Exporte" bzw. 
..Regierungsimporte". Angaben aw anderen QueUen sind häufig 
durch politische Interessen motiviert und entsprechend kritisch 
zu würdigen. Die Angaben aus "erschiedenen Quellen weichen 
erheblich voneinander ab. 

13) US·Arms Control and Disarmament Agcncy, World Military 
Expenditures and Arms Tramfen, 1968·1977, Washington 1977 

14) Vgl. US-Senate, Report by the Committee on Foreign Relations, 
U.5. Conventional Arms Transfer Policy, Washington D.C., Juni 
1980 

l!l) Vgl. zu den einzelnen Geschäften: M. Bn:oska{H. Wulf, Offen­
sive im Rüstungsexport, in: Aufrüsten um Abzurüsten?, Rein­
bek 1980 und: U. Albrecht/p. Lock{H. Wu]f, Arbeitsplätze 
durch Rüstung? Reinbck 1978 

16) Bundestagsprotokolle 1977, S. 4785 
17) Frankfurter Rundschau (FR), 18.2.1978 
18) Wehrdienst, Nr. 760, 30.6.1980 
19) VgJ. zu den einzelnen Geschäften die laufende Bcrichterstattung 

in epd·Entwicklungspolitik, sowie sp~ifisch zum Süd afrika­
Geschäft: Marineforum 12{J980, S. 7!l7 

20) Nach FR, 19.1.1981 
21) So etwa der Tenor in der Rüstungszeil5chrift Wehttechnik, Nr. 

2{1980, Kommentar des Chefredakteurs Flume; vgl. auch die 
Äußerungen Wolff von Amerongens, zit. nach: FR, 21.1.1981 
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EI Salvador 

Alfclnso lbarruri Barrios 

Die B4!freiungsfront 
erkämp,fte die Initiative 

Unser Mittelameriko.-Sonderkorrespondent Alfon.so Ibarruri 
Burrios war vorort, als die so.lvadorianische Natiorwle Befrei. 
ungs/ront Farabundo Marti (FMLN) um 10. Januur d.} . .zur 
Genera/offensive (lrltral und als sie deren Ergebnis bilanzier. 
te. Seine Gesprächsparter, die FMLN-Leilungsmitgiieder 
Ana Guadolupe Martinel (siehe auch Kosten), Marj,o Agui"a­
da Carranza wie auch S. forge Handal insistierten: Wenn­
gleich diese Offensive keinen Oberrumpelungssieg' über die 
,kristdemokratisch-militärische junta brachte. darf dies 
nicht über die dabei tlon den Volkskräften erTungt'nen Posi­
tionsgewinne. nicht über den hohen Wert der dabei gesam­
melten Kampjerjohrungen und Schlußfolgerungen hinweg· 
tiiuschen. Andererseits ist die liefe Krise des Militärrcgimes 
(siehe AlB 2/1981, S. 4f[) keineswegs behoben. Der Ent· 
scheidungskampf in EI Salvador dauert an. 

Ungeachtet aller Unzulänglichkeiten, die man der januar. 
offensive 1981 der Nationalen Befreiungsfront Farabundo 
Mani (FMLN) entgegenhalten mag, hat sie doch alles in 
allem das Kräftependel in EI Salvador wgunsten der anti· 
diktatorischen Volkskräfte verschoben. So jedenfalls lautet 
die übereinstimmende, durchaus selbstkritische Bilanz füh· 
render FMLN·Kommandanten wie Mario Aguin_ada Car· 
ranza, Ana Guadalupe Martinez - mit beiden führte ich 
Gespräche - oder Schafiqjorge Handal. 

FI\1LN-Erstziele wurden ein gelöst 

Vorab bleibt festwhalten, daß die Volkskräfte 1980/81 ei· 
nen riesen Schritt nach Vorne getan haben, ind,~m ihnen 
sowohl die Herstellung der Einheit der revolutionären Or­
ganisationen in der Farabundo-Marti-Front (Oktober 1980) 
als auch einer Allianz der revolutionären und demokra· 
tischen Kräfte im ,Rahmen der Demokratisch·Revolutio­
nären Front (FDR) gelang (siehe im Einzelnen AlU 2/1981, 
S. 7/8; d. Red.). Dies hat dazu geruhtt, daß die junta im 
Landesinnem zunehmend isoliert wurde und sich die salva­
dorianisehe Revo lutionsbewegung international als glaub­
würdige Alternative profilieren konnte. 

überdies vermochte man aus mehr oder weniger vereinzelt 
und unkoordiniert arbeitenden bewaffneten ,Gruppen in 
einem jahr ein schlagkräftiges revolutionäres Volbheer der 
FMLN zu schaffen, dessen Ausbildungsstand und Bewaff­
nung jener der Sandinista!l kurz vor der Befreiun8 Nikara. 
gua!l (1979) kaum nachsteht. Mit der Einigung ~Iuf einen 
einheitlichen Kriegsplan konnten die revolutionär-demokra. 
tischen Kräfte zum jahresanfang 1981 schließlich aus einer 
Phase der strategischen Defensive - zum indestens auf mili-
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tärischem Feld - in eine Phase der strategischen Offensive 
übergehen. 

Mit der Generaloffensive vom 10. januar 1981 wurden die 
im voraus vom FMLN-Oberkommando festgelegten Erstziele 
überwiegend erreicht. Diese Ziele lauteten: 
• Durch die Einleitung größerer militärischer Aktionen 
national und international die Kraft, Stärke und Handlungs­
fihigkeit der revolutionär-demokratischen Kräfte EI SaIva­
don zu demonstrieren. 
• Dem Feind auf dem militärischen Feld die Initiative aus 
der Hand zu nehmen. 
• Durch verstärkten militärischen Druck auf Regierung 
und Armee einerseits die j unta politisch zu schwächen und 
andererseits die Bedingungen für politische übereinkünfte 
mit Sektoren des Militärs, der Kirche und des Bürgertums zu 
verbessern. 
• In der Bevölkerung die Siegeszuversicht und die Bereit­
schaft zur Teilnahme an Aufstandsaktionen zu fördern. 

Auf die Frage, ob die Offensive ein Mißerfolg gewesen sei, 
erwiderte S. jorge Handal: "Nein, sie war kein Mißerfolg. 
Wir hatten als erstes militärisches Ziel die Ausdehnung des 
Krieges auf das ganze Lalld und die Schaffung einer Bewe­
gung, die die GueriUaaktionen mit Aktionen größerer Trag­
weite verbindet. Wir hatten auch ein politisches Ziel: Nach 
außen die weltweite Solidarität begiinstigen, im Innern lo­
kale Aufstände ermöglichen und eine rur die Gruppierung 
der demokratischen Kreise der Armee um die Nationale Be­
freiungsfront FMLN günstige Lage zu schaffen. Es handelte 
sich nicht darum, den Feind sofort zu schlagen. 
Unsere Propaganda, das ist richtig, sündigte anfangs durch 
triumphalist ische Auswüchse. Welches ist unsere Bilanz? 
Wir haben unsere ersten Zide erreicht. Unsere Kräfte haben 



Erfahrungen gesammelt, wir haben unser Hinterland erwei­
tert und neue Stützpunkte geschaffen. Konkret haben wir 
die vorgeschobenen Basen des Feindes in zahlreichen Klein­
städten neutralisiert." 
In der Tat wurde dem Feind insbesondere auf dem militäri· 
sehen Feld die Initiative aus der Hand genommen. Er ist 

heute nicht mehr in der Lage, in einem Teil des Landes 
größere Truppenverbände zu konzentrie ren. ohne andere 

Stellungen zu en tblößen : die Guerilla bestimmt, 'Wo ge­
kämpft wird. Dabei führt die FM LN - wie M. Aguinada 
Carranza erläuterte - einen Bewegungskrieg. D.h. sic hält 
bestimmte Stellungen aufgrund ihrcr logistischen un.d waf­
fentechnischen Unterlegenheit (keine Luftwaffe) immer nur 
vorübergehend, um sich dann wieder zurückzuziehe,n. Die 
Tatsache, daß die Guerilla besetzte Ortschaften wiedler ver­
läßt, ist somit nicht Ausdruck einer militärischen Nieder­

lage, sondern Ausdruck einer realistischen militäJrischen 
Strategie. 

Negativ einzuschätzen ist, daß sich nach den ersten Anfangs· 
erfolgen in den Reihen der FDR jener unangemessene 
"Triumphalismus" ausbreitete. FDR-Sprecher benutZiten das 
Wort der "EndoHensive" ohne Absprache m iit der 
FM LN-Führung. 

Schwächen Triumphalismus und Generalstreik 

Außerdem rief die FDR ebenfalls unabgesprochen zum 
Generalstreik auf, den die FM LN-Führung, in Kenntnis der 
Tatsache, daß aufg.,und der Repression in EI Salvador ein 
richtiger Generalstreik nur in dem durch die Gewehre er­
kämpften Freiraum zu organisieren ist, erst als alledet2:ten 
Schlag gegen die Junta vorgesehen hat. Vor diesem Hinter­
grund muß der 2-tägige Generalstreik, der etwa 5'()% der 
ökonomischen Tätigkeit des Landes lahmgelegt hat und vor 
allem auch zahlreiche Staatsangestellte einbe2:ogen hat, noch 
als Erfolg gewertet werden. 
Die Schwierigkeit einen politischen Generalstreik in San 5al­
vador 2:U organisieren, der in eine allgemeine Volkserhebung 
nikaraguanischen Zuschnitts einmünden könnte, hat freilich 
auch 2:U tun mit der außerordentlichen Repression gegen die 
Arbeiterbewegung (...:ahlreiche ihrer Führer wurden in den 
JetUen Monaten ermordet) und der Konzentration der mili· 
tärischen Juntakräfte gerade in der Hauptstadt. Die militä· 
rische Gegenkonzentration der FMLN aber fehlte während 
der Januaroffensive 1981 gerade hier. 
Der Generalstreikaufruf konnte nicht voll durchschlagen, da 
"in der Hauptstadt kaum Guerillakräfte konzentriert waren, 
die den Massen einen Schut2: gegeben hätten". So resUmiertc 
A. Guadalupe Martinez. "Staudenen gab es einen polit i­
schen Aufruf 2:um Streik, der nach 48 Stunden abllaute ... 

Ana Guadalupe Martinez/Jose Ramon Medrano 
Die Hauptrolle spielt das Volk 

FRAGE: Es gab ursprünglich Verwirrung darüber, um was rur eine 
Art von Ofrensive es sich handelt. Die Envartungshaltung war, die 
Guerilla versuche den entseheidenden Sdllag gegen die Junta zu 
führen. 
ANTWORT: Man kann nidlt bei militärischen Aktiorn:n - schon 
gar nieht, wenn man von Erhebung oder Offensive spricht - von 
einer halben Aktion reden, von einer Teiloffensive etwa. Es ist 
erforderlich, gerade die Anfangsphase zu betonen. Auf den Beginn 
der Offensive waren sehon große Hoffnungen gesetzt worden, denn 
es gab bereiu seit lingen:m eine ve rflilschende Infonnationspolitik 
darüber. So war die Envartungshaltung entstanden, die Offensive 
werde dem Regime in EI Salvador ein Ende ben:iten. 
Ich glaube, wir müssen k.larstellen, daß die Offeruive 2:unäehn als 
ein qualitativer Sdlritt umerer Trup!)C geplant war, \"(m einer de­
feruiven HaLtung mit Unterstüt2:ung der Bevölkerung in eine mili­
Ilirische Offensive üben:ugehen. Nachdem das Regime seit Monaten 
einen Ausrottungsfeld2:ug beueibt, wartete die Bevölkerung auf 
militärische Aktionen der FMLN. Wir erachteten es als notwendig, 
einen neuen Weg der Konfrontation des Volkes mit den u:aktio­
miren Krähen frei2:umaehen. So berei teten wir für den 10. lanuar 
einen eher militärischen als politischen Zusammenstoß vor. ( ... ) 
FRAGE: Worin bestand ursprünglich das Ziel der Offensive? 
AN1WORT: Zunächst ging es darum, innerhalb unserer Kräfte eine 
offensive Haltung zu schaffen, und unseren militärischen Führern 
Erfahrungen mit einer Großoffensive 2:U \'ermiUeln. Zum anderen 
befand sich der Feind in der Offensive und versuchte, uns mit 
großen Trul)penkontigenten 2:U schlagen, etwa in Morazan. 
Logistisch waten wir vor der Offensive schwächer und verfügten 
tiber viel weniger Waffen als jetU, trotz aller Kräfte, die der Feind 
hier 2:usammenzog. Seine nächste Offensive in San Vicente hatte 
wegen der Schl~e, die wir ihm in Morazilß und Chalatenango ver· 
setzt hallen, schon erheblich weniger Kraft. Wi r haben gezeigt, daß 
wir in der Lage waren, die militärische Situation 2:U beherrschen. 
Dabei war das erst der Anfang der Offensive.. Unser Ziel war gar 
nicht, Garnisonen einzunehmen. 
Unser Gesamtplan war nicht überall erfolgreich, aber wir haben 
dennoch die von uns kontrollierten Zonen ausgedehnt. Dagegen ist 
die milillirische Offensive an der zentralen Front fehlg."$Chlagcn. 
Hier war der politischen Aktivillit gegenüber der militärischen eine 
größere Bedeutung beigemessen worden. Im Gegensat1' 2:um Feind 
hat die Guerilla ihre Kräfte nicht auf San Salvador kon:tentriert 
und die Hauptstadt unterschätzt. ( ... ) I 

FRAGE: Verfügt die FMLN über ausreichende Waffen um 1'Um 
Zeitpunkt einer allgemeinen Erhebung das Volk auszuriliten? 
AN1WORT: Ich glaube, wenn wir uns darauf beschränken, die 
Stärk.e der FMLN nur darin zU sehen, ob sie das Volk bewaffnen 
kann, begehen wir einen Fehler. Denn die Lösung ist nicht nur 
militärisch, sondern politisch. 
Die Massen müss<:n nicht bewaffnet sein, denn 2:unächst können sie 
sie (die Waffen; d. Red.) gar nicht benutzen. Der Zusammenstoß is t 
nicht militäriseh, ,ondern es geht um eine politische Zermürbung 
der JunI<>. Wenn wir uns nur auf die Konfrontation mit einem 
anderen Heer einließen, wären wir schon verloren. Wir können uns 
nicht mit einem Heer vergleiehen, das hauptsächlich von einer Mili­
tärmacht wie den USA versorgt wird. 
Wir nihren einen revolutionären Krieg, in dem der militärische Be­
reich eine Rolle spieli, aber nicht die hauptsächliche. Dies<: Rolle 
nimmt da. Volk ein. ( ... ) 
(Quelle: !DES, Berlin·West, Nr. 24/30.1. 1981) 
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Die Massen fUhhe n sich nicht unterstützt, den Str,~ik massiv 
durchzufUhren, und fUr die politisch·miJitärischen Organisa­
tionen war er zu schwach, als daß sie ihn in cine Erhebung 
hätten überfUhren können ... Der Streikaufruf l:U diesem 
Zeitpunkt war ein politischer Fehler." Eine wicht iige Lehre, 
die sich bei der perspektivischen Endoffensive auszahlen 
könnte. 

Die Volkskräfte müssen sich dabei allerdings auf einen har­
ten Kampf einstellen, da die Junta truppen durch eine mas­
sive Waffen· und Munitionszufuhr aus den USA, Israel und 
Venezuela (siehe Mittelamerika-Beiträge in diesem Heft; d. 
Red.) sowie durch die Armeen von Honduras und Guate­
mala Uberlebenshilfen erhalten. Die Tatsache, daß das revo­
lutionäre Volksherr so nicht über eine offene Gre:llze - wie 
di e Sandinistas im Falle Kostarikas - verfUgt und nur weni­
ge Gebiete EI Salvadors fur den klassischen 'Guedllakampf 
(Wälder, Berge) geeignet sind, erschwert den be .... ·affneten 
Befreiungska mpf ohnehin. Es beeinträchtigt beis:pieJsweise 
die Sicherstellung des Nachschubs bei länger andauernden 
Gefechten_ Und es bedeutet, daß eines der wese"lltlichsten 
Rückzugsgebie te der Guerilleros die Hauptstadt sellbst ist. 

Das Schicksal EI Salvadors wird indessen nicht 3J leine auf 
dem militärischen Feld entschieden, sondern wesentlich 
auch auf der politischen und dilpomatischen Ehene. Hier 
hängt fUr die revol utionär-demokratischen Kräfte sehr viel 
davon ab, inwieweit es ihnen gelingt, d ie Junta weiter zu 
isolieren. 
Im Lande kommt es darauf an, diejenigen KräJte in das 
Vorhaben zur Bildung einer Demokratisch-Revol utionären 
Regierung einzubeziehen oder zu neutralisieren, die bisher 
noch eine unentschiedene Haltung einnehmen a.der sogar 
auf der Seite der Regierung kämpfen, wie Teile der Kirche, 
der Großtei l der mittleren und kleineren Unt,~rnehmer, 

größere Teile des Militärs. Daß die Aussichten fU r eine zu­
mindestens partielle Einbeziehung dieser Kräfte nicht 
schlecht sind. wenn die FDR/ FMLN es nicht beim bloßen 
Appell zur Zusammenarbeit bewenden läßt, sondern auch 
konkrete Angebote unterbreitet, zeigt das aktuelle Beispiel 
des "neuen Heeres". 
Diesem Schri tt lag die Einsicht der Volks kräfte zugrunde, 
daß sich die Hauptarbeit der FDR/FMLN hier nicht auf den 

10-Punkte-Programm 
für ein neues Heer 

L. Das neue Ueer wird tmter gemeiruamer Verantw<.Irtung s<.lw<.Ihl 
der patri<.ltisehen Offi~iere der alten Armee als auch der Stäbe 
der revolutionären Streitkräfte aufgeb3ut. 

2. Die militärischen Ränge und Verdienste beider Seit!~n werden 
anerkannt. 

3. Schaffung einer neuen Militäuchule unter folgenden Kriterien: 
das im revolutionären Volkskrieg erworbene Wissen und Be· 
wußtsein. die Fähigkeiten der patriotischen Offiziere und die 
Beiträge aller Militärakademien der Welt, wenn sie helfen wol­
len, ohne Souveränität und Unabhängigkeit zu gefahrden. 

4. Neue Militiirrechte 
5. Schluß mit allen Privilegien und der Korruption ab Sy'nem mili· 

tärischer Laufbahnen. 
6. Revision der Militätverträge mit den USA, Chile, AI'gentinien. 

Venezuela. Südkorea. N:olIionalchina und h rael. 
7. Das neue Heer erkennt die Rolle der FM LN als Avantgarde an 

und unterHeIlt sich der Demokratisch·Revolut ionlin:n Regie­
rung. 

8. Das neue Heer definiert sich als Garant des Auftrags der neuen 
Regierung. 

9. Gerechte Verfahren gegen Offi~iere, die mit der Repn:ssion ver­
bunden waren. 

IO.lm weiteren Verlauf des Krieges werden die Gefangen,:n gerecht 
und nach der Genfer Konvention behandelt. 

(Quelle: IDES, Berlin·West, NT. 25/6.2.1981) 
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Aufruf zur Desertion oder offenen Rebellion beschränken 
kann. Darauf spricht nur eine kleine Minderheit revolutio­
närer Offiziere an. Die Mehrheit der Offi~iere hat zwar real 
Angst vor der "kommunistischen Gefahr" und denkt und 
handelt auch entsprechend den Normen einer militärischen 
lnstimtion (Disziplin usw.). Sie verspürt aber trotzdem eine 
starke Unzufriedenheit über die gegenwärtige Regierungs­
politik und zweifelt te ilweise sogar an der Legalität dieser 
Regierung, zuma! die Ausbootung des reformwilligenjunta. 
Obersten A. Adolfo Majano im De~ember 1980 und die 
Einsetzung des Uhrarechten Guitierez als Oberkomman­
dierenden durch völlig irreguläre Abstimmungen im Heer 
eingeleitet wurde. 

Majano, der weiterhin im Untergrund von San Salvador lebt, 
versuchte seither dem Denken und Fühlen dieser großen 
Gruppe von unzufriedenen Militärs Ausdruck zu verleihen, 
indem er einerseits die Regierungsjunta scharf angriff, ande­
rerseits seine Nicht~ugehörigkeit zur FDR betonte und rur 
eine Verhandlungslösung plädierte. Die FDR/ FMLN zeigte 
sich bereit, ein Abkommen zu schließen, das den Teilen des 
Militärs, die sich gegen die Duarte-Junta wenden, eine mit­
gestaltende Rolle bei Bildung des neuen Volksheeres und 
auch eine Beteiligung an der zu bildenden Revolutionsregie­
rung zugesteht. 

Genau dies geschah dann am 4. Februar 1981, als in Mora­
zan zwischen dem FMLN·Oberkommando und der im Ok­
tober 1979 putschtragenden Juventud Militar Uunge Mili­
tärs) ein gemeinsames 10-Punkte-Programm ftir ein "neues 
Heer" (Wortlaut siehe Kasten) vereinbart wurde. Im Mani· 
fest von Morazan, das von Kommandant Joaquin Villalobos 
(FMLN) , Leoncio Pichinte (FDR-Präsidium) und Haupt· 
mann F. Mena Sandoval Uuventud Militar) unterzeichnet 
wurde, heißt es, daß der Krieg in EI Salvador "der Kampf 
eines ganzen Volkes gegen eine Handvoll Unterdrücker ist. 
Revolutionäre, demokratische, religiöse und militärische 
Kräfte haben sich wsammengeschlossen, um die Interessen 
des Volkes zu verteidigen und einen wirklichen Frieden, 
Gerechtigkeit und Freiheit zu erlangen ... Die Proklamation 
der Juventud Militar vom 15. Oktober 1979 und das 
FDR / FMLN-Programm für eine Demokratisch·Revolutio­
näre Regierung stimmen im wesentlichen überein". 
Das Abkommen von Morazan spiegelt nicht nur die Kräfte­
verschiebung zugunsten der antidiktatorischen Opposition 
in EI Salvador wider. Es könnte auch unter Umständen die 
Tür ftir eine politische Verhandlungslösung wieder öffnen, 
die von der F~1LN/FDR·Führung keineswegs ausgeschlagen 
wird. 

Die Junta weiter isolieren! 

"Wir stellen (militärische) Offensive und Verhandlungen 
nicht einander gegenüber," betonte FM LN-Kommandant S. 
J orge Handal Anfang Februar dJ. in San Salvador. "Aber 
verhandelt werden muß mit den USA und nicht mit der 
Junta. Die Faschisten stellen in mei nem Land nichts dar. 
Die US-amerikanische Regierung hat uns vom ersten Tag der 
Offensive an ihren Wunsch. mit uns w diskutieren, mitteilen 
lassen. Wir waren einverstanden; aber sie hat die Tür brutal 
zugeschlagen. Gleichzeitig stärkte sie militärisch die Junta ... 
Sehr starken Druck übt sie auf unsere Nachbarn Guatemala 
und Honduras aus, indem sie sie aufforderl , der Junta mili­
tärisch beizustehen. Wir sind unsererseits immer zu Diskus­
sionen mit der Regierung Reagan bereit." 
Alles. was unterdessen weltweit an antiinterventionistischem 
Druck auf die Reagan.Administration mobilisiert werden 
kann, bringt die salvadorianischen Volkskräfte dem Sieg 
näher. 



Mittelamerika - USA 
Unmittelbar nach dem AmIsantritt der Reagan-A dministration vom 20. Januar 1981 stellte Außenminister Alexander Haig klar, 
die bisherige Unterstützung It'ashingtons für die mittelamerikanischen Militijrdiktaturen sei zu gering gewesen und müsse 
drastisch ausgeweitet werden. Präsident RonQ/d Reag(Hl, der eine direkte U5-Militärintervention in der Regr.'on (zum aktuellen 
Stand siehe AlB 2/1981, S. 3f!) schon im Oktober 1980 nicht ausschließen mochte, strich unverzüglich die zugesagte Wirt­
schoftshitfe für Nikaragua und stockte die Hilfe [ur die salvadorianische Junta auf jährlich 30 Mio Dollar auf. Unterdessen 
landen in lIopango, nahe San Salvador, ununterbrochen US-Transportjlugzeuge des Typs Hereules mit T.eils "leih weisem " 
Kn'egsmateriaf: Kamp/hubschraubern, Granatwerfern, Granaten (rund /0.000 im januar d.j.J, M-16 Gewehren uam. Nach 
Aussage des Oberkommondierenden der salvadorianisehen Farabundo·Marti-Fronl (FMLN) S. Cayetano Carpio wurden ferner 
weitere 800 US-Offiziere und Techniker von Panama nach EI Salvador verlagert. In Honduras wurde der US-Beraterstab für die 
Armee um 23 US-Offjziere el'Weitert. Und den af{zu geschwätzigen US-Botschafter in San Salvador R. White ersetzte man durch 
F. Chapin - den ZUllor schon Zu.<tiindigen im lVashingtoner Verteidigungsministerium für lVaffenlieferungen nach EI Salvador ... 
Der karwdische journalist Tim Drainin zeigt auf, welche Mitte/amerika.Konzeption der Reagan-Mannschaft sich dahinter 
verbirgt. lVie sich die revolutionären Kräfte Mitle{amerikos und der Karibik auf die akute Bedrohung durch lYashington 
einstellen, veranschaulichen die Stellungnahmen des nikaraguanischen Innenministers und Sandinista·F/J.'hrungsmitg/iedes Tomos 
Borge, des kuba nischen Priisidentcn Fidel Costro, des Gencralsekretiirs der Partei der Volksavantgardc Kostarikas Francisco 
Gamboa sowie der F/J.'hrungsmitK/ieder dcr salvadorionischen Farabundo·Marti-Front Mario Aguinada Carranza, Herman Cien· 
fueKos und luan Jose Medrano. 

Tim Drainin 

Das Konzept der 
Reagan-Administration 

"Unter Reagan, einem zügellosen CIA und einem offenen US·~ilita· 
rismus würde cine Einmischung höchstwahrscheinlich in unserem ei· 
genen Hinternof stattfinden." 

Jdfrey Klein, Mother Jones, Sept.fOkt. 1980 

Nach Meinung einiger führender Berater Reagans, hat Carters Politik 
Kuba ermutigt, seine revolutionären Aktivitäten in Zentralamerika 
zu verstärken, so daß lokale Unrohen in EI Salvador, Guatemala und 
Honduras zum offenen, regionalen Krieg führen könnten. EI Salvador 
$eheint dem Zusammenbruch inzwis<;hen re<;ht nahe zu sein, einige 
Beratet legen dem Präsidenten nahe, die Entsendung von Marine­
Infanteristen in Betra<;ht zu ziehen. Wie die Dinge si<;h entwi<;ke\n, 
scheint Mitlelamerika für Ronald Reagan die Krisenzone zu werden, 
die der Persische Golf für Jimmy Carter und Südostasien rur Richard 
Nixon und LyndonJohn5on war. The New Republi<;, 29.11 .1980 

"Ich stimme mit unserer Hilfe rur Nikaragua ni<;ht überein, weil wir 
sie in der Illusion leineten dadur<;h eine zutiefst linke Regierung zu 
verhinderfL .. daß wir dort eine irgendwie gemäßigte Regierong hät­
ten. .. Wir sehen hier die Anwendung der Domino-Theorie ... , und ich 
denke, es 'SI rur das amerikanis<;he Volk an der Zeit einzusehen, daß 
wir der lelzte Domino-Stein sind." Ronald Reaglll1, September 1980 

Der wachsende Widerstand der Opposition in Mittclamerika 
auf der einen. die räumliche Nähe zu den Vereinigten Staa­
ten auf der anderen Seite, läßt dieses Thema auf der Tages­
ordnung der kommenden Regierung ganz oben stehen. 
Jeane Kirkpatrick, Reagans Chefberatcrin und designierte 
Sprecherin für Lateinamerika: "Die Probleme in Latein­
amerika müssen sofort in Angriff genommen werden." 
Unter der Regie von Reagans außenpolitischem Chefberater 
Richard V, Allen bereitet die Professorin der Georgetown 
University mit weniger als einem Dutzend Experten die 
künftige Mittclamerikapolitik vor. Die prominentesten unter 

P'<>'C'>,Jc_".IoO<l '''' <km W~I6cn Ho"" In w''''',n!lom ,,"~In~ US·]n'c".n'"", In 
E1Sah·a<Io< , •. "Keine ftilf~ mehr rurdie Rcp<"'"' ,. 

ihnen sind drei konservative Akademiker und ein pensionier­
ter General: Roger Fontaine, früherer Direktor für latein­
amerikanische Studicn am Gcorgetown Center for Strategie 
and International Studies (CSIS) und gcgenwärtig Professor 
am American Enterprise Institutt (AEI); James Theberge, 
ebenfalls früherer Direktor für lateinamerikanische Studien 
beim CSIS und Botschafter in Nikaragua von 1975-77; 
Pedro Sanjuan, AEI-Direktor für Angelcgenheiten der west­
lichen Weh und Generalleutnant Daniel O. Graham, ein 
fanatisch antikommunistischer Falke. früherer Direktor der 
Dcfense Agency. Dieses Team, wie viele andere von Riehard 
Allen zusa mmengestellt, ist ein Teil dessen, was für die 
Washington Post als das "Who is who" (Wer ist wer? ; d. 
Red.) rechter Theoretiker und Aktivisten benennt. 
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Diese Berater waren monatelang daIJIit beschäftigt, die sechs 
Nationen Zentralamerikas zu bereisen, um eine zusammen­
hängende, verständliche US-Strategie zu erarbeiten. Obwohl 
Reagan und seine Berater es stets unterließen, Einzelheiten 
ihrer Pläne bekannt zu gebell, sind deren Grundlagen doch 
ständig wiederholt worden. 

Wirtschaftlich ist Mittelamerika nicht bedeutend ftir die 
USA. Weniger als 1% der Exporte gehen in diese Region und 
der Wen der Investitionen wird auf einen Buchwert von 
weniger als I Mrd Dollar geschätzt. Jedoch betrachtet Rea­
gans Team sie in einer weltpolitischen Perspektive und ana­
lysiert dieses Gebiet einschließlich der Karibik in Kattgorien 
der wdtwdttn Ost-\\'tst-Rivalität. 

Das "Mare Nostrum" der USA 

Rtagans Strategtn warntn davor, daß dieser südliche Nach­
bar angesichts der Zunahme der sowjetischen Präsenz (als 
solche wtrden interne sozialistische Kräfte ebtnso wie Hilfe­
leistung Kubas, der UdSSR oder anderer sozialistischer Staa­
ten bezeichnet; d. Red.) ein Schwerpunkt in Amerikas Ver­
teidigungssystem werden könnte. Nach James Theberge er­
fordert die Verteidigung des US-Futlandes und der gesam­
ten westlichen Hemisphäre einen ungehinderten Zugang zur 
Karibik, sowie zu gewisstn Territorien, Militärbasen und 
zum Panamakanal. überdies versorgen die 20 Länder und 7 
Protektoratt der Karibik zusammen die USA mit praktisch 
dem gesamten Bedarf an Bauxit und mit bedeutenden Men­
gen an strategisch wichtigen und sdtenen Rohstoffen wie 
Nickel, Eisenen: und Kupfer. 
Der Panamakanal selbst wird als lebenswichtiger Wehhan­
deisweg betrachtet. 25% der US-Olimpone passieren dieses 
Gebiet, das einige das "amerikanische Mittelmeer" nennen. 
Dieser Prozentsatz könnte beträchtlich steigen, falls sich Be­
richte bewahrheiten, die in diesem Gebiet Ölvorräte von der 
6-7fachen Mtnge der gesamten Vorkommen in Saudi Ara­
bien und am Persischen Golf vermuten. 
Geschichtlich ist die Karibik der preiswerte Brotkorb rur die 
USA als Lieferant großer Mengen an Zucker. Bananen. 
Fleisch und Kaffee. Schließlich verkörpert dieses expan­
sive"Mare nostrum", wie US-f..'1ilitärstrategen die Karibik 
traditionell bezeichnen, US-lnvestitionen in Höhe von 13,7 
Mrd Dollar. ( ... ) 
Reagans Berater sind der Meinung, daß Carters Beharren auf 
einer Politik der Menschenrechtt dem Ansehen und der in-

nenpolitischen Sicherheit der treuesten antikommunisti­
schen Verbündeten geschadet habe und Schuld an der rapi­
den Verschlechterung ihrer Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten sei. Andererseits hat dies die Unterstützung der USA 
in internationalen Gremien wie den Vereinten Nationen 
oder der Organisation Amerikanischer Staaten (DAS) ge­
kostet. 
"Dies wird im Januar ein Ende finden", gdobteJeane Kirk­
patrick, "die Reagan-Regierung wird sich auf traditionelle 
Weisheit und traditionellen Brauch besinnen." Kirkpatrick 
erklärt, daß die Vereinigten Staaten aufhören müßten, jede 
Regierung zu kritisieren, die versucht, Terrorismus und 
Guerillaaktionen zu unterbinden. "Im Gegenteil, seitdem 
alle Länder rur den Kommunismus anfällig sind, werden wir 
ihnen helfen mÜ'lsen_" 
Ein weiterer Reagan-Berater, Roger Fontaine, erweist der 
Ära des Kalten Krieges Referenz, indem er die kommende 
Lateinamerika-Politik Reagans mit der Trwnan-Doktrin ver­
gleicht: "Sie erinnern sich, daß die Truman-Doktrin für 
Gri echenland in den späten 40er Jahren geschaffen wurde, 
um die dortige Regierung vor bewaffneten Minderheiten zu 
schützen, die von außen, vornehmlich von der Sowjet union 
ausgerüstet und gelenkt wurden. Eine ähnliche Situation 
herrscht nun in einigen Ländern Lateinamerikas vor." 

Volle Stützung antikommunistischer Verbündeter 

Fontaine unterstellt, daß dort bewaffnete Minderheiten, 
hauptsächlich von Kuba unterstützt, versuchen, die Regie­
rungen zu destabilisieren. Dank der Anwendung der Tru· 
man-Doktrin, so Fontaine, wird Lateinamerika - speziell EI 
Salvador und Guatemala - Empfänger unbegrenzter wirt­
schaftlicher und militärischer Hilfe, einschließlich der Ent­
sendung von US.Militärberatern. werden. 
Zu Beginn der Amtszeit Carters (1977-81: d. Red.) wurde 
seiner Politik oft nachgesagt, den Strategien der multinatio­
nalen Konzerne zu entsprechen_ Dies ergab sich nicht nur 
aus der Tatsache, daß viele Angehörige der Carter-Admini­
stration - einschließlich des Präsidenten - selbst Ex-Trilate· 
ralisten sind. sondern auch aus der Bestimmtheit, mit der 
Garter die angeblich für die US-Interessen dringlichste frage 
verfolgte: di e Verhandlungen um den Panamakanal. 
Jedoch wurde Carter gegen Ende seiner Amtszeit nahezu 
vollständig von der internationalen Geschäftswelt im Stich 
gelasstn. Deutlichste Anzeichen hierfür war die kürzliche 

S;,ulen de, Rcapn_Adm;nl>"ahon I~. I . n. ,.) Aulknm.n"'c, !lall- I'rtii<l<n' Rcapn, Vc"ctdllunpmIQt<lC' "'c,"be"c, . ul<lna"",nko·(:I",Ib<n'e, Allen 
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Lateinamerika-Reise von David RockefeJler, dem Vorstands­
vorsil:i:enden der Chase Manhattan Bank und Gründer der 
Trilateralen Kommission. Als selbsternannter BOllSchafter 
des Präsidentschaftskandidaten übcrbrachte Rockc:feller den 
Diktatoren den einschmeichelnden Satz, daß "Mr. Reagan es 
deutlich machen werde, er werde sich so mit den Problemen 
der Welt befassen, wie sie tatsächlich sind". Die Rea­
gan·Regierung werde künftig den lIandelsinteressen eine 
weit größere Bedeutung zukommen lassen, insbesondere, 
falls Verbündete wie John Connatty und George Shuhz ins 
Kabinett gelangen sollten. ( ... ) 

Schon hat die "Wallfahrt" der Konservativen aus der Region 
nach Washington begonnen, um sich die UnterstüLtung der 
an die Macht kommenden Republikaner zu sichern. Vertre­
ter der in der Altianza Productiva organisierten Privatwirt­
schaft in EI Salvador konferierten in der letzten November­
woche (I980; d. Red.) mit Beratern Reagans. Ihne·n wurde 
die Zusicherung gegeben, den Streitkräften des Landes 
Kampfausriistungen zu liefern. 
Wenige Tage darauf traf sich der Präsident Kostarikas, Rod­
rigo Caraw, nach Gesprächen mit Präsident Garter mit (dem 
zukünftigen Vizepräsidenten; d. Red.) George Rush und 
anderen Reagan-Gehilfen. Als zuverlässiger Unterstützer der 
salvadorianischen Junta wird der christsozialc: Carazo in eine 
politische Altianz mit dem Norden Zentralamerikas gezogen. 
Carazo hat auch öffentlich Befürchtungen geäußert, Nikara­
gua könnte sich zum Kommunismus hin entwickeln. Ob­
wohl er über EI Salvador ebenso besorgt ist wie die Amerika­
ner, weiß Carazo die weitreichenden Auswirkung;en einer 
direkten US-I(ltervention in dem spannungsgclad{:nen Ge­
biet einzuschätzen. Von ihm kann erwartet werden, daß er 
hinter den Kulissen für die Unterstützung indirelkter US­
Eingriffsmägliehkeiten - einschließlich verstärkter Geheim­
dienstaktionen - werben wird. 

"Wallfahrten" schon vor Reagans Amtsanlriltt 

1. Die militärische Intervention: 
Jeder Reagan-Beratc:r, der auf die Gefahr einer direkten 
amerikanischen Intervention angesprochen wird, leugnet 
zwar immer ihre Wahrscheinlichkeit, weigert sich aber auch, 
diese Möglichkeit völlig auszuschließen. Ein Reagan­
Fachmann, zuständig für Veneidigungsfragen, Fired Ikle, 
betonte, als er von US News and World Report 
(24.11.1980) danach gefragt wurde, daß "Präsident Reagan 
den Einsatz militärischer Macht als letzt es Mittel betrachtet_ 
Aber", schränkte er ein, "wir müssen un~ vergegenwärtigen, 
in dieser unzulänglichen Welt ist die militärische Stärke in 
einem gewissen Sinn das Rückgrat der Diplomatie." 
Das "Rückgrat" der USA umfaßt in der Karibik in:~wischen 
Dutzende von Luft- \,lnd Seebasen, ebenso 20-30.000 Solda­
ten, die auf Puerto Rico. die: Panamakanalzone, Guanta­
namo, die Bermudas und die Bahamas verteilt sind_ 
2. Geheimdienstaktionen: 
Wenn es eine Lektion gibt, so sagen die Republikaner, die 
sie aus den jiingsten "Niederlagen" im Iran und in Nikaragua 
gelernt hätten, dann die, daß Geheimdiensttätigkeiten eine 
größere Rolle spielen müssen. 
Henry Kissinger erklärte, durch "die Schwächung des CIA 
haben wir uns praktisch um dic Fähigkeit gebracht, Geheim­
dienstaktionen durchzuflihren. Das ist besonders gefahrlich 
in Gebieten, in denen eine große Grauzone zwischt:n militä­
rischer Intervention lUld den herkömmlichen d:iplomati­
sehen Kanälen besteht_ Auch außer den gesetzgeherischen 
Beschränkungen, unter denen die Geheimaktionen .tu leiden 
hatten, soll Carter die Geheimdienstler an einer sebr k.urzen 
Leine gehalten haben, da er viele Untergrundak:tivitäten 
moralisch nicht gutheißen konnte_ 

In Sorge um die Verfügungsgewalt über die gesamte Band­
breite von geheimgehaltenen Handlungsmöglichkeiten ver­
faBte ein für Geheimdienstfragen zuständiger Unterausschuß 
des Republikanischen Komitees einen E.ntwurf zur General­
überholung des Geheimdienstapparates der USA. Nach ih­
rem Bericht, der dem Republikanischen Konvent vorgelegt, 
aber von der US-Presse weitgehend ignoriert wurde, richten 
sich nun die Übergangsteams Reagans. 
Unter der Leilung von Richard V. Allen erarbeiteten ehe­
malige CIA-Agenten und pensionierte :-'1ilitäroffizicre, dar­
lUlter General Daniel Graham, folgende Richtlinien: 
a) mehr GeheimunternehmlUlgen. Indem die Geheimdienste 
als "von unschätzbarem Wert rur die nationale Sicherheit" 
bezeichnet werden, zieht der Report die Schlußfolgerung, 
daß "sie gestärkt werden sollen". Das soll erreicht werden 
durch die Schaffung eines "absolut geheimen" kombinierten 
Informations- und Abwehrdienstes, genannt Dienst für Aus­
landsoperationen (FOS)_ 
b) die Mobilisierung des gesamten Regierungsapparates fur 
die Spionage. Die neugegriindelt' FOS würde von jeder 
Bundesbehörde "verlangen, alle schriftlichen Unterlagen 
über Arbc:itsaufträge im Ausland aus Gründen der verdeck­
ten" und umfassenden Zusammenarbeit zur Verftigung zu 
steHen. Privatunternehmen würden ermutigt, ebenso zu ver­
fahr en. ( ... ) 
Die neue Reagan-Administration wird versuchen, den öf· 
fentlichen Eindruck einer drastischen Kehrtwendung der 
US-Politik gegenüber Mittalamerika zu vermeiden. Stattdes­
sen wird sie ihr Schwergewicht auf die Geheimunterneh­
mungen legen, um ihre politischen Zielvorstellungen zu er­
reichen. Reagan hat jedoch soviel Betonung in der Offent­
liehkeit auf die Wiederherstellung des US-amerikanischen 
Prestiges und das Slellunghalten bei "vitalen US-Interessen" 
gelegt, daß eine militärische Intervention als letztes Mittel 
zum Einsatz käme, um dem Verfall der US-Chancen in der 
Region gegenzusteuern. Es ist hingegen keinestalls sicher­
gestellt, daß Reagans Administration soweit und so schnell, 
wie es ihr wünschenswert erscheint, bei der Verfolgung ihrer 
interventionistischen Politik gehen kann. 
Vier grundlegende Faktoren könnten die .Bestrebungen der 
Republikaner mäßigen: 
• die öffentliche Opposition in den USA sc:1bst: 
• die internationale Opposition: 
• Divergenzen unter den US-Politikern sc:1bst; 
• die drohende Gefahr einer Vietnamisierung Mittc1ameri· 

ku. 

Ausweitung der Geheimdiensloperalionen 

Egal, wie stark die Prahlereien der US-Militärs sein mögen, 
eine weitere direkte: Interve:ntion würde: eine breitere Oppo­
sition hervorrufen. Eine US·Intervention in EI Salvacl.or, so 
schätzt die FDR (Demokratisch-Revolutionäre Front EI Sal­
vadors; d. Red.), würde 200.000 Mensche:n das Leben ko· 
sten, da sich das Volk verteidigen würde. Auch .Nikarag.ua 
wiirde sich bei dieser Gelegenheit auf die Seite der Befrei­
lUlgsbewegungen stellen. Das Gespenst eines mittc:1amerika· 
nischen Regionalkrieges, der zu einem antiimperialistischen 
Kampf auswächst, muß der US-Vertreter einer harten Linie 
in Furcht versetzen. 
"EI Salvador ist in vic:1er Hinsicht ein Sumpf, der darauf 
wartet, betreten zu werden", meint William Leo Grande, ein 
Experte für die Beziehung zwischen Ze:ntralamerika und den 
USA an der American University in Washington, "und wir 
können nur hoffe:n, daß die Reagan-Administration ein 
gutes Gespür haben wird, da nicht hineinzutreten." 
(Quella: Central American Update, Kanada, Dezember 
1980, nach: lDES, Berlin-West, Nr_ 22/16_Ll981) 
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Mario AHonso Carranza 

Der LJS-Interventionismus 
hat Varianten 

Unser SOl1derkorrcspondent in Mittelamerika, Aljonso Ibar­
Tur; BarTIQs, fand im januar d.J. Gelegenneit, die S'icht der 
saluadorianischen Nationalen Befreiungs/Tone Farabundo 
Mari; (FM LN) zur Gefahr bzw. den Varianten einer Aus­
weitung des US-Inleroentionismus ül EI Salvador/Mittela­
merika zu erfrage'l. Sein Gesprächsparter MOTio Al/oma 
Carranza gehört der FMLN-Leitung an. 

In Honduras gibt es in der Armee Sektoren, die gegen eine 
Intervention sind, weil dadurch Honduras, das für die Bour­
geoisie zur Zeit politisch relativ stabil ist, mit unabsehbaren 
folgen in den Konflikt mitcinbezogen würde. 
Anders sieht es im Falle Guatemalas aus. Obwohl dit: Gueril­
la in Guatemala zur Zeit deutlich erstarkt, besitzt diie guate­
maltekische Armee, 70.000 Mann, noch genügend Kapazi. 
täten, um mit größeren Kontingenten in EI Salvador zu in­
tervenieren. Schon jetzt sind über 10.000 Mann an der sal­
vadorianischen Grenze stationiert und die guatemaltekische 
Regierung scheint auch den festen Willen zu haben, ihren 
Beitrag bei der Bekämpfung der salvadorianischen Revolu­
tion zu leisten. Für die Regierung der USA ist eine direkte 
Intervention mit Marineinfanteristen nur die allerletzte 
MÖjllichkeil. Vorher werden die USA a lle andereJ[\ Mittel 

aussehöpfen, wie: 
• Eine Verstm-kung der Militärhilfe, 
• Entwicklung von stärkerem Druck auf Nikaragua, um ein 

potentielles Hinterland der Revolution deutlich zu 
schwächen, 

• den Einsatz von guatemaltekischen Truppen. 
Sollten alle diese MÖldichkeiten ausgeschöpft sein, ohne daß 
die revolutionären Kräfte entscheidend geschwächt worden 
sind, werden sich die USA aufgrund der für sie schwer kal­
kulierbaren Risiken einer Vietnamisierung Mittelamerikas, -
was die unmittelbare Folge einer Intervention wäre - immer 
noch überlegen müssen, ob sie auch unter einer Regierung 
Reagan nicht direkte Verhandlungen mit den revolutionären 
Krähen aufnehmen, wozu es unter der Carter-AdminiHra­
tion schon Ansätze gab. 
Die revolutionären Kräfte EI Salvadors stehen solchen Ver­
handlungen nicht ablehnend gegenüber, wenn fUr das Volk 
von EI Salvador ein Verhandlungsergebnis erreicht werden 
kann, das die Macht der repres.osiven Apparate, insbesondere 
der Nationalgarde und der Polizei, sowie der paramilitäri­
sche'n Gruppen, endgültig bricht und den Weg öffnet fUr eine 
deutliche Verbesserung der Lebensbedingungen der salvado­
rianischen Bevölkerung, 

Herman Cienluegos/Juan Jose Medrano 

Die Region würde zum Riesenfeuer 
Die Führung der FM LN hat erklärt, daß die Auswirkungen 
einer militärischen Intervention durch aie USA in EI Salva­
dor und Guatemala folgende wären: 
I. Auf der einen Seite sind wir nicht allein. Die gua temalte­
kischen Brüder von der revolutionären Bewegung würden 
uns aktive Hilfe leisten, die eine verschärftere Situ.ation in 
Guatemala hervorrufen würde. Denn sie sind in der günsti­
gen Lage, unseren Kampf zu unterstützen, um somit jegliche 
Intervention von dieser Seite zu unterbinden. 
2. Wir haben nach Einschätzung unserer Situation - und 
das haben wir auch verkündet - erklärt, daß jegliche Inter­
vention in einem dieser Länder, egal woher sie kommt, uns 
zwingen würde unseren Krieg und unsere Operation.!n gegen 
unseren Willen auf Honduras auszudehnen. Das würde be­
deuten, daß wir unseren Operationsradius notgedrun.gen aus­
dehnen würden; und nicht nur weil wir das wollen, sondern 
weil wir die Hilfe der Bewohner dieser Grenzgebiete und 
größerer Teil der hondurensischen Bevölkerung habe,n. 
Dadurch würde eine schwerwiegende Situation en.tstehen, 
was im Gegensatz zu unserer Vorstellung steht. Auf der an­
deren Seite würde uns das Volk von Kostarika helfen_ Zur 
Zeit erfolgt dies schon, denn sie befinden sich auch in einer 
kritischen Situation. 
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Das Volk von Nikaragua mit seiner Avant~rde, der FSLN 
(Sand inistische Front der Nationalen Befreiung; d. Red_l, 
hat die ausreichende Fähigkeit seine Revolution alleine zu 
verteidigen, die sie viele Opfer und Anstrengungen gekostet 
hat. Wir können auch feststellen, daß eine solche Interven­
tion, wie es geplant ist, auch Auswirkungen auf den Vertrag 
des Panamakanals haben würde. 
Abschließend können wir zusammenfassen, daß durch eine 
Intervention in EI Salvador ein Funke entstehen würde, der 
die Region in ein Riesenfeuer verwandeln würde. 
(Quelle: IDES, Berlin-West, Nr. 24/30.1.1981 1 



Tomas B<Irge 

Gegen die Bledrohung 
verteidigungnbereit sein 

--
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Wir $Ichen vor einem Jahr des Kampfes zur Steigerung der 
Produktion des Landes und zur Stärkung der Kräfte., die die 
Revolution verteidigen. Das bedeutet, daß Produkt:ion und 
Verteidigung die Hauptziele der Revolution sind und als vor­
rangige Aufgaben des revolutionären Prozesses beuachtet 
werden. 
Es kann keine angemessene Verteidigung ohne ein.e ange­
messene Produktion geben, doch eine befriedigende 'Produk­
tion wäre nutzlos ohne eine angemessene Verteidig ung. Es 
gibt keine Revolution ohne eine Konterrc\'olution, '~nd wir 
müssen uns gegen die Konterrevolution verteidigen, indem 
wir im Innern darauf beda<:ht sind, gegenüber den aggressi­
ven Drohungen von außen auf der Hut zu sein. 
Wir können deshalb sagen, daß Verteidigung und IProduk­
tion die Haup tziele sind, die das Nationale Direktorium der 
Sandinistischen Front der Nat ionalen Befrei ung (FSl.N) auf­
gestelh hat, und dies wurde auch in der Botschaft des Direk­
toriums erklärt. 
FRAGE: 1980 hat unser Volk in einer energischen und ent­
schlossenen Weise auf die inländischen Reak t ionäre reagiert. 
Glauben Sie, daß sie ihre Anl!Tiffe fortsetzen werden!' 
T. BORGE: Ich habe bereits gesagt, daß es keine Re~'olu tion 

ohne eine Konterrevolution gibt. Es ist unvermeidlich, daß 
die Klassen, die entmachte t wurden, versuchen, ihn: Macht 
zurückzuerlangen. :-Jiemand soll te sich deshalb der Illusion 
hingeben, daß die Reaktionäre und Konterrevolutionäre d ie 
Hilnde in den Schoß legen werden. Wir müssen uns auf e inen 
schwierigen, komplexen und harten Kampf vorbereiten, und 
das wird im vor uns liegenden J ahr das Haupaiel des. Kamp-

fes des nikaraguanischen Volkes und seiner Avantgarde sein. 
FRAGE: Der amerikanische Imperialismus hat versucht, 
sich in EI Salvarlor oder in viele andere Länder Mittelameri­
kas einzumischen, oder zur Zeit mischt er sich heimlich in 
EI Sa1vador ein. Halten Sie es für möglich, daß diese Ein­
mischung 1981 unverhüllter sein wird? 
T. BORGE: Wir machen uns keine Illusionen, auch nicht 
darüber, daß der Imperialismus eine versöhnliche Haltung 
gegenüber unserem Prozeß e innehmen könnte. Man muß 
wissen, wie m it polit ischen Angelegenheiten umzugehen ist, 
aber Imperial ismus ist Imperialismus und er wird sich nie 
ändern. 
Der Kampf unseres Volkes, der ein an tiimperialis t ischer 
Kampf und ein Kampf gegen die einheimischen Reaktionäre 
is t - die Werkzeuge des Imperialismus in unserem Lande _ 
wird auch weiterhin im wesentl ichen ein antiimperia list i­
scher Kampf, ein Verteidigungskampf sein. Wir versuchen , 
uns gegen die mehr oder weniger unverhüll te imperialistische 
Bedrohung unseres Volkes zu ver teidigen. 
Nikaragua steht in diesem Jahr an einem bedeutsamen hislQ­
ris<:hen Scheideweg. Und wenn ich von Produktion und Ver­
teidigung gesprOChen habe, wollte ich zum Ausdruck brin­
gen, daß es ein J ahr zur Konsolidierung des revolut ionaren 
Prozesses sein muß. 
FRAGE: Kommandant Borge, Sie haben gesagt, daß Pro­
dukt ion und Verteidigung d ie Hauptaufgaben rur 1981 sind. 
Wie sollte sich unser Volk auf die Verteidigung vorbereiten? 
T. BORGE: Es ist erforderlich, den Qualitätsgrad der Volks­
milizen zu erhöhen. Es ist erfo.-derlich, die Sandinis tischen 
Verteidigungskomitees effektiver zu machen. Unser Volk 
muß ~ich auf den Kampf vorbereiten. Ich glaube, das ist von 
größter Wichtigkeit. 

(Quelle: Radio Sandino, Managua, 2.1.1981, nach: Nicara­
gua-Nachrichten, Wuppertal, Nr. I/Januar 1981) 

Sandlnistlsche Verteidigungskomitees 
Zu Opfern für das 

salvadorianische Volk bereit 
Die Nationale Leitung des Sandinistischen Verteidigungskomitees 
(CDS) hat ihre Mitglieder aufgerufen, si<:h, falls nötig. auf Opfer 
zur UnterSlützung des salvadorianischen Volkes vorzubereiten. Nie­
mand kann besser als wir Nikaraguaner die Bedeutung des Kampfes 
verstehen, der in EI Salvador gefÜhrt wird. steUte die Nationale 
Leitung des CDS fest. 
Weiter heißt es: Ebenso wie sie haben wir die Folgen eines langen 
und blutigen Krieges dur<:h liuen, der zahlrci<:he Menschenleben 
gefordert und große materielle Schäden verursa<:hl hat. In einem an 
das nikaraguanische Volk gerichteten Kommunique wies die Natio­
nale Leitung des CDS die Massen an, sich zU Onfem zur Unterstüt­
zung des heldenhaften sa\vadoriani$<:hen Volkes bereitzuma<:hen. 
Wir werden aus unserem antiimperialistischen und revolutionärem 
Bewußtsein und aus unserem Geist der Solidarität mit den kämp­
fenden Völkern die Fähigkeit gewinnen, unsere Armut mit dem 
&alvadorianischen Volk zu teilen. 
(QueUe: Radio Sandino, Managua, 12.1.1981, nach: Ni<:atagua­
Nachrichten, Wuppertal, Nr. I{Januar 1981) 
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Fidel Castro 

Die Yankees 
gebühr~end empfangen! 

Fidel Castro, auf dem 2. Parteitag der Kommlmistischen 
Partei Kubas (peC) als deren Generalsekretär wiederge­
weih/t, sprach auf der Abschlußkundgebung am 20. Dezem­
ber 1980 vor 1,3 Mio Menschen eingehend iiber die Gefahr 
eines US-Angriffs auf Kuba und Mitte/amerika. Se-ine Orien­
tierung lautete auf Volksmobilisierung zur Vorbereitung auf 
den Ernstfall und auf Solidarität mit der mitteulmerikani· 
sehen Revolution. 

( ... ) Nun, wir glauben, daß eine der lIauptaufgabcm, die der 
2. Parteitag (der Kommunistischen Partd Kubas -- pee; d. 
Red.) bewältigt hat, die Vorbereitung der Partei und unseres 
Volkes auf die schwierige internationale Lage W21r, die wir 
durchmachen, die Vorbereitung der Partei und unseres Vol­
kes auf jede eventuelle Konfrontation mit dem Imperia­
lismus. 
Selbstverständlich haben wir Herrn Reagan klargemacht, 
daß wir vor seinen Drohungen keine Angst haben. Wenn es 
etwas gibt, das wir überhaupt nicht mögen, so i1;1 dics die 
Bedrohung durch irgendjemanden. Wir mögen es nicht, 
wenn uns jemand einzuschüchtern versucht. Wir mögen es 
einfach nicht. Außerdem hat unser Volk schon lange ver­
genen, was Furcht ist. Unser Volk verlor das Geruhl der 
Angst vor langer Zeit. 

Wir sind uns der Tatsache bewußt, daß die intemationale 
Lage schwierig und kompliziert ist. Wir sind uns dessen be­
wußt, daß es eine ganz reale Kriegsgefahr gibt. Wir wissen 
auch, daß es zur Beendigung des WettrÜStens und der inter­
nationalen Spannungen sowie zur Beseitigung der Kriegs­
gefahr notwendig ist, zu kämpfen und die Weltöffentlichkeit 
zu mobilisieren. Zur Verwirklichung dieses Ziels k'lnnen wir 
im Rahmen unserer bescheidenen Krähe beitragen. Wir wis­
sen sehr gut, in was rur einer Welt wir leben. 

Lieber tausendmal sterben als uns ergeben! 

Wie wir bereits im Bericht an den Parteitag ausruhrten, hat 
die Menschheit noch nie Zeiten wie die heutige erlebt, mit 
so umfangreichen Kernwaffenarsenalen, mit Zehntausenden 
von Kernwaffen, die auf alle möglichen Ziele gerichtet sind. 
Wir wissen, daß die Gefahr des Ausbruchs eines ..... eltweiten 
Konflikts zu irgendeinem Zeitpunkt groß ist, und wir glau­
ben, daß die Menschheit, besonders unser Volk, sich dieser 
Gefahren bewußt sein muß und sich zum Kampr dagegen 
wappnen muß, jeder Einzelne unter Aufbietung all seiner 
Kräfte. Es bleibt eine Tatsache, daß man gegenüber diesen 
Realitäten eine eindeutige Haltung einnehmen muf,. 
Uns drohen eine Reihe von Gefahren. Gewiß, falls ein welt­
weiter Konflikt ausbricht, wären davon ausnahmslos alle 
Nationen betroffen. Da unser Land jedoch in di'~sem Teil 
der Welt, nahe den USA liegt, werden wir, abge!.ehen von 
der Gefahr eines weltweiten Konflikts, ständig von imperia­
listischen Attacken bedroht, und diesen Realitäten gegen­
über muß man eine eindeutige Haltung e innehmen. 
Die Imperialisten sprechen gelegentlich von ihn~r Bereit­
schaft zur Aufhebung der Blockade und zur Schonung uno 
seres Lebens, falls wir aufhörten, Internationalisten zu sein, 
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falb wir unsere Kämpfer aus Angola und Äthiopien zurück­
zögen und unsere engen Bindungen zur Sowjet union locker­
ten. Es versteht sich \'on selbst, daß wir nicht zum Vergnü­
gen oder aus einer Laune heraus Zehntausende von Kämp­
fern in anderen Ländern haben. Wenn wir jedoch eines Ta­
ges auch nur einen einzigen Mann zurückholen, so deswegen, 
weil er nicht länger gebraucht wird oder aufgrund eines 
Abkommens zwischen den Regicrungen dieser Länder und 
uns, aber niemals als eine Konzession gegenüber dem Im­
perialismus! 

Und unsere Bindungen gegenüber der Sowjet union werden 
wir nie aufgeben. Niemals! Diese Bindungen werden fort­
bestehen, solange es die Sowjetunion und Kuba gibt, denn 
wir sind ein revolut ionäres, ein zuverlässiges Volk, bestän­
dig, loyal und dankbar, und wir verabscheuen Opportunis­
mus! Und wenn wir zwischen Vcrrat und Tod wählen 
müßten, würden wir tausendmal eher den Tod wählen! 
Ober Prin:<:ipien vcrhandelt man nicht. Es gibt Völker auf 
der Welt, die mit Prinzipien handeln, aber Kuba wird nie­
mals übcr Prinzipien verhandeln! Und wir sind sicher, daß 
weder diese noch künftige Generationen über Prinzipien ver­
handeln werden! 

Mit welchem Recht wollen uns die Vereinigten Staatcn vor· 
schreiben, wer unsere Freunde sein sollen? Sie drohen uns 
also mit der Fortsetzung der Wirtschaftsblockade? Sollen 
sie sie 100 Jahre beibehalten, wenn sie wollen. Wir sind 
bereit, 100 Jahre zu widerstehen, d.h. falls der Imperia­
lismus so lange überlebt. 
Sie drohen uns mit Seeblockaden? Sollen sie doch diese Art 
von Blockade errichten und sie werden schon sehen, was das 
kuba nische Volk aushalten kann! 
Wenn wir uns über das ganze Land verstreuen müßten und 
das Land bebauen müßten, um zu überleben, und zwar mit 
Ochsen und Pflügen, mit Hacke und Spaten, so würden wir 
es eben so tun, aber wir würden fortfahren, Widerstand zu 
leisten. Wenn sie denken, wir würden uns ergeben, bloß weil 
wir keine Elektrizität oder keine Busse oder kein Dieselöl 
oder sonst etwas mehr hätten, dann werden sie schon sehert, 
daß sie uns nie auf die Knie zwingen können, daß wir Wider­
stand leisten können Hir ein J aht, zehn Jahre oder so lange 
wie nötig, sogar wenn wir leben müßten wie die Indianer, 
die Christoph Columbus vor 500 Jahren hier vorfand, als er 
landete. 
Eins noch, wir würden dennoch nicht mit Speeren und Bo­
gen kämpfen_ Wir hättcn ja Gewehre, Granaten oder Minen 
in Händen. Vielleicht auch Panzer, Kanonen, Panzerfäuste, 
Flugabwehrkanonen, alles was wir kriegen könnten! Die 
Imperialisten sollten sich lieber keine Hoffnungen machen. 
Wir könnten ihnen eigentlich sagen, sie sollten sich keine 
Hoffnungen mehr machcn - und uns nicht länger bedrohen! 
Wenn sie sich dazu entschließen, uns anzugreifen, sollten sie 
damit rechnen, es mit Männern, Frauen, alten Leuten und 
sogar Kindern - sogar mit dem kleinen Pionier, der hier 
heute gesprochen hat - zu tun zu bekommen. Sollten sie es 
wagen, in unser Land einzumarschieren, so werden hier 
mehr Yankees sterben ab im 2_ Weltkrieg, denn wir werden 
den Kampf unter keinen Umständen aufgeben: an der 



Front, hinter der Front, im UntefjITund. Solange in unseren 
Adern noch ein einziger Tropfen Blut fließt, werden wir 
nicht aufhören zu kämpfen. 
Dies sollten wir tun und dies werden wir tun! Wir werden ja 
sehen, was passiert; wir werden sehen, was passiert, denn es 
fehlt um weder an Kämpfern noch an Waffen. Wenn sie sich 
viel Mühe sparen wollen und daher beschließen, 20 Atom­
bomben zu werfen, sollen sie es ruhig tun. Die Drohung mit 
Atombomben kennen wir bereits, und soweit ich mich er­
innere, hat kein Bürger dieses Landes - kein einziger -
deswegen eine schlaflose Nacht verbracht. Ohne übertrei­
bung, wir würden lieber tausendmal sterben als uns ergeben! 
Wir werden dem Imperialismus kein einziges Zugeständnis 
machen. Wir werden kein einziges unserer Prinzipien wider­
rufen! 
Die Völker der Welt sind heutzutage nicht mehr so schwach, 
und ich glaube, wenn erst einmal alle Völker Lateinamerikas 
ihr Land mit .soviel Entschlossenheit verteidigen wie Kuba, 
wie Nikaragua oder wie Grenada, dann wird die imperia­
listische Beherrschung in dieser Hemisphäre der Vergangen­
heit angehören. 

Dazu kÖnnten wir noch die Entschlossenheit der Revolutio­
näre von EI Salvador rechnen und die Entschlossenheit der 
Revolutionäre von Guatemala. Die Imperialisten drohen mit 
Intervention in Mittelamerika, als ob das die Revolutionäre 
in Mittelamerika einschüchtern könnte. Seit 20 Jahren 
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kämpfen die Revolutionäre von EI Salvador und Guatemala 
offen und im Untergrund, und sie würden es viel leichter 
finden gegen Invasoren zu kämpfen als gegen Lakaien der 
Yankees, die noch eine eigene Uniform, eine eigene Flagge 
und eine eigene Nationalhymne besitzen. 
Humberto (ürtega, Sandinistaführer und Gast des PCC·Par­
teitages; d. Red.) hat eben von Sandino gesprochen. Damals 
waren andere Zeiten, das Kräfteverhähnis sah damals anders 
aus als heute, und es gab auch noch nicht die mächtige 
internationale revolutionäre Bewegung und die Solidarität 
wie heute. Sicher hat Sandino mit einer Handvoll schlecht 
bewaffneter Leute die Yankee-Invasoren geschlagen, und die 
Invasoren mußten das Land verlassen, um Somoza und die 
Nationalgarde zu hinterlassen - bis Somoza mit der Natio-

naIgarde dasselbe Ende fand, das alle Somozas und ihre 
Lakaien in diesem Weltteil erwartet. 
Wir können also zwei grundlegende Schlußfolgerungen aus 
diesem Parteitag ziehen. 
Einmal. Arbeit und Anstrengungen zur Erhöhung der Pro­
duktion und zum Ausbau der Dienstleistungen. Ich sagte, es 
gibt zwei Schlußfolgerungen, die wir in unserem Leben be­
rücksicht igen müssen. Zunächst also müssen wir die vor uns 
liegenden Schwierigkeiten meistem und uns der Arbeit und 
dem Dienst widmen. Wir müssen unsere Anstrengungen ver­
doppeln, in der Landwirtschaft, in der Schule, in den Kran­
kenhäusern, überall rationaller arbeiten und größere Anfor­
derungen stellen. Kurz, ich meine, wir müssen mehr und 
besser arbeiten als je. 

Kernaufgaben: Produktion und Verteidigung! 

Zweitens müsscn wir uns auf die Verteidigung des Landes 
vorbereiten. Mit anderen Worten, die beiden Hauptaufgaben 
sind Produktion und Verteidigung. Wir müssen die Territo­
rialverteidigungsmilizen organisieren und die Partei und das 
Volk auf den Kampf unter alten Bedingungen vorbereiten. 
Wir müssen die Entschließung unterstützen, die der Milizio­
när vorgetragen hat, der im Namen der territorialen Vertei­
digungseinheiten von Pinar dei Rio über die Sammelaktion 
ftir den Kauf von Waffen und die Verwendung unserer Frei­
zeit und sogar eines Teils unseres Urlaubs für das Ausbil­
dungsprogramm sprach, um die Wirtschaft nicht zu beein­
trächtigen. 
Die beiden Aufgaben dürfen nicht in Konkurrenz zueinan­
der treten. Die Arbeit im Produktions- und im Dienstlei­
Mungsbereich muß Hand in Hand mit dem Kampf training 
gehen. Wir müssen uns vorbereiten, darüber gibt es keine 
Zweifel. Wir müssen uns vor altem auf unser Training verlas· 
sen, mehr als auf die Zurechnungsfähigkeit des Feindes. Wir 
müssen uns auf unsere eigenen Kräfte stützen und dürfen 
uns nicht auf den gesunden Menschenverstand des Feindes 
verlassen. Und darum miSsen wir notwendiger denn je ein 
Volk von Arbeitern und Soldaten werden. 
Wir befinden uns inmitten der Zuckerrohrernte, und es geht 
gut voran. Die durchschnittliche Auslastung der Kapazitäten 
beträgt 88%, eine Zahl, die im letzten Dezember (1979; d. 
Red.) überhaupt nicht erreicht wurde, an keinem einzigen 
Tag. Die Arbeiter in den Zuckerfabriken und auf den 
Zuckerrohrfeldern arbeiten mit ungewöhnlichem Eifer, und 
ich glaube, in ihnen findet die Atmosphäre von Arbeit und 
Kampf ihren Ausdruck, die im Land vorherrscht. 
Wenn wir unsere normale Beschäftigung wieder aufnehmen, 
wenn alte Detcgierten des Parteitages wieder zu Hause sind, 
sollten sie sich von dem Gedanken und der Verpflichtung 
leiten lassen, die Produktion, den Dienstleistungsbereich, die 
Zuckerrohrernte und die Verteidigungsaufgaben uneinge­
schränkt zu unters tützen. Wir werden uns nicht an überle­
gungen machen, ob die Yankees unser Leben schonen wol­
len oder nicht. Wir sollten uns damit beschäftigen, wie wir 
uns auf den Kampf vorbereiten und sie wissen lassen - wie 
es auf dem Parteitag hieß -. daß sie "eine harte Nuß zu 
knacken haben werden und einen tödlichen Stachel in ihrer 
Seite finden werden". Das sind die zwei grundlegenden Ge­
danken, die wir vom Parteitag mitnehmen saUten. ( ... ) 
(Quelte: Granma, Weekly Review, Havanna, 28.12. 1980) 

Kuba-Broschüre 
Broschüre zum 2. Parteitag der Kommunistischen Partei Kubas mit 
der Übersetzung der Partcitagsrcde Fidel Castros 
H~g.:Fn:undschaftsgesellschaft BRO·Kuba e.V., Stemenburgstr. 
73,5300 Bonn 1, Tel. 0228/210648, Schutzgebühr 0,50 DM. 
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Francisco Gamboa 

Die mittelamerikanische 
Revolution im Aufwind 

Die revolutionäu Krise auf dem mitte/amerikanischen Fest­
land (Nikaragua, EI Salvador, Guatt!mala) ist auch an den 
Volk.skräften Kostarikas, der "Schweiz" dieser Region, 
nicht spurlos uoriibergegrmgen. Das zeigt der hier dokumen­
tierte Beitrag von Francisco Gamboa, Generalsekretär der 
Partei der Volksavantgarde Kostarikas, den er auf der Inter­
nationalen Wissenschaftlichen Konferenz Ende Oktober 
1980 in Berlin hielt. In dem soeben erschienenen AlB­
Sonderheit J 11981 (Bestellkarte in der lIe/t-Mitte) sind die 
wichtigsten Materialien der Berliner Konferenz zusammen­
gejaßt, darunter Reuolutionsanalysen der Befreiungsbewe­
gungen zu Nikaragua, Grenada, EI Saluador und Guatemala. 
In AlB 4/1981 soll eine gesonderte Einschätumg der inne· 
ren Entwicklung Kostorikos folgen. 

( ... ) Mittelamerika und die Karibik sind zu einer Region 
stärkster revolutionärer Aktivität unserer Zeit geworden. 
Das Unterdrückungssystem des Imperialismus und der Oli· 
garchien ist in Lateinamerika, nach dem Sieg der kubani­
schen Revolution (1959; d. Red.), in eine tiefe Krise gera­
ten. Diese Krise vertiefte sich mit dem Sieg der sandinisti· 
sehen Revolution in Nikaragua (im Juli 1979; d. Red.) und 
mit der Verschärfung des Kampfes der Völker in anderen 
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Ländern Mittelamerikas, besonders in EI Salvador und Gua· 
temala. ( ... ) 
Neben den bereits genannten Faktoren der Krise sind wir 
der Ansicht, daß sich in Mittelamerika in aller Schärfe neue 
Wesenszüge der allgemeinen Krise des Kapitalismus zeigen, 
Wesenszüge, die uns an die Möglichkeit denken lassen, daß 
die Krise in eine qualitativ neue Etappe eintritt. Ein Beispiel 
dafür )SI die Tatsache, daß sich unsere Länder von der öko· 
nomischen Katastrophe der Jahre 1974/1975 nicht erholen 
konnten und wir schon wieder die ersten harten Schläge 
einer neuen Krisenperiode des Kapitalismus verspüren. 

Nikaragua ~ Auftakt der Revolution in MitteI­
amerika 

Die Revolution in Nikaragua, deren Aktionen sich teilweise 
auf dem Territorium anderer mittelamerikanischer Länder 
abspielten und an denen die Bücger dieser Länder einen ak· 
tiven Anteil nahmen, hatte ganz entscheidende Auswirkun· 
gen auf die Politik, die Ökonomie und den Grad des revolu· 
tionären Bewußtseins am Isthmus. Die kubanische Revolu· 
tion leitete die Revolution auf dem Kontinent ein, aber mit 
der Revolution in Nikaragua begann viel konkreter und 
unmittelbarer die Revolution in Mittelamerika. 
Andererseits halten die blutigen Ereignisse in EI Salvador 
und Guatemala die Flamme des Kampfes am Isthmus am 
Brennen und entfachen sie zu noch höherer Glut. Die Ana· 
Iyse der Lage Millelamerikas in den politischen Thesen zum 
13. Parteitag der Partei der Volksavantgarde endet daher mit 
folgenden Worten: "Wir können mit Fug und Recht fest· 
stellen, daß alle Völker des Isthmus, mit unterschiedlichem 
Entwicklungsstand, mit unterschiedlichen Mitteln, nach 
Maßgabe der Eigenheiten, die durch die Besonderheiten 
jeder dieser Gesellschaften geprägt sind, vor einem Prozeß 
stehen, der nach Einheit strebt: die mittelamerikanische 
Revolution." Im Rechenschaftsbericht an den 13. Parteitag 
heißt es: "Das lIauptkennzcichen der gegenwärtigen politi. 
schen Lage ist das Vorhandensein einer Krise, die die wich· 
tigsten Gebiete des nationalen Lebens erfaßt hat, und die 
wachsende Entwicklung der Volksbewegung ... Diese Krise 
zeigt, daß die Probleme zur Zerschlagung der alten Formen 
der Wirtschaftsstruktur und der imperialistisch·oligarchi. 
sehen Herrschaft drängen." 

Die Kampfkraft, die sich im Volk entwickelt hat, wächst 
von Tag zu Tag: Die Zahl der Streikenden nimmt unaufhör· 
lich zu, ebenso die Entschlouenheit und das Ausmaß ihrer 
Forderungen; die Gewerkschaftsbewegung wächst; es ist 
eine schnelle Entwicklung verschiedener Formen der Volks· 
organisation und eine Stärkung ihrer Kampfkraft zu ver· 
zeichnen. 
Fast täglich liest man in unserer bürgerlichen Presse vom 
Bau von Barrikaden oder von Straßensperren wie auch von 
Zusammenstößen mit der Polizei. Ein Beispiel ist der Streik 
der Arbei ter von Puerto Limon, der fast den Charakter eines 
Aufstandes annahm, es gab Tote und Verletzte unter den 
Streikenden und der Polizei. 



Mim kann dlso zusammenfassend $dgen, daß die politische 
Akti .. itat <kr Volkslllassen in den 70cr Jahren einen starken 
AufS<'hwung rrlebt hat, und ddß diese F.ntwicklung durch 
die Entwicklung des rnolutionarcn Prozesses in NiI~aragua 
w($entlieh be~chleunigl wurdr. 

Unsre Partei der Volksavalllgarde, die P.rtei der Kommuni· 
sten Kostarik.ts, und die dnderen revolutionären Parteirn des 
Landes, die Snl.ialistislhe Panei und die Revolutionäre Se· 
wegung des Volkes. leisteten einen hervorragenden Beitrag 
zur Solidarit.1I mit Nikaragua und sogJr in der höchstcn 
Form der Solid.tritdt. In der Teilnahme Olm bewaffneten 
Kampf. 
Aber es ist wichtig zu sagen. daß der großte Teil der 8evol· 
kerung in irgendeiner Form Solidaritat mit Nikaraglla ubte. 
Der lIaß gegell die Diktatur /\nast.lSio Snmozas hatte fast 
alle Schichten der Gesdlschaft erfaßt. So erklart sich teil· 
weise zumindest die Ilaltung der Regierung und der :"\ Iassen· 
medien, die fast ausnahmslos auf der Seite der Sandinistas 
standen. 
Ein bedeutender Teil der gegenw:.irtigen politischen Krise ist 
bestimmt dureh die wdchsende Angst unserer Bourgeoisie 
aufgrund der Entwitklung in Millclamerika. Diese' Angst 
ruhrt dazu, daß sie ~ilh sn 5<;hnell wie m6glich organisieren 
muß, um der Wdle der Revolution die Stirn zu bieten. F.ine 
der unmittelharen AUSWirkungen dieser lIaltung ist die 
K.mpagne zur Blockierung ümtlicher Solidaritilt mit dem 
Volk \'On EI Sdlvador. 

Während die Bourgeoisie Kostarik.s ihre Reihen gegen di~ 
Revolution in Nikaragua und gegen den revolutionären Pro· 
uß in EI Sah'ador schließt. unttrdrucken die Armeen. Re· 
gierunllen und die Oligarchie drr anderen mitttlam<!rikani· 
sehen Lander dit Volksbewegung in ihren eigenen Lindnn. 
Sie arbC'iten gleichzeitig oHtn mit den Überresten da 
Somoza·Bandtn bei der Organisitrung konterrevolutionärer 
Aktionen zusammen und geben der Diktatur in EI Salvador 
Unterstutzung in \'iclfaluger Form. Diese reielH \'on der di· 
rekttn milit ... risthen Zusammelldrhiet bis 7.um Seh'Jtz der 
Gren7_en F.I Salvadon. um den Revolutionären da,! Über, 
schreittn dtr Grenzc unm6glich zu molchen und ihnen dtn 
Nachschub abtuschneiden. 

Die Gefahr einer direkten ~Iilitärilltcr\'ention 

A.ldereT5eits dirrfen wir dls Mitlelamerikaner nicht einen 
~lomtnt lang die Gdahr einer dirtkten militarischel1 [nter· 
venlion außer acht lassen. sei es nun eine Inttrvention der 
USA oder der venewlani5chen oder kolumbianischen Ar· 
mee, die beidt im Auftr.ge dts Imperialismus als Berater firr 
die Armet EI Salvadol"5 tatig sind. 
NatUrlich wurde eine Inten-ention in EI Salvador oder eine 
m6gliehe Ai;gression gegen Nikan.gua die frage der inter· 
nationalen Snlidaritat auf tint höhere Stufe stellen. Welln 
wir als Millelamerikantr davon sprechen, daß sich unstre 
Region in C'in neUe$ Vietnam "erwandeln könnte, denken 
wir an die enge Vtrknuprung der n:volutionaren Prozesse 
und an die lebens",ichtigt Notwendigkeit. vereint gegen eine 
imperialistische Aggression zu kämpren. 
Hunderte von Kostaribnern. daruntn 350 ~litglitder unst· 
rcr Partei, haben in den Reihen der sandinist ischen 8efrei· 
ungsarmee gek;unpft. Viele K05larikaner, darunter Mitglie" 
der unsertr Partei, gabtn ihr Leben bei der ErfUllur.'g inter· 
nationalistischer Aufgaben. Auch heute helfen viele Kostari· 
kaner beim Wiederaufbau in Nikaragua mit. In der gleichen 
Weise unterstutzen wir dtn revolutionaren Prozeß in EI Sal· 
vador. und wir sind entschlossen, diCK solidarische Hilfe im 
Rahmtn unserer Kräfte zu vtutärktn. 
All das heißt. daß uns die imperialililische Aggression, in 

welcher Form sie auch immer auf uns zukommen m6gc, 
zutiefst in den revolutionären Prozeß tinbtzog~n und fest 
mit unseren millclJmerikanisehen Brüdern vereint vorfinden 
wird. Zur Entwicklung der Re\'olution in Kostarika sagt das 
vom 13. Parteitag ausgearbeitete Programm: "In unserem 
Land hC'rr~chen geeignete Bedingungen rur die Entwicklung 
des revolutiondren Kampfei auf dem nichtbewaffnet~n Weg. 
Unsert Partei hillt es fur ihre Pnicht, alles in ihren Kräften 
Slehendt zu tun, damit sich der Veranderungsprozeß auf 
diestm Wegt "oIlLieht mit möglichst wenig Gewaltanwen· 
dung. Sie muß aber fUr den Fall, daß sich dit Bedingungen 
im Lande andcrn, \'orbereitct sein. d.h. für den Fall, in dem 
di~ herrschende Klasse die politischen und sozialen \'er:.in· 
d~rungcn, der~r unser Land dringend bedarf, mit Waffen· 
gewalt zu verhindtrn sucht.·· 
Das Programm weist auf die Gefahren hin, die unserem 
Land drohen und stellt fest, daß die Abhängigkeit des Lan· 
du vom amerikanischen Imperialismus und di~ Existenz von 
Militärdiktaturen in einigen Nachbarländtrn faktoren sind, 
die "dem I'rozeß des fritdlichell übergangs entgegen· 
wirken". ( ... ) 

Fur uns ist die Solidarit:it eine vorrangige Aufgabe. Wir ste· 
hen dtm Meinungsauuausch und der Zusammenarbeit mit 
allen revolution aren Bewegungen unserer Region und der 
gesamttn Welt offen gegenüber. \ViI' sind Mitglied einer Ein· 
heitsbewegung. dit die revolutionären Parteien unscrts 
Landes \ereint, und achten respektvoll und unterSIUtzen 
nach Kraften rl'ie kommunistischen Parteien und anderen 
revolutionartn Kräfte \Iittelamerikas. ( ... ) 
Die Einheit im K;unpf kann niemals eine vollige Identitat 
der Meinungtn erfordern. Wir arbeiten mit anderen revolu· 
tionaren Bewegungen Mittelamerikas auf der Grundlage der 
Achtung und enlJthaften Diskussion dtr j~weiligen Positio­
nen zus~unmen. ( ... ) 
Wir ,tthen fest 7.USilmmen gegen einen gemeinsamen Feind, 
den US. l mp~ria1ismw, der auf drm millelamerikanischen 
ISlhmus schwere Schl.i.ge hinnehmcn muß. Ganz eindtutig 
erschuttert der heldenhafte Kampf d~r Völker Nikaraguas, 
EI Salvadon und Guatemalas die Grundfcsten deI Imperia. 
lismus auf sein~m Hinterhof. Diese kleinen Länder spielen 
im allgemeinen Rahmen des Kampfes der Völker der Welt 
rine bedeutende Rolle im Ringen um Frieden. nationale 
Unabh;ingigkeit, Demokratie und Sozialismus. Die Völker 
Millelamerikas. ein von der Welt fast ignoriertes G~biet. Sitz 
verhaßter Diktaturen. Schauplatz faschistischer Unter· 
druckungsmethoden, erheb~n sich heute gegen den Imperia· 
Iismus. Diese Volker brauchen wachsende SolidaritlÜ in 
ihrem mutigen Kampf. 
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Peru 
Peru nimmt im gegenwiirtigen politischen Kontext Lateinamerikas einen wichtigen Platz ein. Nach 12jti'hnger Militärherrschaft 
- Re/ormphase unter General J. VelasCQ Alvarado (1968-75) und eine zweite Phase der Restauration unter General Morales 
Bermudes (1975-80) - ist das Land nach den aJfgemeinen Wahlen im Mai 1980 wieder zu bürgerlich-demokratischen Herr­
schafts/armen zurückgekehrt (siehe AlB 11-12/1980, S. 56-57). 
In dieser Situation vermochte es die peruanisehe Linke, sich einmal mehr zu einem gewichtigen Faktor zu profilieren. Bei den 
KommunalwQhlen vom November /980 konnte die Vereinigte Linke (lU) co. 1/3 der Stimmen aufsieh vereinigen. Am 15. 
Januar /981 ließ ein 24stiindiger Generalstreik, du von mehreren großen Gewerkschaften Perus ausgerufen wurde, aufhorchen. 
Die Protestaktion, die von der Regierung Belaunde mit massivem Poliuieinsatz beantwortet wurde, richtete sich gegen die 
drastischen Preiserhöhungen von Nahrungsmitteln, Brennstoffen und Fahrpreisen. 
Prof D. Boris, Mitherausgeber des AlB, kannte il1 dem folgenden Interview mit G. Espinoza Montesinos einige Hintergriinde 
dieser peruanischen Entwicklung ausleuchten. G. Espinoza war 11071 1960·65 Vorsiuender des Fortschrittlichen StudentenlJer· 
bandes Perus (FEP) und 1969·76 Generalsekretär der Allgemeinen Arbeiterkonföderation Perus (CGTP), des .zentralen Ge· 
werkschaftsllerbandes, der ca. 70·80% der gewerltschaftlich Organisierten des Landes repriisentiert. Heute ist er Mitglied der 
Politischen Kommission und Sekretär für Internationale Beziehungen der Peruanischen Kammunistischen Partei (PCP). 

Interview nnit G. Espinoza Montesinos 

Zum Kommuncllwahlerfolg der Linken 

AlB: Welche Bedeutung haben die Kommunalwah.len? Wie 
schätzen Sie den Kommunalwahlkampf, die Taktik und das 
kommunalpolitische Programm der Vereinigten Linken ein? 
G. ESPINOZA: Man muß zunächst bedenken, daß Kom· 
'llunalwahlen in diesem Land nicht häufig stattfilrlden. Die 
am 23. November (1980; d. Red.) abgehaltenel1l sind die 
ersten seit 14 und die zweiten seit mehr als 20Jahlren. Auch 
deswegen sind sie wichtig, aber vor allem sind sie dies des· 
halb, weil sie gestatten, die Fluktuationen der Wälhleuchaft 
einzuschätzen, die in unserem Land innerhalb d,~r letzten 
drei Jahre dreimal befragt worden ist (imjuni 1978, im Mai 
1980 und jetzt erneut im November 1980). 
Der Wahlkampf der Vereinigten Linken ist sehr vernünftig 
gewesen. Er hat sich auf die grundlegenden Probleme des 
Volkes bezogen, zu einer Zeit, in der dieses unter Krisenla· 
sten leidet, auf die Unfähigkeit der herrschenden, Klassen, 
einen Ausweg zu finden und auf die Notwendigkdt, zu be· 
greifen, daß dieser Weg die revolutionäre Umgesta.ltung der 
Gesellschaft ist. Im übrigen hat er 'den Faktor dt:r Einheit 
gut genutzt, um die unentschlossenen Linkswähler zu ge· 
winnen, die Anfang Mai (1980; d. Red.) aus der :Erwägung 
heraus, daß die zersplitterte Linke keine Sicherh,eit bieten 
könne, die Volksaktion (AP) gewählt hatten. 

Das kommunalpolitische Programm hatte im we~;entlichen 
diesen Charakter, wie es sich auch auf die dringenden Be· 
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dürrnisse der Bevölkerung bezog. Deshalb hat es sehr tief 
eingeschlagen. Man muß zweifellos bedenken, daß es, weil es 
das erste Einheitsprogramm der Linken war, sehr detailliert 
unterschiedliche Gesichtspunkte aufnehmen mußte. Da· 
durch ist es bereichert, aber auch komplexer geworden. Wir 
haben keinen Grund, unzufrieden zu sein. Die Revolutio· 
näre Volksallianz Amerikas (APRA)l hat aufgrund ihrer 
reaktionären Politik und ihrer internen Widersprüche ver· 
loren. Die Regierung hat bereits nach kuner Amtszeit ihre 
Unbeliebtheit gezeigt. Die ultrarechtrn Parteien - wie die 
Christliche Volkspartei (PPC) - sind nicht Hihig gewesen, 
aus irgendetwas Nutzen zu ziehen. 
Die einzige Bewegung, die einen Aufstieg erlebt, ist die 
Volksbewegung, die in der Vereinigten Linken zusammen· 
geschlossen ist. Zum ersten Mal in der Sozialgesehichte 
Perus wird die Linke in mehreren der wichtigsten Städte 
Perus die Regierungsgewalt innehaben. Auch in unserem 
Land werden wir einen Südkegc1 (Gono Sur) haben, nur, daß 
dieser fortschrittlich sein wird, gebildet aus Tacna, Moque­
gua, Arequipa ·md Puno (Hauptstädte der südlichen Depar· 
tements des Landes; d. Red.), wo die Linke die Mehrheit in 
den Stadträten hat und sogar die Bürgermeister stellt. 
AlB: Wie reihen sich diese Wahlen in die Entwicklung der 
politischen und der Wahlkonjunktur seit der "zweiten 
Phase" der Militärherrschaft ein? Wie erklärt sich der wich· 
tige Aufschwung der Volkskämpfe und der Kämpfe der 
peruanischen Arbeiterklasse während dieser Phase? 
G. ESPINOZA: Kürzlich haben wir bei einer Parteiveranstal· 
tung darauf hingewiesen, daß der Wahlvorgang vom 23. 
November (1980; d. Red.) sich in einen Prozeß einordnet, 
der 1978 unter der Militärherrschaft von Morales Bermudez 
eingeleitet wurde. Das ist ein Prozeß, der unter dem Vor­
wand, "die Macht an die zivilen Kräfte zu übergeben", die 
Positionen der reaktionären Parteien zu konsolidieren sucht 
und danach trachtet, die Herrschaft der alten bürgerlichen 
Demokratie in unserer lIeimat wiederherzustellen. Des· 
wegen muß man, wenn man über die Kommunalwahlen 
spricht, auf die politische Niederlage zurückkommen, die 
unser Volk seit August 1975 erlitten hat und die sich im 
Abbau der revolutionären Umgestaltungen ausdrückte, die 
in den sieben vorangegangenen Jahren in der peruanisehen 



Gesellschaft durchgeführt wurden. 
Auch wiesen wir darauf hin, daß dieser Rückschlag sich im 
Lande nicht kampflos, llicht olme den eisernen Widerstand 
der Arbeiter ereignete. Beweis dieses nachhaltigen Volks­
widerstandes waren die nationalen Arbeitsniederlegungen im 
Juli 1977, im Mai 1978 und auch im Juli 1979. 
Die Arbeiter kämpften energisch gegen die repressive und 
aushungernde Politik der Militärregierung in ihrer ,,:tweiten 
Phase" und verteidigten die zuvor erreichten revolutionären 
Errungenschaften ebenso wie die übertretenen Gesetze. 
Auch heute noch dauern, trotz der vergangenen Zeit, die 
gewerkschaftlichen und Volkskämpfe an: zur Verteidigung 
der Arbeitsplatuicherheit,2 der Industriellen Gemein· 
schaft,3 der Agrarreform, des Streikrechts und des Rechts 
auf gewerkschaftliche Organisierung und vieler anderer Er­
rungenschaften, die von Morales Bermudez4 willkürlich 
nicht anerkannt wurden und die auch heute von dieser reak­
tionären Zivilregierung nicht anerkannt werden, womit sie 
einen eindeutigen Beweis für etwas erbringt, was wir schon 
immer gesagt haben und was nicht alle verstanden: daß eine 
reaktionäre Regierung nicht notwendig eine Militärregierung 
sein muß, weil auch zivile Regierungen reaktionär sind, 
wenn sie die Interessen des Imperialismus und der industriel­
len Großbourgeoisie vertreten, wie es in diesem Fall ge­
schieht. 
AlB: Wie sind - Ihrer Meinung nach - das Velasco-Regime, 
das von ihm Erreichte, seine Widersprüche, seine Grenzen 
und die Ursachen für das Scheitern seiner Pläne zu bewer­
ten? 
G. ESPINOZA: Die Regierung von Velasco Alvarado ist ob­
jektiv die einzige patriotische und antiimperialistische Regie­
rung des republikanischen Peru gewesen. Die ein:tige, die 
soziale Bedeutung und sozialen Inhalt hatte, trot:t ihrer 
wichtigen klassen mäßigen Schranken. 

Die Velasco-Regierung machte auch Fehler 

Die Regierung Velasco machte bedeutende Schritte in der 
Agrarfrage, in der Nationalisierungspolitik, bei der Wieder­
erlangung und dem Schutz der Rohstoffe, bei der Entwick­
lung einer unabhängigen und souveränen Außenpolitik, 
beim Schutz der am stärksten verarmten Bevölke~ungs­

schichten, Selbst die Last der Wirtschaftskrise wurde nicht 
- wie es jetzt geschieht - auf die Schultern der Volks­
massen abgewälzt, dank der Orientierungen der Regierung, 
die es erlaubten, die Subventionierung der Güter des grund­
legendsten Bedarfs aufrechtzuerhalten. 
Dies bedeutet nicht, daß die Velasco-Regierung keine Fehler 
begangen hätte. Zweifellos beging sie diese. Ihr Hauptfehler 
war, sich nicht auf die Massen zu stüt:ten. Der Regierung 
mangelte es an Unterstützung durch das Militär und am Zu­
~mmenhalt der Streitkräfte. Auch fehlte ihr eine strate­
gische Konzeption des revolutionären Prozesses, was dazu 
beitrug, die Einheit aller demokratischen und fortschritt­
lichen Kräfte um die revolutionäre Macht zu hemmen. 
Zweifellos hat diese Periode des nationalen Lebens vieles 
hinterlassen. Unter anderem die erhöhte Politisierung der 
Massen, die es eigentlich ermöglicht, daß die Linke heute 
eine große Unterstützung durch die breitesten Massen er­
fahrt. 
AIB: Was denken Sie über die Politik der Linken (und ihrer 
verschiedenen Strömungen und Parteien) gegenüber dem 
Velasco-Regime und dem Regime von Morales Bermudez? 
G_ ESPINOZA: Die Peruanische Kommunistische Partei 
(PCP) hatte einen historischen Erfolg: sie nahm das Neue im 
nationalen Leben wahr, die fortschrittliche und patriotische 
Richtung, den antiimperialistischen Kurs der von Velasco in 
Bewegung gesetzten Veränderungen und unterstützte sie in-

folgedessen. Die besagte Unterstütwng verband sich mit ei­
nem Kampf, der gegen die klassen mäßigen Schranken der 
Regierung eingeschlagen worden war, gegen ihre Voruneile 
und ihre autoriären und sogar repressiven Kon:teptionen. 
Dies geschah nicht bei allen Gruppen der Linken. unter 
denen man die Maoisten und die Trotzkisten benennen 
kann. J-Jistorisch gesehen wird man sagen können, daß die 
von ihnen angenommene Position derjenigen gleichkam. die 
im Land von den Parteien der reaktionärsten Rechten er­
griffen wurde. 

Die Dinge veränderten sich, als Velasco entmachtet wurde. 
Der Aufstieg von Morales Bermude:t wurde von unserer Par­
tei nicht in angemessener Weise betrachtet. die nicht begriff, 
daß er einen Rückschritt und eine politische Niederlage für 
unser Volk bedeutete. Objektiv gesehen brachte die PCP 18 
Monate damit zu, den Wechsel vollständig wahrzunehmen 
und ihre Linie zu verändern. In diesem Zeitraum nütUen die 
maoistischen und troakistischen Gruppen, die gegen Vclas­
co gekämpft halten und Opposition gegenüber Morale, 
Bermudes aufrechterhielten, die Unzufriedenheit der Massen 
aus. Dies zahlte sich politisch schnell für sie aus. Jetzt hat 
sich die Situation bereits weiterentwickelt. 
Wir alle haben kritisch und selbstkritisch Bilanz unserer 
Linie gezogen, und wenn auch noch nicht alle Fehler expli­
zit eingestanden sind, in der Praxis sind sie aufgehoben. 
Heute kämpfen z.B. die Maoisten und Trotzkisten für die 
Arbeitsplatzsicherheit, die sie früher bekämpft haben, für 
die Industrielle Gemeinschaft, die sie einst als "faschistische 
Ausgeburt" kennzeichneten, rur die Verteidigung der Agrar­
reform, die sie als "korporativistisch" einstuften, usw. 
Diese politischen Veränderungen haben es erlaubt, die Be­
ziehungen innerhalb der Linken spürbar zu verbessern und 
haben die Bemühungen um die Einheit erleichtert. Gerade 
deswegen ist die Vereinigte Linke entstanden. s 

AlB: Was hinnen Sie über die Spezifika der PCP im Ver­
gleich zu anderen Parteien der Linken sagen? 
E. ESPINOZA: Die PCP ist die älteste und organisierteste 
Bewegung der ,peruanischen Linken. Wer ihre politische 
Linie oder ihre Positionen zum nationalen oder internatio­
nalen Bereich diskutiert. erörtert zweifellos nicht diese an­
deren Charakteristika, die :twammenhängen mit den revolu­
tionären peruanischen Traditionen, mit der relativ starken 
organischen Struktur der PCP und ihrer Fähigkeit, die Mas­
sen in Bewegung zu setzen und zu mobilisieren. 
Ein kennzeichnendes Merkmal der PCP ist zweifeJlos ihre 
starke Verwurzelung in der Arbeiterklasse. Immer hatte die 
Kommunistische Partei ihre Hauptwirksamkeit in der Ge­
werkschaftsbewegung, und die aktueHen Ereignisse bestäti­
gen diese Aussage. Es gibt in der peruanisehen Linken keine 
Kraft, die sich im Arbeits- oder Gewerkschaftsbereich mit 
der PCP messen könnte. Nicht einmal alle anderen geeinten 
Kräfte der Linken könnten der Kommunistischen Partei 
diese Präsenz streitig machen. 

Anmerkungen: 
1) Diese 1924 von V. Haya de la Torre gegründete bürgerlich· 

populistische Partei trug. zunächst stark antiimperialistische und 
antioligarchische Züge, entwickelte sich jedoch spätestens seit den 
40er Jahren hin zu gegenteiligen Positionen. Sie besitzt maßgeb­
lichen Einfluß im Kleinbürgertum und der minleren Bourgeoisie. 

2) Während der ersten Phase der Militärregierung unter General 
Velasco Alvarado (1968-75) wurde ein Gesetz zur Arbeitsplatz­
sicherheit erlassen, das die Möglichkeiten der Emlassung bedeu­
tend einschränkte. 

3) 1970 wurde den Beschäftigten im industriellen Bereich in Form 
der log. Industriellen Gemeinschaften gesetzlich Mitbestimmungs· 
und Gewinnbeteiligungsmöglichkeiten eingeräumt_ 

4) Der rechtsgerichtete General Morale! Bermudez wurde nach ei· 
nem innermilitärischen Putsch 1975 Präsident und regierte Peru 
bit 1980. 

5) Im September 1980, kun: vor den Kommunalwahlen, schlossen 
sich die Linkskräfte Perus zur Ve~inigten Linken (lU) zusam· 
men. 
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Irak 
Seit der Phase 1978/79, da das irakisehe Baa/Ii.Regime seinen Rechtskurs verschärfte, die Verfolgungsjagd auf alle national· 
progressiven Kräfte ausdelmle und diese in den Untergrund bzw. ins Exil trieb, gab es zwischen diesen Kontakte zur Formie­
rung einer antidiktatorischen Front. Am 26.12.1979 hatten bereits vier irakisehe Oppositionsparteien die Gründung eines 
Ständigen Koordillotiomhomitees zur Schoffung einer Natjunaldemokratischen Front vereinbart. Das Kernziel des Komitees 
fautete auf Sturz des DiktalurTegimes unter Saddom lIussein und Bildung einer nationaldemokratischen Ref(ierung (siehe AlB 
7-8/1980. S. 25-28). 
Am 12. Nouember 1980 konstituierten schließlich acht oppositionelle irakisehe Organisationen in Damaskus die Patriotisch­
Nationaldemokratische f'TOnt des Irak (PNDF). In ihrem Grundsatzprogramm der hier dokumentierten PNDF-Charta, stehen 
Fragen wie die einer realen Volksdemokratie, einer solidarischen /laftung gegenüber der iranischen Revolution und einer 
irakischen Wiederhinwendung zur Palästinafrage (Beitrill zur Arabischen Standhaftigkeitsfront!) im Vordergrund. Unter­
zeichner der Charta sind: die Arabische Sozialistische Baath-Partei (prosyrischer Flügel), Kurdische Patriotische Union. Ira­
kische Kommunistische Partei, Sozialistische Arabische Bewegung, Sozialistische Partei des Irak. Irak ische Organisation der 
Volksbefreiungsarmee, Unionistische Kurdische Sozialistische Partei und die Unabhängigen Demokraten. 

Charta der Patriotisch­
Nationaldemokratischen Front des Irak 
Die }-'rage der nationalen Solidarität hat im Rahmen der 
nationalen Bewegung im Irak stark an Bedeutung gewonnen 
und wurde von allen Kräften des F orlSchritts und von den 
demokratischen Parteien unterstützt. Angesichts der Eigen· 
art der nat ionalen, gesellschaftlichen Aufgaben erfordert 
deren Erfüllung die Anstrengung aller antiimperialis t ischen 
Schichten und Klassen. Das, was unser Volk erreicht hat, ist 
das Ergebnis der Solidarität und Allianz aller fortschritt­
lichen Kräfte. 
Die Frage der Allianz in einer Front ist zu einer vorrangigen 
geworden. Die innere Verantwortung und ZuSammenarbeit 
in der Patriotisch·Nationaldemokratischen Front des Irak 
(PNDF) ist nach wie vor eine dringende nationale Aufgabe, 
der sieh unsere Front bewußt ist. 
Sie kennt auch die wachsende Bedrohung der imperialisti­
schen, zionist ischen und reaktionären Aggression gegen die 
arabische nationale Befreiungsbewegung, die vor allem gegen 
das arabisch·palästinensische Volk gerichtet ist. Die Notwen­
digkeit der Vereinigung aller antiimperialistischen Kräfte in 
der arabischen Welt ist eine Tatsache. 
Dank des ununterbrochenen Kampfes unserer arabischen 
und kurdischen Völker sowie der nationalen Minderheiten 
unter Führung ihrer nationalen Organisationen konnte un­
sen: nad onale Bewegung im irak seit dem Ausbruch der 
Revolution vom 14. Juli 1958 wichtige Errungenschaften 
erreichen. Die Front Cördertc die Koalition zwischen Arbei· 
terklasse und Bauern, der städtischen Kleinbourgeois ie und 
anderer fortschrittlicher Organisationen der Mittelschicht. 
Alle diese sollten ihre Kräfte vereinigen und mobilisieren, 
um die Errungenschaften der nationaldemokratischen Revo­
lution sowie die Interessen des irakischen Volkes zu vertei­
digen. 
Denn der Sturz: des despotischen "Baath"-Regimes im i rak 
würde uns dazu verhelfen, ein demokratisches System im 
Irak aufzubauen, die reale AUlOnomie Kurdistans anzuer­
kennen und damit eine tiefe gesellschaftliche Evolution in 
Gang zu setzen, sowie am nationalen Kampf gegen den im· 
perialismus/Zionismus teilzunehmen mit dem Ziel, die er· 
oberten arab i~chen und palästinensischen Gebiete zu befrei­
en und die Rückkehr des palästinensischen Volkes in seine 
befreite Heimat, damit im Endeffekt die Errichtung eines 
unabhängigen Staates zu ermöglichen. 
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Das heutige diktatorische Regime vertritt im Wesentlichen 
die Interessen der Bourgeoisie. 
Die Politik des bestehenden diktatorischen Regimes verhin­
dert die Teilnahme des irak am Kampf gegen imperialismus, 
Zionismus und arabische Reaktion und führte das Land in 
eine wirtschaftliche und soziale Krise. Eines seiner Merk­
male ist die Usurpierung des Rechts des Volkes auf Selbst­
bestimmung durch seine legitimen Vertreter. 
Im Irak herrscht eine isolierte Clique mit faschistischen Re­
pressionsmethoden über die Volksrnassen und verfolgt alle 
natio'nalen, demokratischen und progressiven Kräfte, Grup-



pierungen und Partden. Die regierende Baath-Partei scheute 
,ich nicht, das Volk sämtlicher Freiheiten und demokrati­
schen Rechte :tu berauben. Es wurde eine FüUe von Terror­
und Willkürgeset:ten erlassen, die im Gegensat:t zur Charta 
der Mensehenrechte stehen. Die Anwendung dieser Geset:te 
und anderer terroristischer Erluse wurde in die Hände 
außerordentlicher Gerichte und Kommissionen gelegt. deren 
Führung direkt der regierenden Partei unterstellt ist. Viele 
unschuldige Bürger sind diesen Scheinprozessen :turn Opfer 
gefallen. 
Ein Vernichtungskrieg gegen die Kurden wurde proklamiert. 
Kurdische Bauern wurden aus ihren Wohnorten in andere 
Gebiete :twangsumgcsiedelt. Die rwistischen Deportations­
maßnahmen gegen das kurdische Volk wurden durchgefUhrt, 
um sein Recht auf Autonomie und Selbstverwaltung (gemäß 
Autonomiegeset:t von 1974; d. Red.) zu untergraben. 
Zu den direkten Folgen dieser Krise gehören auch die Ver­
schärfung der Lebensbedingungen, der Wohnungsnot, der 
Transport. und Dienstleistungsmisere. worunter die über­
wältigende Mehrheit der Bevölkerung leidet, und das trot:t 
der beträchtlichen Ressourcen, über die das Volk nicht be­
stimmen kann. 
Der Mißerfolg dieser inneren Politik spiegelt sich in seinen 
Be:tiehungen sowohl :tu den arabischen Ländern als auch auf 
internationaler Ebene wider und äußert sich am klarsten in 
der Allian:t und Zusammenarbeit mit den reaktionärsten 
Regimes, die dem Imperialismus dienen und im Abbruch der 
Be:tiehungen :tUr Arabischen Front der Standhaftigkeit 
(antiimperialinische Allianz Syriens, Libyens, Algeriens, des 
Sikljemen und der Palästinensischen ßefreiungsorganisation 

PLO, gegründet Ende 1977; d. Red.) im offenen Kom· 
plott gegen ihre Mitglieder. insbesondere was die Syrische 
Arabische Republik und die Volksrepublik Jemen betrifft, 
dazu in seiner Feindseligkeit gegen die Nationaldemokra· 
tische Front im Nordjemen und in seinen Versudlel'l, inner· 
halb der arabischen Befreiungsbewegung Unruhe :tU stiften 
sowie die PLO zU schwächen , indem es versucht, eine sepa­
rati5lische Organisation zu schafTen, deren Handlungsspiel. 
raum vom Regime in Bagdad bestimmt wird. 

Die Demokratie und die Koalitionsregierung 

Die reaktionäre lIaltung äußerte sich ebenfall5 in der Unter· 
5tutzung des Schah-Regimes bis zu seinem Umsturz (im 
Februar 1979; d. Red.) und in seinem WiderSland gegenüber 
der iranischen Revolution sowie der Vertreibung von Tau· 
senden \'on irakischen Sympathisanten mit der iranischen 
Re\·olution. Ein weiterer Beweis ist seine lIaltung gegenüber 
der Revolution in Afghanistan und seine Versuche, die 
freundschaftlichen Be:tiehungen mit den sozialistischen 
Staaten zu stören. 
Die Lösung der gegenwärtigen Krise liegt darin, dem Volks· 
interesse an einer fortschrittlichen Entwicklung des Landes 
zu dienen. Sie bedingt die Errichtung einer breiten National­
demokratischen Front, in der alle antiimperialisl1schen, anti· 
:donistischen und antireaktionären Parteien und Kräfte ver­
bündet sind. 
Um das diktatorische Regime :tu stürzen, mUssen wir :tu al­
len Mitteln, also auch dem Mille! des be ..... affneten Kampfes, 
greifen, damit wir ein demokratisches Koalitionsrecht ins 
Leben rufen können, das die demokratischen Rechte des 
Volkes respektiert und das Recht der Kurden des Irak auf 
Autonomie anerkennt. Die Front nitt ein für eine national­
demokra!1sche Revolution. die den ganzen Irak umfaßt und 
die materiellen und sozialen Grundlagen für eine :tukünftige 
sozialistische Ent ..... icklung schafft. 
Die nationale Front ist eine gemeinsame Führung im Kampf 
des Volkes ru.r die Verwirklichung dieser Chana. Für die 

beteiligten Parteien gibt es keine Vorbedingungen. Aus· 
,chlaggebend ist die Politik der Partei, ihre Verantwortung 
und ihre Lclstung.nihigkeit in bezlij( auf die Mobilisierung 
des Volkes. ( ... ) 

Das Bedürfnis unseres Volkes nach politischer Demokratie 
und sein Beharren auf deren Verwirklichung haben dazu 
geführt, daß diese Forderungen im Vordergrund des Kamp. 
fes liehen. 
Der Kampf der PNDF richtet sich deshalb auf: 
I. Sturz des gegenwärtigen diktatorischen Regimes und die 
Errichtung einer Regierung der Nationalen Front, die an 
das Recht und die Freiheit des Volkes glaubt und sich in 
ihrer Politik und ihrem Programm auf diese Charta und ihre 
Ziele sowohl auf irakischer, arabischer als auch internatio­
naler Ebene stüt:tt. 
11. Beendigung aller Erscheinungsrormen und Spuren des 
diktatorischen Regimes, seiner feindlichen Politik gegenüber 
der Freiheit des Volkes und seiner patriotischen und demo­
kratischen Rechte. 
Beendigung der diktatorischen Erscheinungen im Staats· 
apparat, in den Gewerkschaftsorganisationen: 
1. Schluß mit der politische'n Repression gegen das kur· 
dische Volk und die nationalen Minderheiten; Gewährlei· 
Slung des Rechts des kurdischen Volkes auf wirkliche Auto­
nomie, die sich auf die Charta stützt, und Beseitigung jeder 
nationalen, religiösen Diskriminierung. 
2. Beendigung des Ausnahmezustands, Abschaffung der 
Geset:te und Erlasse sowie der Institutionen, die solche Zu· 
stande legitimiert haben oder praktizieren. 
3. Freilassung aller politischen Gefangenen durch den Er· 
laß einer allgemeinen und sofortigen Amnestie. 
4. Rückkehr der Zivilisten und Militärs, die aus politischen 
Grunden entlassen wurden und ihre Wiedereingliederung in 
ihre Funktionen und Arbeiten in Schulen und Hochschulen. 
!j. Abschaffung der Ausnahme· und Terrorgerichte sowie 
der Institutionen, die die freiheit einschränken. 
6. Säuberung des Staatsapparates von reaktionären Kräf· 
ten, die Verbrechen am Volk verübt haben und Zurrechen· 
schaft:tiehung dieser Elemente. 
7. Verabschiedung eines Gesetzes, das die Rechte der 
"Märtyrer der nationalen Befreiung" auf soziale Sicherung 
garantiert. 
8. Die Rückkehr aller Fluchtlinge und Deportierten in ihre 
Wohnungen und Häuser sowie ihre Rehabilitierung. 
111. Verankerung der demokratischen Lebensweise in Ge­
seilsehaft und Staat. 
1. Organisationsfreiheit rur politische Aktivitäten von na· 
tionalen Parteien und Gruppen. 
2. Gewährung der Freiheit rur Werktätige und Bauern, Stu· 
denten, Jugendliche, Lehrer und Frauen und alle Bevölke· 
rongsgruppen zum Zwecke der Durchftihrung freier und 
demokratischer Wahlen rur Gewerkschaften und Vereinigun­
gen. 
S. Gewährung der Pressefreiheit sowie des Rechts auf Pub· 
likationen , Versammlungen, Demonstrationen und auf 
Streiks. 
4. Respektierung der Religionsfreiheit der Bevölkerung. 
S. Die UbergangS:teit. 
In der Ubergangneit zu einem demokratischen konstitutio· 
nellen System soll ein nationaler Gründungsrat eine Verfas· 
sung erarbeiten auf der Grundlage des allgemeinen, direkten, 
gleichen ulld geheimen Wahlrechts sowie der Zulassung der 
nationalen Parteien, die die Kandidaten für ein Parlament 
aufstellen. In der kurdischen Provinz soll auf gleicher Basis 
ein Legislativer Rat gebildet und den nationalen Minder· 
heiten du Recht auf administ rative und kulturelle Selbst· 
bestimmung gegeben werden. 
IV. Beseitigung der Unterdrückungsaufgaben des Militärap. 
parau und seine Mobilisierung mit dem Ziel, seine nationale 

31 



Rolle bei der Aufrechterhahung der Unabhängigkeit und der 
nationalen Souveränität zu spielen bzw. im Kamlpf gegen die 
imperia list ische und zionist ische Aggression und ihre expan­
sionistischen Pläne einen Beitrag zu leisten und die Front 
des Widerstands und der Standhaftigkeit bei der Abwehr der 
kolonialistischen und reaktionären Komplotts K(:gen die ara­
bische nationale Befreiungsbewegung zu unterstützen. 

Die arabische Politik und die Palästinafrag;e 

A. Die drängendsten Aufgaben der arabischen nationalen 
Bewegung 
Die arabische nationale Bewegung einschließlich der palästi­
nensischen Revolution sind gegenwärtig einem gezielten 
imperialistischen zionistischen Angriff auSgeSf:tzt, dessen 
gefährlichste Form durch die Unterschrift Sadats unter das 
Abkommen von Camp David (vom September 1978; d. 
Red.) und unter dem Schutz des amerikanischen Imperia­
lismus Zustande gekom men ist. 
Diese Vereinbarung zielte darauf, die gerechtef.l Ansprüche 
des arabisch'paläsünensischen Volkes und seine:r} bewaffne­
ten Kampf zu liquidieren bzw. die ErrungenschaJten. die die 
arabische nationale Befreiungsbewegung verwirkll icht haI. zu 
zerschlagen und die Hegemonie des amerikanischen und 
zionistischen Imperialismus über die Region zu :iichern. ( ... ) 
Daneben werden künstliche Konflikte mit der iranischen 
Revolution konstruiert zur Schwächu ng der So:lidarität der 
Völker der Region in ihrem gemeinsamen Kampf gegen die 
imperialistischen Pläne. 
Das herrschende diktatorische Regime des Irak und seine 
Politik bzw. sein Beitrag in Form einer aggressiven Außen­
politik in Verbindung mit den arabischen reaktionären Re· 
gimes dient praktisch den Zielen des amerikanischen Im­
perialismus. Der Irak versagte im Kampf der arabischen Na­
tion um Selbstbestimmung und trug zur Schwächung ihrer 
effektiven Abwehr gegen diese Angriffe bei. 

Die Front kämpft also, um das diktatorische Re~:ime zu Fall 
zu bringen und die Errichtung einer nationaldemokratischen 
Koalition zu ermöglichen. 
Aktionsprogramm : 
L Sofortiger Anschluß des Irak an die Standlhaftigkeits­
front unter Einsatz der militärischen Macht und des politi­
schen Potentials, was sie effektiver machen könnlle. 
2. Verstärkung des effektiven Kampfes, um das Komplott 
von Camp David zum Scheitem zu bringen $owic' Sprengung 
der aggressiven Koalition zwischen amerikanischen Imperia­
listen und Zionisten sowie ihrem Verbündeten, d.cm verräte­
risehen Regime Sadau; Konzentrierung des irak ischen Mili­
tärpotentials auf den Kampf gegen den zionistischen Feind. 
3. Verwirklichung verschiedener Formen deI' politisch­
wirtschaft lichen Koordination und Kooperatio:n zwischen 
den arabischen nationalen Staaten, um den arabischen 
Kampf für die Befreiung der besetzten Gebiete Palästinas 
und die Wiederherstellung der Rechte des palästinensischen 
Volkes zum Erfolg zu fU hren_ 
4 . Unterstützung der Prinzipien der arabischen Völker und 
der for tschrittlichen Kräfte gegen Kolonial ismus und reak­
tionäre arabische Regimes bzw. Festigung der Beziehungen 
zu den verschiedenen Befreiungsbewegungen und T eilnahme 
am Arabischen Volkskongreß sowie Unterstützung und 
Festigung der arabischen Einheit. 
5. Festigung der solidarischen Beziehungen ZUI' iranischen 
Revolution, Unters tützung ihres Kampfes gegen den ameri­
kanischen Imperialismus, die überreste des Schah-Regimes, 
Unterstützung bei der Verwirklichung ihrer Ziele, der gesell. 
schaftli chen und demokratischen Entw icklung, aller Aktio­
nen, die zur Gewährung der nationalen demokratischen 
Rechte a ller Völker im Iran füh ren. ( ... ) 
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C. Die Palästinafrage 
Die nationale Front beton t, daß die Palästinafrage ein natio­
nales arabisches Problem und der Mi ttelpunkt des arabisch­
zionistischen KonOikts ist. ( ... ) 
Deshalb zielt die nationale Front auf die: 
1. Unterstützung des Kampfes der PLO als legitimer, allei­
niger Vertreterin des palä.ftinensischen Volkes. 
2. Unterstützung des Kampfes der palästinensischen Mas­
sen in den besetzten Gebieten unter Führung der Palästinen· 
sischen Nationalen Front. 
3. Mobilisierung des militärischen Gewichts und des politi­
schen Potentials des Irak im nationalen Kampf gegen Zionil;­
mus und Imperialismus_ 
Die Orientierung der Außenpolitik des diktatorischen Re­
gimes des Irak zieh e auf folgende Punkte: Annäherung an 
den Imperialismus; Zusammenarbeit mit den reaktionären 
Kräften und Regimes, Beteiligung an den Aktionen der ara­
bischen reaktionären Kräfte; Versuche, fiie nichtpaktge. 
bundenen Länder zu spalten und die Beziehungen zwischen 
den arabischen Befreiungsbewegungen und ihren Verbünde· 
ten, speziell den sozialistischen Staaten, zu stören. 

Außerdem wurden die politischen und wirtschaftlichen Bc­
ziehungen zu den kapitalistischen Staaten verstärkt. Diese 
Annäherungsversuche haben den Interessen des nationalen 
Kampfes geschadet. Das jetzige Regime hat die irakisehen 
Kräfte nicht für den Kampf der arabischen Nation gegen den 
Zionismus und die amerikanischen Angriffe eingesetzt. ( ... ) 
Deshalb strebt die PNDF eine antiimperialistische und anti­
zionistische Außenpoli tik an: 
• Konsolidierung der Unabhängigkeit, des nationalen 
Selbstbestimm ungsrechts auf der Basis der gegenseitigen 
Int eressen und der Gleichberechtigung in den intemationa­
Ien Beziehungen; 
• Ablehnung ungerechter Abkommen und Verträge; 
• Annullierung der Konvention vom 6. März 1975 zwi­
schen dem despot ischen Saddam Hussein und dem Schah; 
• Solidarität mit allen nationalen Befreiungsbewegungen. 
die fUr ihre Freiheit und Unabhängillkeit sowie für eine de­
mokratische und sozialistische Entwick lung kämpfen; 
• Schluß mit den kolonialistischen und rassistischen Syste­
men in der ganzen Welt; 
• Festigung der freundschaft lichen Beziehungen und Zu­
sammenarbeit, die auf der Feindschaft gegen den Imperia. 
lismus basiert, mit der Sowjetunion und den sozialistischen 
Staaten, den unabhängigen Ländern sowie mit allen progres­
siven Staaten und Kräften in der Welt. 
(Quelle: Thaura, Damaskus, 13.11. 1980) 

SERVICE CIVIL INTERNATIONAL , 
Deutscher Zweig e.V. 

- AFRIKA-KOMMISSION -

Freiwillige rur Workcamps gesucht 

In Zusammenarbeit mit PartnerorganiJationen in Afrika (Senega], 
Sierra Leone, Elfcnbeinküste, Ghana., Togo, Nigeria, Bo!Swana und 
Lesotho) vermittelt dic Afrika-Kommission des SCI im Sommer 
]982 wieder Teilnehmer in internationale Workcamps (3-6 
Wochen). 
Die Freiwilligen helfen durch unbezahlte Arbeit beim Aufbau einer 
Infrastruktur wie Schulen, Hospitälern u.ä. Dies wird großemei]s 
zur Unterstützung von Selbsthilfeprojekten der ländlichen Bcvöl­
kerung durchgeffihtl. 
Voraussetzung zur Teilnahmc ist die Beteiligung an zwei Vorberei­
tungsJeminaren im April und Juni 1982. Im Herbst führen wir dann 
ein AUlwertungstreffen durch. 
Wir erwarten auch die weitere Mitarbeit in der Afrika-Kommission, 
beispielsweisc bei unscrcr Solidaritätsarbeit in der BRD_ 
Informationsmaterial und VoranmeLdung (mit Vennerk AlB­
Anzeige) bis Ende Dezember 1981 an: 
SCI - Afrika-Kommiuion. Blücherstr. 14, S300 Bonn 1 



Ost -Timor 

Westliche Inva:sions-Empfehlungen 
In einem Buch unter dem Titel "Dokumente zur au.strali­
sehen Verteidigungs- und Außenpolitik" wiesen im lI,ergan­

genen Jahr zwei /lustro/ische Autoren, GeaTge Mumie.,. und 
Richard Walsh, nnch, d(Jß die indonesische Invasion der 
früheren portugiesischen Kolonie Ost-Timor im jahr 1975 
mit der stillschweigenden Unterstützung Austolien:. und 
Großbritanniens sowie der USA stattgefunden hat. Das 
Buch ist uon der konservativen australischen Regierung Fra­
ser mit einem Verbatsantrag belegt worden. 

Schätzungen des Bluu:oJls der indonesischen Invasiion in 
Ost-Timor im Spätjahr 1975 reichen von Indonesiens eige­
ner Angabe von 60.000 bis zu einer jüngeren Schätzung von 
200.000, die auf einer Konferenz in New Vork gemacht 
wurde. 
Wie dem auch immer sei, es handelt sich um ein enormes 
Desaster, das eine k leine Bevölkerung heimsuchte. Geheime 
Telegramme der Munsler-Walsh-Sammlung zeigen, daß briti­
sche, amerikanische und australische Politiker geme·insam 
stillschweigende Gleichgültigkeit gegenüber dem Scbicksal 
der Bevölkerung Ost-Timors an den Tag legten, obwohl ihre 
Einflußmi:iglichkeiten auf die lndonesier - jetzt westliche 
"Alliierte" - beträchtlich waren. 
Wo die verschiedenen Möglichkeiten überhaupt diskutiert 
wurden, da wurde behauptet, daß die Ost-Timoranc'i" sich 
besser stellen würden, wcnn die indonesische Oberherrschaft 
dem Zusammenbruch der portugiesischen Kolonialherr­
schaft (nach dem April 1974; d. Red.) folgen würde. Unab­
hängigkeit würde nur politische und wirtschaftliche Instabi­
lität bedeuten, die eine (damals) 600.000 zählende Bevölke­
rung dem Kommunismus in die Arme treiben könnten. 
Das US-Außenministerium, das damals von Henry Kissinger 
kontrolliert wurde, wies seine Botschaft in Indonesi,cn an, 
ihre Berichterstattung über die Ost-Timor-Frage einzu­
schränken, während der britische Botschafter Sir john Ford 
empfahl, die Augen zu verschließen vor der Invasion dessen, 
was er "dieses Problemkind" nannte. 
In einem Femschreiben vom 17. August 1975 berichtete 
Richard Woo\cott, der australische Botschafter, daß Ameri­
ka das Verhalten Indonesiens wegen der Notwendigkc:it der 
Zustimmung des Kongresses für die US·Militärhilfe beein· 
flussen könnte. Aber Woo\cott fUgte hinzu: "US-Botschafter 
Newsom erzählte mir gestern abend, daß er persönliche 
Anweisung von Kissinger hat, sich nicht in Diskussionen mit 
den Indonesiern über T imor einzumischen, weil die USA in 
genug Probleme von größerer Wichtigkeit verwickelt seien ... 
Ich sehe Newsom am Montag, aber seine gegenwärtige Hal­
tung ist die, daß die USA ... den Dingen ihren Lauf lassen 
sollten. Sein etwas zynischer Kommentar mir gegenüb.:r war 
der, daß wenn die Indonesier intervenieren, sie (die USA) 
darauf hoffen, daß sie dies 'effektiv, schnell, und ohne Be­
nutzung unserer Ausriistung' tun würden." 
Die Intervention dauert noch heute an, mit ausgedehnter 
Nutzung von US-AusTÜstung, besonders des 'Bronco.'-Erd· 
kampfflugzeuges. Im gleichen Fernschreiben wies Woolcott 
darauf hin, daß die indonesische Unterdrückung der Unab­
hängigkeit Timors im australischen Interesse liege, und 
wandte sich gegen Pläne für den damaligen Premiermimister, 
Gough Whitlam, eine Botschaft mit der Bitte um .Nicht· 
anwendung von Gewalt an Indonesiens Präsident, General 
Suharto, zu schicken. 

Tatsächlich war die Labour-Regierung in dieser Frage geteil­
ter Meinung: Whitlam neigte zu einer indonesischen Macht­
übernahme, aber der Außenminister, Don Willisee, favori­
sierte einen Akt wirklicher Sclbstbestimmung. Die Invasion 
fand jedoch erst statt, nachdem Wh itlam durch den General­
Gouverneur Sir lohn Kerr aus dem Amt entlassen worden 
war. 

21. juli 1975 

Portugiesisch Tlmol: Britische Politik vertraulich 
An Canberra aus Djalurta. 

Der beililche BOIschafter Ford übergab mir auf peßÖnlkher Basis 
Kopie von Bericht seines Bürocheh (Gordon Duggan) über seinen 
BeJueh in POrlugiesi8ch·Timor in diesem Monat. Wir schicken heute 
noch Kopie per Geheimkurier. In der Zwischenzeit intereniert Sie 
cvenlueU folgender Kommenlar von Ford in Begleitbrief an Außen· 
und CommonwealthamI. Er beginnt: 
~Eine Schlußfol~run.g scheint aus Gordons Bericht herauszuragen. 
Das Volk von Portugiesisch·Timor in nicht in der Lage, das Recht 
der Sdbsth<:stimmung auszuüben. Seine Politiker werden $ich wahr­
scheintich weiterhin zanken und streiten und, bei Abwesenheit 
einer fcsten Führung durch Lissabon oder einen Militärputsch, wird 
die politische Konfusion sich verschlimmcrn und du Gebiet dCI 
Territoriums wird noch fruchlbarcr für Störungen. 
Duggan sah keine Beweise dafür, daß die Runen oder die Ol.inesen 
schon in dem Topf herumriihren, aber jede Arl von Zunahme de5 
sowjetischen Einflusses in Lissabon wird die Möglichkeiten er· 
höhen, daß erstere versuchen werdcn, die La~ amzunutztn, und 
wir soUten ein wachsamel Augc rur Anzeichen haben, daß sie Cf 

tun. Sogar olme sowjetische oder chincsische Intervention sicht CI 

110 aus, daß das Territorium mehr und mehr 'l:um Problemkind wer· 
den wird, und die Argumentc, die für Jcine Integration in Indone· 
sicn Jprechen, werden umso 'Iäcker. Auch wenn t$ immer noch in 
unsercm Intercsse licgt, eine Eirunischung auch in Zukunft zu ver· 
meidcn, scheincn die Entwicklun~n in Lissabon doch zugunnen 
eincr größeren Sympathic für Indonesien 'l:U 5prechen, wenn die 
indoncsische Rcgicrung sich durch dic sich verschleclHcmde Situa­
tion in Ost-Timor gcdrängt fühlen soUte, encrgisch zu handcln. Von 
hicr aus gesehen liegt es sichcr in Großbritanniens Interesse, daß 
Indoncsien das Territorium so bald und so unaufdringlich wie 
möglich übernimmt. 
Wenn es zum Krach kommt und es gibt Lärm in der UNO, wUten 
wir die Köpfe einziehen und vermeidcn, auf der Seite dcr lndone­
sien-Gcgner>:u stehen." 

Die Gerichtsargumentation der Fraser·Regierung für die 
Unterdrückung des Buches enthält die besonders vehemente 
Behauptung, daß die Beziehungen zu Indonesien dureh seine 
Enthüllungen Schaden erleiden würden. Unangenehm- ist 
sicher ein streng geheimes Fcrnschreiben Woolcons vom 4. 
januar 1975, das den Text eines kurz vorher stattgefunde­
nen Treffens der Assoziation Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) enthält, auf dem Vorschläge für eine Neutralisie­
nmg des Gebietes diskutiert wurden. Das Schreiben besagt, 
daß der Text - der innerhalb der ASEAN streng geheim sein 
sollte - über Oberst Setiawan vom indonesischen Geheim­
dienst BAK IN durchgesickert sei. Andere Dokumente er­
wähnen die Zusammenarbeit bei "Inlands und Auslands­
aufklärung" zwischen Indonesien und Australien - ctwas, 
das vorher nicht zugegeben worden war. 
Ein anderes Fernschreiben von Woolcott dokumentiert d ie 
Rolle Großbritanniens bei der Ingangsetzung des Ost-Timor­
Desasters (siehe Kasten). 
(Quelle: New Statesman, London, 21.1\.1980, 5.6/7; Aus­
schnitte) 
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Uganda 
Fiaza N. Makumbi·Kidza 

Neubeginn unter Milton Obote 
Seit dem Sturz Idi Amins im April 1979 (siehe AlB 5/1979, 
S. 27.29) sucht Uganda nach einem Ausweg aus der tiefen 
Krise, in die das Land durch die Terror- und .I1~pwjrt$chaft 
des einsti/:en Diktators gestürzt wurde. 

Am 10. Dezember 1980 fanden im ostafrikanischen Uganda 
nach 18-jähriger Unabhängigkeit erstmals wi,eder Parla­
ments- und Präsidentschaftswahlen stat t. Aus die'sen Wahlen 
ging der Volkskongreß von Uganda (UPC) d,cs früheren 
Staatschefs Milton Obote mit über 70 der 126 Parlaments­
sitze als Sieger hervor. 
Zur Wahl standen insgesamt vier Parteien als Repräsentanten 
der unterschiedlichsten Bevölkerungsgruppen. Aussichts­
reichster Kandidat neben der upe war die katholisch-kon­
servative Demokratische Partei (44 Sitze); sie stÜltzt sich vor 
allem auf die nationale Bourgeoisie und wurde seinerzeit 
u.a. mit Unterstützung der CDU gegründet. Außerdem kan­
didierten die antiimperialistisch orientierte Patriotische Be 
wegung Ugandas (UPM) unter Yoweri Museveni (Stellver­
tretender Vorsitzender der Militärkommission ulnd einziger 
Nicht-Obote-Mann dieses Gremiums) und die K.onservative 
Partei, eine unbedeutende Nachfolgeorganisation der monar­
chistischen Kabaka-Yekka-Partei des Buganda Stammes. 

M. Obote - von den Militärs bevorteilt 

Bereits im Vorfeld der Wahlen war es zu größeren Auseinan­
dersetzungen zwischen Obote.Anhängern und deren politi­
slihen Gegnern gekommen, welche daraufhin di.e Registrie­
rung der ca. 6 Mio Wahlberechtigten ab Oktober letzten 
Jahres vorübergehend boykottierten. Anlaß war vor allem 
die Wahlkreisaufteilung, bei der sich die Obote·Gegner be· 
nachteiligt fühlten. 
Den Wahlen selbst wohnte eine etwa 70-köpfige !Beobachter­
gruppe des Commenwealth bei, die einen insge'samt fairen 
Wahlverlauf bestätigte. Dennoch kann kaum jelnand ernst­
haft bestreiten, daß die amtierenden Militärs für ihren Favo­
riten Milton Obote recht günstige Ausgangsboedingungen 
schufen. In 17 Distriken disqualifizierte die Wahl kommis­
sion - lI:.T. mit fadenscheinigen Begründungen -- oppositio­
nelle Kandidaten, so daß diese Sitze von vornht:rein an den 
UPC gingen. Auch der Wahlmodus - in 4 versch iedene Ur­
nen wurden unterschriebene, ansonsten aber völlig iden ti-
5(:he Stimmzettel gelegt - dürfte eine nachträgliche über­
prüfung des Wahlergebnisses unmöglich machen. 
Wie lI:U erwarten, erkennt die DP das offizielle Wah lergebnis 
nicht an und fordert Neuwahlen. Freilich dürfte :5ie bei einer 
gerichtlichen Auseinandersetzung wenig Aussicht auf Erfolg 
haben.. 

Nach dem Ende der Amin-Ära übernahm das Koordinations­
gremium der Nationalen Befreiungsfront Ugandas (UN LF), 
der Nationale Konsultativrat (NCC), als provisorische Legis­
lative die Macht und ernannte den 69-jährigen Yusuf Lule 
(Vorsitll:ender des Exekutivrates der UNLF) zum Präsiden­
ten. 
Die Befreiungsfront war am 22.3.1979 von 22 0'PposilOnel­
len ugandischen Organisationen in der tansanis,chen Stadt 
Moshi mit dem Ziel gegründet worden, das Amin.-Regime zu 
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stürll:en. Nach dem gemeinsamen Sieg traten jedoch die tie­
fen inneren Widersprüche des seiner Zusammensetll:ung nach 
äußerst heterogenen Zweck bündnisses sehr schnell zu Tage. 
So war die Ernennung Lules zum Präsidenten zweifelsohne 
als politischer Kompromiß:w werten. 
Y. Lule, der vor 1962 Minister in der kolonialen Regierung 
des britischen Protektorats gewesen war, avancierte nach der 
Unabhängigkeit zum Chef der ugandischen Beamtenschaft. 
Dem damaligen Prem icrminister M. Obote war er jedoch zu 
konservativ und wurde deshalb 1964 auf den angesehenen, 
doch politisch bedeutungslosen Posten des Chefs der Ma­
kerere-Universität abgeschoben. Nach dem Militärputsch Idi 
Amins 1971 ginger nach London ins Exil. 
Bei seinem Regierungsantritt am 13.4.1979 bekannte Lule 
sich zur Politik der Nichtpaktgebundenheit und kündigte 
freie Wahlen in spätestens 2 Jahren an; bis dahin sollte je­
doch die Aktivitäten politischer Parteien außerhalb der 
UNLF verboten sein. [n der Tat bot sich den neuen Macht­
habern in Kampala eine innenpolitische Situation, die nur 
im engen Bündnis aller am Wiederaufbau Interessierten ge­
meistert werden konnte. 
Die unter I. Amin nahell:u ruinierte nationale Wirtschaft 
konnte eine Versorgung der Bevölkerung in keiner Weise 
gewährleisten . Die unverantwortliche Finanzpolitik jener 
Regierung hatte das Währungs- und Preisgefüge völlig durch­
einandergeraten lassen. Ein Arbeiter verdiente im Monat 
etwa 600 Ugandische Shilling - gerade genug um 3 Bana­
nenstauden oder 4 kg Zucker zu kaufen. 

Eine Währungsreform wäre somit dringend nötig, um die im 
Umlauf befindliche Geldmenge zu reduzieren und die groß­
angelegten Sehmuggel- und Schwarzmarktgeschäfte, die das 
Land zusätzlich ausbluten, zu beenden. Bcsonders be troffen 
von der schlechten Versorgungslage sind die Bewohner der 
wenig fruchtbaren Provinzen im Norden. 

Probleme Hunger und Bandenwesen 

Nach UN-Schätll:ung sind dort etwa 470.000 Menschen akut 
von Hunger und Krankheit bedroht. Verschärfend kommt 
hinzu, daß bewaffnete Banden im Vorjahr fast die gesamten 
Vieh bestände dieses Gebietes vernichteten, zahlreiehc Men· 
sehen ermordeten und auch die Arbeit der internationalen 
Hilfsorganisationen erheblich behinderten. Allein im 
1. Quartal 1980 fielen 150.000 Menschen Hunger und Ge­
walt zum Opfer. 
Ein Faktor, der die Meisterung der Vielfalt der Probleme 
zusätll:lich erschwert, ist die außerordentliche Heterogenität 
der Bevölkerungsstruktur Ugandas. Seine etwa 12 Mio Ein­
wohner gehören zu über 30 "erschiedenen, mitunter rivali­
sierenden Stämmen, die Ende des 19. Jahrhunderts von den 
britischen Kolonialisten mehr oder weniger willkürlich lI:U 

einem Staat zusammengeschlossen wurden. Die größte eth­
nische Gruppe (etwa 2,5 von insgesamt 12 Mio) sind die 
Buganda im Südosten des Landes. Schon das vorkoloniale 
Buganda war im Vergleich zu anderen Gebieten Ostafrikas 
relativ weit entwickelt; dieser Vorsprung wurde dann nach 
1894 von der britischen Kolonialverwahung weiter ausge-



baut. So kam es zu einem ausgeprägten Nord-Süd-GeniJle 
mit beachtlichen wirtschaftlichen und infrastrukturellen 
En I wiekl ungsunterschieden. 

Die Landwirtschaft Ugandas ist mit 60% an der Bruttopro­
d uk tion und zu 80% am Export beteiligt. 90% der Bevölke­
rung hängen vom AgTarseklor ab. Troll. des ausgesprochen 
fruchtbaren Bodens wurden bislang jedoch nur 12% der 
Landesnäche landwirtschaftlich genutzt. Die weitgehende 
Beschränkung auf die von der Kolonialisten eingeftihrten 

Monokulturen Karfee (70% der Devisen('innahmen), Baum­
wolk, Tee und Zuckerrohr sowie die VemachlÜ5igung der 
landwirtschaftlichen Produktion unter der Amin-Regierung 
machten in den leuten Jahren zunehmende Einfuhren von 
Nahrungsmitteln erforderlich. 
Die noch schwach entwickelte Industrie Ugandas stützt sich 
vorwiegend auf kleine Betriebe, welche landwirtschaftliche 
Produkte verarbeiten. Darüber hinaus ist der Abbau von 
Kupfer, Zinn, Baryll und Wolfram von Bedeutung. Wenn 
mall bedenkt, daß im April 1979 Bergwerke und Fabriken 
nur noch mit 20% ihrer Kapazität arbeiteten, so wird das 
Ausmaß der Schw ierigkeiten deutlich. Nach internationalen 
Schätzungen dürfte eine Finanzspritze von 4 Mrd DM nötig 
sein. um dem heruntergewirtschafteten Staal wieder auf die 
Beine zu helfen. 
Insgesamt war Y. Lule nichl in der Lage, die dringend not­
wendigen sozioökonom ischen Reformen in AngTiff zu 
nehmen. Hinzu kam, daß er bei Kabinettsumbildungen, Be­
rufungen von leitenden Militärs UIW. mehrmals den NCC 
übcrging und somit die lI andlungsfahilfke it dieses Gremiums 
blockierte. Zunehmender Unmut über seinen Führungsstil 
mhrte dazu, daß er nach nur 68-ligiger Amtszeit vom NCC 
abgesetzt wurde. 
Neues Staauoberhaupl wurde am 21.6.1979 Godfrey Binai­
sa, der seinerzeit unter M. Obote Generalstaatsanwalt ge­
wesen war, jedoch wegen Differenzen über die von diesem 
angestrebte Verfassungsänderung zurückgetreten war. Wie 
Y. Lule ist er Buganda. Um die ethnischen und regionalen 
Zwistigkeiten zu beenden, begann er mit einer Neuauftei­
lung des Landes in 33 Distrikte, im Oktober 1979 erweiterte 
er den NCC von 30 auf 90 Mitglieder und kündigte Wahlen 
für Juni 1981 an. 

Doch auch er wurde nicht Herr der sich verschärfenden in­
nenpolitischen Konnikte_ Die vom Westen versprochenen 
Kredite von 500 Mio Dollar ließen auf sich warten, und die 
Hoffnungen der Bevölkerung auf baldihe Besserung ihrer 
Lage wurden enttäuscht. 

Seit Anfang 1980 mehrten sich im NCC die Zeichen für eine 
Auseinandersetzung zwischen G. Binaisa. Anhängern einer­
seits und der Obote-Fraktion _ die eng mit Tansanias 
Staatschef J uliu. Nyerere verbündet ist - andererseilI. 
Im Februar 1980 entließ G. Binaisa den Obote-Freund 
Paulo Muwanga (Vorsitzender der Militärkommission) von 
seinem Amt als Innenminister und zwei Monate später äu­
ßerte er den Wunsch, die aus S icherheiugründen noch im 
Land weilenden 10.000 taruanischen Soldaten "durch eine 
britische Friedenstruppe zu ersetzen". Bereits im Dezember 
1979 hatte G. Binaisa Vertcidigungsminister Y. Muscveni 
auf einen weniger einflußreichen Posten abgeschoben. 

Unblutiger Putsch gegen G. Binaisa 

Mit einer Reihe weiterer Maßnahmen wie der Einschränkung 
der Versammlungsfreiheit und dem Verbot von Zeitungen 
mit kritischer Berichterstattung suchte G. Binaisa seine Posi­
tion zu festigen. Als er Mitte Mai 1980 ein weiteres Mitglied 
der Militärkommission, den Stabschef der Armee David 
Ojok absetzte, machte das Militär nicht mehr mit und been­
dete seine II-monatige Amtszeit mit einem unblutigen 

~- . 
Die Militärkommission benannte einen dreiköpfigen Präsi­
dialrat, der die Geschäfte des gestünten Präsidenten über­
nahm. 30 Minister. an der Spitze P. Muwanga. bildeten das 
neue Kabinett. Die Wahlen wurden auf September 1980 vor­
vcrlegt. Des weiteren entschied man, alle Parteien und Grup­
pierungen der UNLF - entgegen dem früheren NCC­
Beschluß - selbSländig und mit eigenen Kandidaten antre­
ten zu lassen. 

Am 25.5.1980 kehrte Milton Obote nach 9-jährigem Exil 
aw Tansania zuriick. Wichtigstes Anliegen M. Obotes wäh­
rend seiner Regic:rungszeit 1962-71 war gewesen, ein ein­
heitliches und unabhängiges Uganda aufzubauen. Das bedeu­
tete zum einen die Beendigung von Autonomie und Privile­
gierung der Südrcgion, vor allem der Buganda. Zum anderen 
war eine staatliche Planung und Kontrolle der Wirtschaft 
erforderlich. 
So sah die 1969 verfaßte "Charta des einfachen Manne," 
u.a. eine 60%-ige staatliche Beteiligung an allen ausländi­
schen Gesellschaften vor. Diese Maßnahmen stießen notwen­
digerweise auf den erbitterten Widerstand der in- und aus­
ländischen Bourgeoisie. Die daraus resultierenden heftigen 
Auseinandersetzungen, sowie eine Slarke Kapitalflucht ge­
gen Ende der 60er Jahre trugen dazu bei, daß sich die öko­
nomische Lage insgesamt verschlechterte_ Fehler bei der 
Umsetzung des fortschrittlichen Regierungsprogramms hat­
ten zur Folge. daß der UPC sich in dieser schwierigen Situa­
t ion nicht auf breite Kreise der Bevölkerung stützen konnte, 
was die spätere Machtübernahme durch Idi Amin wesentlich 
erleichterte. 
Gegenwärtig bemüht Milton Obote sich darum, als .,Iiberal 
gemäßigter" Politiker zu erscheinen. Laut bürgerlichen Pres­
semeldungen hat er sich von den Vorstellungen einer soziali­
stisch orientierten Gesellschaft distanziert und strebt ein 
"gemischtes Wiruchaftssystem an, in dem wieder mehr Platz 
fUt private Initiativen sein soll". Inwiefern dieser neue Kurs 
geeignet ist, die Lösung der brennendsten Probleme - Nah­
rung ftir alle, Sicherung von Ruhe und Ordnung, Wiederauf­
bau der Wirtschaft - konsequent voranzutreiben, kann zur 
Stunde noch nicht abgesehen werden. 
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N mibia 
Von der Genier Namibia·Konferen: Januar 1981 stand günstigenfaffs eine Einigung iiber die Durchführung eines Planes des 
UN·Sicherheitsrates lIon 1978 zu erwarten. Danach hätten in Gesamt-Namibia freie Wahlen unter Aufsicht der UNO (bzw. einer 
uon ihr gebildeten Oberwachungsgruppe, der sog. UNTAG) unter Einschluß du Siidwestafrikanischen Vo/ksorganisation 
(SWAPO) stattfinden sollen. Ein Wahlsieg der SWAPO über die von Südafrika und imperi4listischen Kräften (auch der CDU/ 
es U und deren Stiftungen) ausgehaltenen Marionettenparteien, die bislang in Pseudowahlen "erfolgreich" waren, gilt mehr und 
mehr als wahrscheinlich. 
Dies ist auch dem Besatzungsregime in Pretoria bekannt. 1m vergangenen Jahr ergriff es eine Anzahl einseitiger Maßnahmen, um 
seine Partei, die sog. "Turnhallen·Allianz", zur Regierungspartei aufzuwerten. Während der Genfer Konferenz konzedierte die 
SWAPO den Einschluß dieser Gruppe in die südafrikanische Delegation, um die Konferenzeröffnung überhaupt möglich zu 
machen. Der Verlauf zeigte indessen, daß Südafrika nunmehr entschlossen auf seine eigene "interne" Lösung ohne die Befrei. 
ungsbeweKung hinarbeitet und den UN·Plan als Grundlage ablehnt. Offenkundiger Hintergrund: Ein durch den Regierungsan. 
tritt der konservativen Reagan.A dminislration in den USA anscheinend bestärktes Vertrauen in eine fortgesetzte Unterstützung 
der Politik Pretorias durch die USA und eventuell auch die übrigen tonangebenden Westmächte. Die Reaktionen auf die Genfer 
Konferenz - niimlich so Kut wie keine - lauen befürchten, daß die BRD, Frankreich und r.roßbn·tannien als Vorreiter in 
Europa diesem Kurs folgen. 

Stellungnahme Sam Nujomas 

Die SWAPO-Position zur Genfer 
Namibia-Konferenz 

( ... ) Ich habe immer wieder - und auch gestern auf meiner 
Pressekonferenz - gegenüber der Weltöffendichkeit unter· 
strichen, daß die SWAPO auf diesem Treffen bereit ist, ein 
Waffenstillstandsabkommen zu unterzeichnen und über ein 
genaues Datum bezüglich der Ankunft der UNTAG (Ober­
gangshilfsgruppe der UNO; d. Red.) in Namibia übereim:u· 
kommen, so daß frieden in unserem umkämpften Land ein· 
kehren kann. 
Bedauerlicherweise, Herr Vorsitzender, hat die südafrika· 
nische Delegation zu keinem Zeitpunkt während dieses Tref· 
fens - und selbst jetzt noch nicht - eine ähnlich feste Ent· 
schlossenheit gezeigt, die auf die Bereitschaft Prctorias zu 
einer feuereinsteIlung und darauf schließen ließe, daß man 
einer festen Terminierung des Beginns eines Ausführungs. 
prozesses zustimme. Stattdessen waren dieses erhabene Tref· 
fen und seine Arbeit den unmäßigsten Angriffen und Ver· 
unglimpfungen durch Mitglieder der südafrikanischen Dele· 
gat ion ausgesetzt. 
Herr Vorsitzender, angesichts der offenkundigen Unnach· 
giebigkeit und Ausflüchte Südafrikas kann dieses Treffen 
nicht um die augenscheinliche Schlußfolgerung herum· 
kommen, daß es, wie alle vorhergehenden Bemühungen der 
internat ionalen Gemeinschaft um eine friedliche Lösung des 
Namibia·Prob lems, dabei gescheitert ist, dieses nob le Ziel zu 
erreichen. 
folgerichtig bleibt dem unterdrückten Volk Namibias keine 
andere Alternative als seinen Befreiungskampf bis zum end· 
gültigen Sieg fortzusetzen. 
Wir sind wversichtlich. daß Namibia frei sein wird. Kein 
Volk wurde jemals in ständiger Unterdrückung gehalten. Die 
frage ist: um welchen Preis? Die Verantwortung für die 
fortgesetzten Verluste an Menschenleben und die Leiden 
liegt bei dem Regime in Pretoria. Wir sind uns über eines 
sicher, und dies ist, daß die SWAPO d ie überwältigende 
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Unterstützung des unterdrückten Volkes von Namibia ge­
nießt, dessen Sehnsucht nach Freiheit die Kämpfer der 
Volksbefreiungsarmee Namibias (PLAN) auch weiterhin 
dazu inspirieren wird, den bewaffneten Befreiungskampf bis 
zum endgültigen Sieg weiterzuführen. 
In diesem Sinne kehren wir zu unseren Operationsbasen zu· 
ruck, um unsere Anstrengungen an allen fronten des Kamp· 
fes zu steigern und zu intensivieren. 
Es folgt daraus auch, daß die internationale Gemeinschaft 
keine andere Wahl hat, als ihre umfassende Unterstützung 
und Hilfe für die namibischen Patrioten, die der illegalen 
Besetzung und kolonialen Unterdrückung in Namibia Wider­
stand leisten, fortzusetzen. 
Zu diesem Zweck haben die Vereinten Nationen eine einzig­
artige und besondere Verantwortung für Namibia und sein 
Volk, sowie daftir, sicherzustellen, daß es auf diesem Terri· 
torium echte Unabhängigkeit erreicht. Auf dieser Grundlage 
muß die Voilversamm lung auf ihrer kommenden neuauf· 
genommenen Sitzung geeignete Empfehlungen an den 
Sicherheitsrat über Namibia beschließen. Der Sicherheitsrat 
soll te aufs Neue mit aller Dringlichkeit dazu aufgefordert 
werden, umfassende bindende Sanktionen, einschließlich 
eines Olembargos, gegen Südafrika zu verhängen, dam it das 
Regime in Pretoria gezwungen wird, seine illegale und unter­
drückerische Besetzung Nam ibias aufzugeben. 
Schließlich möchten wir unsere Bereitschaft bekräftigen, 
unsere Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und all 
jt:nen fortzusetzen, die maximale Anstrengungen unter· 
nehmen, um in Namibia die baldige Unabhängigkeit herbei· 
zufUhren. 

(Quelle: Material der International Canference in Sotidarity 
with the Struggle of the People of Namibia, Oslo, 
16.1.1981) 



Gemeinsanne Erklärung der 
Frontstaaten, Nligerias und der OAU 

I. Vom 7.-14. Januar fand hier in Genf eine Vorkonferenz 
zur Namibia-Frage statt. Die direkten Verhandlungsteil­
nehmer dieser Konferenz waren, unter dem Vorsitz der Ver­
einten Nationen, Südafrika und die SWAPO. 

2. Zunächst muß hervorgc:hoben ..... erden. daß diese Konfe­
renz die unmittelbuc Konsequenz des von der SWAPO er­
folgreich geführten bewaffneten Befreiungskampfes ist. 
Wenn folglich die SWAPO zustimmte, an diesem Genfer 
Treffen teilzunehmen, so, weil sie Resultate erwartete, d ie 
nach Abschluß des gegenwärtigen bewaffneten Kampfes er­
reicht werden sollen. 
Während dieses Kampfes war Afrika immer auf Seit~'n der 
SWAPO und wird dies bleiben. ( ... ) 

3. Das Hauptziel der Genfer Konferenz bestand darin, eine 
Übereinkunft zu erzielen hinsichtlich der Erfüllung des Plans 
der Vereinten Nationen für die Unabhängigkeit Namibias in 
Übereinstimmung mit der Sicherheitsratsresolution 435 
(1978). Dies schloß Übereinkommen über ein Datum für 
eine FeuereinsteIlung sowie für die Einsetzung der UNTAG 
ein. 

4. Die SWAPO erklärte während des Treffens ihre Bereit­
schaft, ein Abkommen über die Feuereinslellung zu lunter­
zeichnen und sich über ein Datum für die Erflillung des UN­
Plans für die Unabhängigkeit Namibias zu einigen. Dagegen 
hat Südafrika bezeichnenderweise seine gewohnte Hart­
näckigkeit und Unzulänglichkeit an den Tag gelegt, indem es 
den UN-Unabhängigkeitsplan für Namibia zurückwies. Von 
Beginn war für die Frontstaaten (Angola. Mocambique" Zim­
babwe, Sambia, Tansania und Botswana; d. Red_), rur Nige­
ria und die OAU (Organisation für Afrikanische Einh,~it; d. 
Red.) offenkundig, daß Südafrika auf Zeit spielte, indem es 
die Konferenz von ihrem Hauptzic1 ablenkte - der Erfüllung 
der Sicherheitsratsresolution 435 (1978)_ 

Von Beginn an war klar, daß Südafrika hier war, um die 
Konferenz zum Scheitern zu bringen (. .. ). 
Die SWAPO und wir selbst kamen zu dLeser Konferenz in 
der Hoffnung. daß eine übereinkunft über die Verfahrens­
weise rur die Erfüllung der Sicherheitsratsresolution erreicht 
werde. Aus diesem Grunde wurde dieses Treffen als das letz­
te vor der E.insetzung der UNTAG angesehen. 
5. Die SWAPO kam hierher. um ernsthaft zu verhandeln. 
Sie hatte auf positive Ergebnisse dieses Treffens gehofft. 
Dasselbe gilt für die Frontstaaten, Nigeria und die OAU_ 
Bedauerlicherweise benutzte das südafrikanische Regime 
dieses Treffen, um Zeit zur Verlängerung seiner illegalen 
Besetzung Namibias zu gewinnen. 
6. Nachdem die Genfer Konferenz die erhofften Ergebnisse 
nicht zu erbringen vermochte - aufgrund der gewohnten 
Verachlung und Mißachtung der internationalen Gemein· 
schaft durch Südafrika - bleibt uns keine Alternative als die 
Unterstützung der Ausweitung und Verstärkung des von der 
SWAPO heroisch geruhrten bewaffneten Kampfes. 
Diesbezüglich unterstreichen die OAU-Mitgliedsländer in 
ihrer Gesamtheit ihre volle Unterstützung für die SWAPO. 
Afrika verpnichtet sich zu verstärkter materieller und finan­
zieller Unterstützung der SWAPO bis zum endgültigen Sieg 
und der völligen Befreiung Namibias. Die Vereinten Natio­
nen. ja die internationale Gemeinst:;haft in ihrer Gesamtheit. 
müssen sich ebenso zurückgestoßen sehen wie Afrika. Wir 
fordern daher die internationale Gemeinschaft auf, unsere 
Motive zu verstehen und sich der Situation zu stellen. indem 
sie wirksame Maßnahmen gegen das Apanheidregime Süd­
afrikas ergreift. einst:;hließlich wirtschaftlicher Sanktionen 
gemäß Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen. 
Genf, 14_Januar 198 1 
(Quelle: Material der International Conference in Solida­
rity .... Oslo.16.1.1981) 



Südafrika 

Intervilew mit Thozamile Botha 

Der politische und ökonomische 
Kampf der' Arbeiter sind eins 

Die erste jahreshiilfte des uergallgenen Jahres edebte eine 
der intensiusten Streik wellen in der jiingeren .Geschichte 
Siidafrikas (vgf, AlB 6/1980). Zehntausende afrikanischer, 
aber auch farbiger und indischer Arbeiter befanden sich im 
AU$stand und vermochten in etlichen Fällen ihre FQrdenl.7l­
gen durchzusetzen. 
Einer der bedeutendsten dieser Streik:; begann im Dezember 
1979 in der Ford-Fabrik bei Port Elizabeth. Führer und 
Symbolfigur dieses Arbeiterkampfes wurde Tho.wmile Bo­
Iha, der zugleich Vorsitzender der Schwarzen Bürgerorga­
nisation lIon Port Elizabeth war. Auf die Ent(o.ssllng Bothas 
antworteten die schwarzen Arbeiter von Fard mit einem 
achtwöchigen Streik, der u.a. die Wiedereinstelhmg Bothas 
zum Ziel hatte. A& der Streik seine Ziele erTeic.'lte, wurde 
Botha verhaftet und gefoltert. Nach der FreilasJ'ung setzte 
sich Botha ins Ausland ab und arbeitet seither in den Aus· 
landsorganisationen des Afrikanischen National'kongresses 
(ANC) und des nichtrassischen, quasiillegale'l Gewerk· 
schaftsverbandes von Südafrika (SACTU). 
Insbesondere die Verbindung des Kampfes im Betrieb mit 
dem Kampf gegen Mißstiinde und für BürgerrecMe in den 
"community" Kenannten Wohnvierteln d~r Schwarzen, die 
in außergewöhnlich hohem Maße A rbeitervierteJ' sind, trug 
zum Erfolg und zur Breite der Streiks bei. Diese Verbindung 
stellt auch die konsequente Fortführung von "community"· 
Projekten dar, wie sie etwa von Gruppen der Bewegung des 
"Schwarzen Selbstbewußtseins" propagiert werden, und zu· 
gleich die Oberwindung ihrer durch die Beschriinkung auf 
diesen Bueich gegebenen Schwächen. 

FRAGE: In ihren fortgesetzten Aktionen zur Unl.erstützung 
ihrer forderun gen nach Anerkennung von Gewer"kschaften, 
höheren Löhnen usw. entwickeln die schwarzen Arbeiter die 
wirkungsvollsten Methoden sich zu organisieren und diese 
Forderungen durchzusetzen. Was kannst Du den schwarzen 

A.beue. bei "lOG in J"".nr>eob"" 
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Arbeitern in Südafrika aus Deinen Erfahrungen als Arbeiter· 
fUhrer und insbesondere aufgrund der erfolgreichen Streiks 
bei Ford in Port Elizabeth weitergeben? 

T. BOTHA: Nun, meine Erfahrung besteht darin, daß die 
Arbeiter nur durch Einheit gewinnen können. Die Gewerk· 
schaft, der sich die Arbeiter anschließen, sollte jedoch eine 
progressive Gewerkschaft sein, deren Zielvorstellungen und 
Interesse auch die Befreiung des unterdrückten Volkes in 
Südafrika einschließen. Alle Arbeiter müssen sich in einem 
Betrieb in einer Gewerkschaft vereinigen und eine Gewerk· 
schaft bilden, die wirklich ihr Sprachrohr ist, eine Gewerk· 
schaft, deren Führung nicht vom Management bezahlt wird, 
eine Gewerkschaft, welche die Interessen der Arbeiter ver· 
tritt. 

Die Arbeiter müssen auhtehen und mit einer Stimme rufen: 
Ein Betrieb _ eine Gewerkschaft! Ein Südafrika - ein Ge­
werkschaftsverband. Das ist sehr wichtig. Unsere Einheit 
liegt in unserer Stärke. Die Arbeiter im Lande stehen im 
Kampf gegen den Feind und sie erkennen ihre Macht, ihre 
Arbeitermacht. 

Ein Betrieb - eine Gewerkschaft! 

Allein die Orientierung iSI jetzt notwendig. Wir als Arbeiter 
dürfen uns nicht von den reaktionären Kräften. von Organi­
sationen wie der TUSCA,l irreführen lassen, die predigen, 
daß Gewerkschaften sich nicht in die Politik einmischen sol­
len. Die bloße Existenz eines schwarzen Arbeiters in einer 
Fabrik ist ein politischer Sachverhalt, und deshalb iSI es rur 
eine Gewerkschaft unmöglich, sich von den politischen Ak­
tivitäten abzusondern, die ihn an seinem Wohnort betreffen. 
Mit anderen Worten, es besteht ein Wechselverhältnis zwi· 
schen den Problemen, mit denen er dort konfrontiert ist, wo 
er wohnt, und denen an seinem Arbeitsplatz. 

Die Probleme, denen sich ein Arbeiter in unserem Land ge­
genübersieht, sind Probleme, die von seinem Arbeitgeber ge­
schaffen wurden. So behaupten zum Beispiel F ord und an­
dere ausländische multinationale Gesellschaften, sie erleich­
terten die Probleme der Arbeiter; statt aber ihre Probleme 
zu lösen, schaffen sie größere, indem sie extrem teure Woh­
nungen mit sehr hohen Mieten bauen, die ihre eigenen Ar· 
beiter nicht bezahlen können. Statt seine Probleme zu lösen, 
beuten sie den Arbeiter zweifach aus - zum einen an seinem 
Arbeitsplatz, zum anderen dort, wo er lebt. 

FRAGE: Du erwähntest die sehr wichtige und schwierige 
Frage der Einheit unter den unabhängigen Gewerkschaften 
in Südafrika. Vor einiger Zeit fand die Gründung des Ge­
werkschaftsrates von Südafrika statt, und nun gibt es zwei 
große Gewerkschaftszentren in Siidafrika. Wie sieht der Weg 



nach vorn rur die unabhängige GewerkschaftsbeweglJng in 
ihrer Gesamtheit aus? 
T. BOTHA: Ich kann dazu derzeit nur sagen, daß alle Ge­
werkschaften, alle Verbände, alle Arbeiter, die nicht einer 
dieser Gewerkschaften oder Verbände angehören, zu einer 
nationalen Versammlung unter der Losung "Einheit" zu­
sammenkommen müssen. Hier können sie alle ihre Dilfferen­
zen erörtern, die meiner Ansicht nach geringfUgig sind ver­
glichen mit den Punkten, über die bereits Einigkeit bc~steht. 
FRAGE: Ein interessanter Umstand beim Ford-Streik war, 
daß es Euch gelungen ist, unbeschäftigte Arbeiter davon ab­
zuhalten, die Arbeitsplätze von Streikenden zu übernehmen. 
Was kannst Du darüber sagen? 

T. BOTI-IA: Der Ford·Streik ist ein sehr gutes Beispiel für 
die Koordination der Aktivitäten zwischen Gewerkschaft 
und Gemeinde. 2 Es war unabdingbar notwendig, der Ge­
meinde ins Bewußtsein einzuschärfen sich nicht als Streik­
brecher gegen die Streikenden einsetzen zu las.osen, da sie 
dadurch noch mehr Probleme für die Beschäftigten schaffen 
würden. 
Die streikenden Arbeiter haben einen Grund zu streiken, 
und dieser ist in der Gemeinde gut bekannt - der Grund ist 
die Ausbeutung durch den Kapitalisten. Dies wurdte den 
Arbeitern und der Gemeinde während des Ford-Str~:iks zu 
Bewußtsein gebracht, und die Gemeinde sah die Notwendig­
keit ein Solidarität mit den streikenden Arbeitern zu bekun­
den. \Vir machten klar, daß, wer auch immer als Streik­
brecher gegen die Streikenden aufträte, ein Feind d<:s Vol­
kes sei. 

Errahrung mit Schwarzen BürgerorganisatiOllen 

FRAGE: Du hast auch die Frage der Auslandsinvestitionen 
in Südafrika erwähnt; daß die ausländischen Kapitalisten uns 
davon zu überzeugen versuchen, sie seien am Wohlclrgehen 
der unterdrückten Mehrheit interessiert, aber Du hast Bei­
spiele angedeutet. die in Wirklichkeit das Gegenteil demon­
strieren. Eine in diesem Zusammenhang interessante Ent· 
wicklung war der Südafrika-Besuch des Reverend Sulbivan. 3 

Wahre Gewerkschafter weigerten sich mit ihm zusammen­
zutreffen. Wie ist Dein Kommentar hierzu und welche: sollte 
Deiner Auffassung nach unsere Haltung zu den sog. "erhal­
teqskodizes sein? 
T. BOTHA: Der Sullivan-Code ist lediglich eine Anhäufung 
wirkungsloser Prinzipienerklärungen, die unserem Volk vor­
gesetzt wurde allein zu dem Zweck, es glauben zu machen, 
daß es Veränderungen in unserem Lande gebe oder dn Be­
mühen um Veränderung. Glücklicherweise hat unsei' Volk 
dies jedoch erkannt und lehnt den Sullivan-Code in Massen­
aktionen ab, 
Zum einen berücksichtigt der Sullivan-Code die politische 
Situation in unserem Lande nicht. Stattdenen ist cli(: Rede 
davon, die Lebensqualität der "städtisehen Schwarzc~n" zu 
erhöhen. Das allein - die Erwähnung eines "städtischen 
Schwarzen" - bedeutet bereits, die Politik der getn~nnten 
Entwicklung anzuerkennen. Und zu behaupten, man wolle 
die Lebemqualität verbessern und gleichzeitig die Politik der 
getrennten Entwicklung unbeeinträchtigt zu lasseIl, heißt, 
das System der getrennten EntwiCklung zu entschuldigen. 
Statt einen Versuch zu unternehmen, die Politik der ge­
trennten Entwicklung und das gesamte Apartheidsysl:em zu 
beseitigen, stärkt Sullivan es dureh Reformversuche. 
Deshalb bin ich der Auffassung; daß der Sullivan-Code für 
das unterdrückte Volk bedeutungslos ist und daß sich nie­
mand verleiten lassen sollte zu denken, seine t:rrüllolng be­
deute die Lösung unserer Probleme. 
FRAGE: Um noch einmal auf die Ebene der Gemeilrlde zu 
sprechen zu kommen: \Vir kommen zu dem Schluß, daß von 

AlB-Sonderheit 1/1981 
zur Berliner Konferenz 

Arbeiter- und Befreiungs­
bewegung im antiimperia­

listischen Kampf 
Materialien einer Internationalen Wissensehaftlichen 
Konferenz vom 20. bis 24, Oktober 1980 in Berlin 

Exklusiv für die Bunde.republik Deutschland veröffentlicht du 
AlB in seinem Anfang Februar erscheinenden Sonderheft 1/1981 
die wichtigsten Reden, Diskussionsbeiträgc und Ergebnisse der 
Internation:uen Wissenschaftlichen Konferenz, die vom 20. bis 
24. Oktober 1980 unter dem Motto "Der gemeinsame Kampf der 
Arbeiterbewegung und der nationalen Befreiungsbewegung gegen 
Imperialismus, für sozialen Fortschritt" in Berlin tagte, 
In Auswertung dieser bislang breitesten Konferenz ihrer Art 
bietet das Sonderheft 
• einen nahezu vollständigen Oberblick über den fortgeschritten· 

sten Teil der nationalen Befreiungsbewegung, die Standpunkte 
von Befreiungsorganisationen, revolutionärdemokratischen, 
sozialistischen und kommunistischen Parteien Afrikas, Asiens 
und L-ateinamerik3.S; 

• die Positionen bedeutender Politiker der revolutionären Arbei· 
terbewegung kapitalistischer und sozialistischer Länder zu den 
Grundfragen des antiimperialistischen Kampfes heutc; 

• AnalY!II':n international anerkannter E"perten zur RoUe der 
internationalen Konzerne, zur aktuellen weltpolitischen Kri­
senentwicklung und zum Olarakter der Beziehungen des kapi· 
talistischen und soziali5li5Chen Lagers zur Dritten Weh. 

Einzelpreis (ea. 70 Seiten) 4,- 0"1, zuzüglich Porto; bei Ab­
nahme von 10 und mehr Exemplaren 55% ErrnäBigung. 
Bille beigeheftete 6e,tcllkarte benutzen! 
Sonderheft 1/1981 ist nicht im normalen Abonnement enthaltm! 
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allen Community-Organisationcn, die in Südafrika in den 
letzen Jahren entstanden sind, die Schwarze Bürgerorganisa­
tion von Port Elizabeth (PEBCO) die crfolgrekhste gewesen 
ist, nimmt man die Einbeziehung sehr zahlrekher Menschen 
in Aktionen und die Erringung bedeutsamer Sie~:e wie den 
Widerstand gegen die Erhöhung der Mieten im Zwide­
Townsh ip.4 Welche Lehren sollte unser Volk aus .den Erfah­
rungen von PEBCO ziehen? 
T. BOTHA: Zunächst einmal: PEBCO wurde auf :Basisebene 
gebildet, um den Problemen zu begegnen, denen sich die 
Leute in Port Elizabeth gegenübersehen. Das ist sehr wich­
tig. Wir wollten die Probleme herausstellen, die unsere Leute 
in dem Gebiet betreffen und sie davon ausgehendl organisie­
ren, d ie Behörden mit diesen Problemen konfrontieren, die 
von unserem gemeinsamen Feind geschaffen werd.en. 
Es war weiterhin wichtig, daß wir beim Versuch, diese Pro­
bleme anzugehen, sie nicht vor ein Gericht brachtcn. Das 
Gericht löst die Probleme nicht. Das Gericht ist selbst eine 
Agentur des faschistischen Regimes. Unsere Pflicht ist cs, 
das Regime mit allen möglichen Milleln herauszufordern. 
PEBGO erwartete nicht, daß das Regime unsere Aktion gut­
hieß. Wir wissen, daß, was wir als PEBCO tun, :rur die Be­
freiung der Unterdrückten ist und daher nie auf dlie Zustim­
mung des Regimes stoßen kann. 

Das Volk verlangt heute seine e igenen Führer 

Laßt die Menschen ihre eigenen Führer bestimmen, die je­
derzei t von den Interessen der Menschen geleitet sein miß­
sen, und von dem. was sie zu einem bestimmten Zeitpunkt 
wünschen. Die Führung sollte Abstand nehmen davon, zu 
tun, was sie für richtig für das Volk erachtet. Sie muß stets 
ein Mandat vom Volk erhalten. 
Auf diese Weise ging PEBCO vor. Die Satzung von PEBCO 
war von den Bürgern von Port Elizabeth angenommen wor­
den. Die Leute, die sie entwarfen, waren vom Volk gewählt. 
Es war also eine demokratische Satzung; selbst .die Führer 
waren demokratisch gewählt. 
Ein anderer Umstand, der PEBCO viel Auftrieb gab war, daß 
sie sich nicht von anderen Problemen wie denen der Arbei­
ter absonderte. Bei allen Anstrengungen versuchte sie Seite 
an Seite mit den Arbeitern vorzugehen. Die Bedeultung einer 
Bürgerorganisation besteht auch darin, die Gemeinde wäh­
rend eines Streiks zu mobilisieren. Die Arbeiter müssen sich 
an Bürgerorganisationen wenden um Unterstützung für, zum 
Beispiel, einen Boykott bestimmter Waren, die in einer be­
stimmten Fabrik hergestellt werden. Das gibt den Arbeitern 
moralische und materielle Unterstützung. 
FRAGE: Bist Du der Meinung, daß Arbeiter sich selbst aktiv 
und in einer mhrenden Rolle an diesen Bürgervero=inigungen 
beteiligen soUten? 
T. BOTHA: Die Bürgerorganisationen mißsen Arbeiter in 
ihrer Führung haben, denn die Arbeiter kennen ~:owohl die 
Probleme in den Fabriken als auch die in ihren Wohnvier~ 
tein, so daß sie die Bestgeeigneten sind, diese Probleme her­
auszustellen. 
FRAGE: Eine Gruppe innerhalb der Gemeinden hat sich 
jüngst gut bewährt, die Schüler. Wie verhalten sich beispiels­
weise die gegenwärtigen Schüleraktionen in der östlichen 
Kap-Provinz zu den Kämpfen der Arbeiter und anderen Ak­
tionen? 
T. BOTHA: Zunächst einmal haben die gegl!nwärtigen 
Schiilererhebungen vor allem im östlichen Kap die Zus t im· 
mung der Eltern. Es gibt vielerlei Kooperation zwischen 
Schülern und Eltern, und selbst die Eltern wurde:n während 
ihrer Streiks sehr stark von den Schülern unterstützt. Das 
zeigt das Niveau der Politisierung im Lande. Ver@;lichen mit 
1976 läßt sich feststellen, daß die gegenwärtigen. Erhebun-
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gen reifer sind als die von 1976, als eilligc Eltern zur Unter­
stüt zung ihrer Kinder aufgestanden sind. 5 ( ... ) 
FRAGE: 1980, Genosse Botha, war vom ANC zum Jahr der 
Charta6 erklärt worden. Wie wir in unserer Unterhaltung 
bereits herausstellten, stellen unterschiedliche Gruppen der 
Gemeinde unterschiedliche Forderungen. Wie siehst Du ins­
gesamt diese Kämpfe des Volkes in ihrem Verhältnis zum 
Jahr der Charta und dem Kampr rur die Befreiung? 
T. BOTIlA: Die Auseinandersetzung zu Hause hat sich ver­
stärkt. Die politische Bewußtheit des Volkes ist sehr hoch. 
Das kann man an der vollständigen Ablehnung solcher 
Gremien wie der Gemeinderäte, des Präsidentschaftsrates 
und anderer solcher machtloser Gremien sehen. Es gibt zur 

", """""",aSC bei Fotd ,n Pott Ehnbc1l. 

Zeit eine totale Ablehnung von allem, was das Regime an­
ordnet. 

Das Volk verlangt heute seine eigenen Führer. Es hat heute 
Losungen wie: Wir wollen für uns selber sprechen, wir wol· 
len unsere eigenen Führer wählen. Ich glaube, daß die vom 
ANC im Lande durchgeführten Aktionen unser Volk in ei­
nem bestimmten Ausmaße mobilisiert haben. Und es ist in 
der Tat klargeworden, daß das Volk seine Führer anerkennt, 
obwohl sie auf Robben Island eingesperrt sind. Es häh daran 
fest, daß dies seine Führer sind. Mit anderen Worten: Der 
Geist derer, die auf Robben !sland inhaftiert sind, ist in 
unserem Volk nach wie vor lebendig. 
Was ich in diesem Zusammenhang hervorheben möchte, ist, 
daß der größte Teil unseres Volkes als einzige Befreiungs­
bewegung den ANC anerkennt, ohne damit zwangsläufig am 
Kampf teilzunehmen oder Mitglied dieser Organisation zu 
werden; aber sie erkennen diesen als die einzige Organisation 
an, die sie zur völligen Befreiung ruh ren wird. 
(Quelle: Mayibuye. Zeitschrift des ANC, 0.0., Nr. 11 / 1980) 

Anmerkungen: 
I) Südafrikanischer Gewerkschaftsrat, der nach rauistischen Aspek· 

ten organisierte größte Gewcrkschaftsvcroand Südafrikas. 
2) Der Begriff "community" läßt sich in diesem Zusammenhang mit 

dem Ausdruck "Gemeinde" nur unvollkommen übersetzen. Er 
besitzt zugleich die Bedeutung von Gemeinschaft und Nachbar­
schaftlichkeit, geht abo weit über du "verwahungsmäßige" Ge· 
meinde hinaus. 

3) Der Sullivan·Code ist das US·amerikanische Gegenstück zum EG­
Verhaltenskodex für AU5land$niederlassungen europäischer Fir­
men in Südafr'k&. 

4) Zwide-Township: schwarzer Wohnvorort von Port Elizabeth 
5) Vgl. zu den SchülentrcibA IB IQund 11-12/1980 
6) ANC-Grundsatzerklärung bzw. ·Programm aus dem Jahr 1955 
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BefreiUlngsstrategie 
für die aDler Jahre (2. Teil) 
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US·\lan"",<k, Schnellen Einpeifl",ppe Im \Ja""",<, 

Wir befinden uns heute an einem Kreuzweg der internatio­
nalen Entwicklung, an einem Zeitpunkt, zu dem ein neu­
gewählter Präsident der Vereinigten Staaten auf der Crund­
lage eines extrem aggressiven Programms an ·die Regierung 
kommt. ein Programm, dessen Verwirklichung nicht nur die 
Ost-West· Beziehungen bedrohen würde und das offen von 
militärischer Überlegenheit spricht , sondern ein Programm, 
das zu beschleunigtem Weltrüsten und zu neuen neraus­
forderungen rur die Länder der Dritten Weh führen muß. 

Die Gefahr des US- Intcrvcntionism us bannen 

Die Frage, die derzeit alle unabhängigen Entwicklungsländer 
berührt, ist die Zurückweisung der sog. US·Doktrin, be· 
stimmte Gebiete :w ihren Intereuensphären zu erklären 
(Carter·Doktrin vom Januar 1980, siehe AlB 3/1980, S. 4·9; 
d. Red. ). Unter dem Vorwand, ihre Olversorgung zu schüt· 
zen, haben die USA Notfallplanungen entwickelt, um die 
Olquetlen in der Golfregion zu besetzen. Entsprechend die· 
ser Doktrin hätten die USA das Recht, in all jenen Regionen 
zu intervenieren und sie zu kontrollieren, die den einen oder 
anderen wichtigen Rohstoff, YOn dessen Import die USA 
und der Westen abhängig sind, lidern. 

Heute ist es in der Golfregion das 01, aber wenn das Prinzip 
erst einmal akzeptiert ist , würde es den USA Tür und Tor 
öffnen in Dutzenden von Ländern zu intervenieren, um deo 
ren politische und ökonomische Entwicklung zu kontrollie· 
ren. Alle unabhängigen Entwicklungsländer müssen jetzt 
handeln, um diese Gefahr im Keim zu ersticken und ihre 
zukünftige Sicherheit und Souveräni tät zu sichern. 

• 

Die Verwirklichung der Schlußakte von Helsinki (euro· 
päische Sicherheitskonferenz 1975; d. Red.) zu fördern, ist 
deshalb keine nebensächliche Angelegenheit, sondern eine 
Frage von lebenswiehtigem Interesse für die Entwicklungs· 
länder. Die yolle Verwirklichung der zehn Prinzipien der 
Schlußakte von Helsinki werden nicht nur die Entspannung 
wiederbeleben und stärken und die internationalen Bezie· 
hungen in Europa verbessern, sie bedeutet auch die Wieder· 
herstellung eines Klimas des Respekts gegenüber der Souve· 
ränität aller Staaten, ein Klima, in dem die unlängst unab· 
hängig gewordenen Länder am besten ihre wirtschaftliche, 
soziale und politische Entwicklung vorantreiben können. 
Das Abrücken yon der Entspannung läßt alle Gefahren und 
Drohungen für ihre Sicherheit und Souyeränität wieder auf· 
leben. Die Entwicklungsländer stehen deshalb mit Nach· 
druck auf der Seite der Fricdenskräfte in Europa, die heute 
rur die yoUe Verwirklichung der Schlußakte yon Helsinki 
kämpfen. 

Das ständige Bemühen um Frieden und Entspannung negiert 
keineswegs das Recht der unterdrüekten Völker, alle Mittel 
einzusetzen, um ihre legitimen Rechte gegenüber imperia· 
listischen Aggressoren zu verteidigen, noch negiert es das 
Recht, anderen Völkern in ihrem Kampf für Frieden, politi· 
sehe, wirtschaftliche und soziale Unabhängigkeit und für die 
Eliminierung aller Formen yon Herrschaft und Abhängigkeit 
jegliche Form von Hilfe zu gewähren. ( ... ) 

China verfolgt eine Linie, von der sich in den letzten Jahren 
herausstellte, daß sie die gleichen Ziele hat wie die imperia· 
listische Politik der Vereinigten Staaten; China unterstützt 
faschistische und reaktionäre Regimes in verschiedenen Tei· 
len der Welt und yerhält sich feindlich gegenüber dem Be· 
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frciungskampf und dem Fortschritt des Sozialismus, sei es in 
Vietnam, Kampuchea, Laos, Afghanistan oder sonstwo in 
Asien und der Welt; es ist mehr als offensichtlich, daß eine 
Achse USA - China - Japan geschaffen wurde, mit dem 
Ziel Spannung und Destabilisierung in der Region zu schaf­
fen und zu verstärken. ( ... ) 

Die Veränderungen im internationalen Kräfteverhältnis ha­
ben nun zu einer breiten Offensive des imperialistischen 
Weltsystems geführt. Ihr Hauptziel ist - auf der politischen 
Ebene - die Mobilisierung und Gewinnung neuer. proim­
perialistischer sozialer Schichten und herrschender Kreise. 
Man sucht sie entweder an der Seite der traditionellen reak­
tionären Elemente oder aber durch die Rekrutierung neuer 
Verbündeter des Imperialismus, die gegenüber den imperia­
listischen Machtzentren in den !\ktropolen notwendiger­
weise den Charakter von Hilfstruppen oder offen parasitären 
Charakter hätten, und zwar auf politischer oder ökonomi­
scher Ebene oder auf beiden. 
Von imperialistischen Kräften werden ständig Pläne aus­
geheckt oder Versuche gemacht , die progressiven Regimes in 
Afrika, Asien und Lateinamerika zu destabilisieren. sei es 
durch direkte Intervention, trickreiche Staatsstreiche, die 
Ermordung großer patriotischer Führer oder die Schürung 
lokaler und Stammeskonflikte, die ihrerseits überbleibsel 
des alten schrecklichen Kolonialerbes sind. ( ... ) 

Die Jagd der Multis nach Profit 

Auf ökonomischem Gebiet nimmt die imperialistische Of­
fensive die Form einer wachsenden Durchdringung und Be­
herrschung der Dritten Welt durch neokolonialistische Me­
chanismen an, manchmal kombiniert mit Staatskapitalismus 
oder mit der Politik des sog. freien Unternehmertums, aber 
ständig kontrolliert und gesteuert von den multinationalen 
Konzernen, die wie ein Krebsgeschwür wachsen; auf diese 
Weise wird die historisch überholte koloniale Ausplünderung 
der Dritten Welt durch Unterwerfung unter den Imperialis­
mus und durch Verbindung mit dem kapitalistischen Welt­
markt aufrechterhalten und sogar vertieft. 
Als Kehrseite der Medaille, organisch verbunden mit dem 
oben angeftihrten, entwickeln die multinationalen Konzerne 
parasitäre Industrien in den metropolitanen Zentren des 
Westens, bauen riesige Waffenarsenale auf und führen sog. 
Prestigeprojekte sowie Raumfahnprojekte durch, die haupt­
sächlich als Katalysator für die Rüstungsindustrie dienen; sie 
bauen riesige aggressive Militärstützpunkte und bewegen rie­
siege aggressive militärische Kräfte und Flotten und Aus­
rüstungen. Sie vergeuden damit wertvolle Energie und Ma­
terial, das fUr Entwicklung und Fortschritt dringend be­
nötigt wird. 
Durch die rücksichtslose J agd der multinationalen Konzerne 
nach Profit cntstehen nicht wiedergutzumachende Schäden 
Hit die Umwe!!; die ökologischen Zerstörungen haben nun 
ein Ausmaß erreicht, das auf gefährliche Weise das Über­
leben menschlichen Lebens selbst bedroht; sie führt zu Hun­
gersnöten, Trockenheit, systematischer Unterernährung, wie 
nun die gemeinsame Erfahrung der Völker der Dritten Welt 
zeigt. 
Die Versorgung mit riesigen Mengen von Konsumprodukten 
schlechter Qualität und oft von schädlichen Auswirkungen 
und künstlich von multinationalen Konzernen geschaffenen 
Bedürfnisse haben nun immer größere Schichten von Kon­
sumenten sowohl in den westlichen Metropolen als auch in 
den Ländern der Dritten Welt erfaßt. Die daraus entstehen­
den galoppierenden Inflationsraten in den kapitalistiSChen 
Ländern und das ständige Sinken der Massenkaufkraft trei­
ben die Profite der multinationalen Konzerne in astrono­
mische Höhen. 
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Auf militärischem Gebiet betreiben die neokolonialistischen 
und imperialistischen Mächte die Unterminierung der Ent­
spannung in der ganzen Welt. Durch das Anheizen sog. be­
grenzter Stellvertreterkriege perpetuieren sie lokale bewaff­
nete Konfl ikte und Krisenherde, füllen die Arsenale, die sich 
rassistische und reaktionäre Regimes angelegt haben, dis­
lozieren sog. Sondereinheiten und Eingreif truppen, stärken 
aggressive Miütärallianzen und Paktsysteme, bauen ein wei­
tes Netz von Militärstützpunkten auf, die mit hochent­
wickelter Waffentechnik und weltumspannenden Aufklä­
rungsmitteln versehen sind und entwickeln ständig thermo­
nukleare Waffen und andere völkermordende Waffen_ 

Das Anheizen sog, begrenzter KonOikte 

Wir sollten es nicht versäumen, die kulturellen Elemente zu 
erwähnen, die :tUr räuberischen Natur des Imperialismus 
gehören: psychologische Kriegführung und propagandisti­
sche Beeinflussung, die durch die große Macht hocheffek­
tiver Massenmedien ermöglicht werden, die Gewalt, Aggres­
sion, Verderbtheit und Habgier verherrlichen und auf subtile 
Weise die menschlichen Werte und das Erbe der Zivilisation 
zerstören. 
Innerhalb des revolutionären Weltprozesses und der einzel­
nen Abteilungen der revolutionären Komponenten der welt­
weiten antiimperialistischen Front besteht heute - mehr als 
je zuvor - die dringende Notwendigkeit. in jedem konkre­
ten Fall die richtigen Klassenbündnisse ein:tUgehen, da der 
nationale Befreiungskampf zwischen kolonisierten Völkern 
und Kolonialmächten auf der politischen Ebene fast been­
det ist. Es in offensichtlich. daß die Bedingungen des 50zio­
ökonomischen Kampfes eine Neugruppierung jener Klassen­
kräfte erfordern, die die Aufgabe der Entwicklung und der 
sozialen Veränderung erfüllen sollen. 
Wird fortgesetzt 
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Infodienst 

Dritte-Welt-Häuser 
In einer Reihe von Städten, darunter in Frankfun, Hamburg und 
Bidefcld, entstanden im Jahr 1980 Dritte-Welt-Häuser, über di.c sich 
eine gemeinsame entwicklungspolitische Informations- und Ale tions­
tätigkeit vollzieht. Du Biclcfclder-Driuc-Wclt-Haus haI im Dez<~mber 
1980 in einer 30 seillgen Broschiin: "Dritte Welt Haus - Rund­
brief '" einen enten kritischen Rückblick auf seine bisherige Arbeit 
seit Mai 1980 enteUI. Die Broschüre kann fUr 2,- DM in Bridmar­
keß bezogen werden über: Dritte Welt Haus, August-Bebel-SI:r. 62, 
4800 Bielefeld I. 
In der Broschüre werden die Arbeituchwcl'Jlunktc der Trägcrgrup­
pierungcn AKAFRIK, Latcinamerika-Arbcitskrcis usw. (Volkuhoch­
schulkune, Aus.1lindcl'1ubcit, Dritte-Weil-Laden und -Teestub<: u.a.) 
vorgcucUt und Erfahrungen :tu.sammcngctragen die ruf ähnliche Ini­
tiativen andernorts sehr hilfreich sein können. Im MiuelpunlH der 
Offentlichkeiuarbeit des Bielefelder·Dritte·Welt-Hauses 1011 die Art 
der Be:tiehungen '!'Wischen Entwicklungsländern und der BR[J, spt:­
l'iell ihr Beitrag :tur Aufrechterhaltung von Annut, Hunger, IUnter· 
drückung und Ausbeutung in der Driuen Welt liehen. 

pad-Unlerrlchtseinheiten 
"Der deutsche Kolonialismus in Afrika" betitelt ist eine Untenrichu­
einheit von Dieter Tiemann, die 1980 in der Schriftenreihe der Päda­
gogischen Arbeitsstelle Dortmund (pad) im Rahmen der Arbeitsheftc 
fur die Jugendbildungsarbeit erschienen ist. Die 88 Seiten lange Bro­
$dtUre "versteht sieh als ein Bcitrag zur Aufarbeitung der hinori­
schen Dimension dCI bishcr weitgehend vernachlässigten Verhältnis­
ses industrialisierter und nichtindustrialisiertcr Länder im Un«:rricht 
dcr Sekundarnufe I". Sie ist für 6,80 DM (+ Versandspesen) :tu bt:­
ziehen bei: pad, Postfach 120143, 4600 Dortmund 12. 
Ebenfalls bei pad erhältlieh sind die Untcrrichtsmatcrialien "M it wei­
chem Recht? (I), Entwicklungshilfe aus der Sicht von Entwicklungs­
helfern" von B. Dörrl F. Kochl L LangJ 5_ Paterl J. Plathttathil/ 
R. Quetting/ M. Schiess. 1805.,8,80 DM. 

Mein schwarzer Bruder 
God.:h .. n.. IIfnkt 

Schnftollur <k< 
Ana-Apinh<>d~ I 

N ...... v ...... &rnhud Bru.cN 

Gedichte für Afrika 
Barbara Haegers Gcdichtband ,,Mein schwan:er Bruder", Gedichte 
für Afrika, Neuer Verlag Bemhard Bruscha, Tübingen 1980, 
6,80 DM, eröffnet eine neue Reihe untcr dem Titel "Schriften für die 
Anti-Apartheid-Bewcgung" . 
Die Autorin vermittelt in diesem Bändchen eindruckwoll die- Lage 
der schwan:en Be\'ölkerung, widmet ihre Gedichte Peuönlichkeiten 
wie Steve Biko und Nelron Mandela und vergißt auch nicht di.~ Soli· 
daritäubewegung in ihre Gedichte ein:tufleehten. "In jener Zcit, in 
der politische und wirtschaftliche Interessen über alle Belange· Afri· 
ku und über das Leiden seiner Bevölkerung vorherrschen, zeigt die 
Autorin ein wahres Mitfühlcn, das sich stark und eindringlich in Gt:­
dichtform ausdruckt, um die Notlage Afrikas :tum Bewußtsein der 
weulichen Welt :tu bringen," schreibt der südafrikanische S.:hrift­
steiler Dennis Brutw, selbst lange auf Robben hland inhaftiert, über 
~Mcin schwaner Bruder". 
Erhältlich ist dieses Buch im Buchhandel, in Dritte·Welt-Läden, bei 
Amneuy-Gruppen und bei der Anti-Apartheid·Bewcgung, Blücherstr. 
14,5300 Bonn I. 

EI·Salvador·Solldarltät der 20000 
Rund 20.000 kamen am 31. Januar dJ. nach Frankfurt zur zentralen 
Demonstration und Kundgebung, die unter den Vorzeichen der 
Solidarität mit dem Kampf des salvadorianischen Volkes gegen die 
Mil-"enmoTdpolitik der Junta und den US·lnterventionismus stand. 
Seit der Dortmunder Vietnam-Demorutration im J ahr 1973 war dies 
die größte Solidaritätsmanifestation in der Bundesrepublik. Zu ihr 
hatten die Informationsstelle EI Salvador (München), die w~tdeut­
$dten EI Salvador- und Mittelamerikakomitees, das Antiimperia· 
listische Solidaritäukomitee U.a. aufgerufen. Auf der Abschlußkund­
gebung vor der Paulskirche forderten die Kommandantin der Fara­
bundo-Marti·Front und Repräsentantin der Demokratisch-Revolutio· 
nären Front EI Salvadon (FDR), Maria Guadalupe Martinez, und 
FDR-Repräsentant Hector Oquili die Bundesregierung auf, ihren 
gan:ten Einfluß in Washington dafür gehend zu machen, daß der 
lJS·lnterventionismus wweczüglich eingestellt wird. 

Filme zu EI Salvador 
Zwei Filme zur aktuellen Entwicklung EI Salvadors können den:eit 
von Solidaritätsgruppen und anderen Interessierten ausgeliehen wer­
den: 
"EI Salvador - en lombra de revo lu tion" 
(Im Schatten der Revolution) von Peter Törbiörnuon, 59 Min. 
DokumentarftIm - 16 mm Farbe - Magnetton, EI Salvador 1980 
Zu beziehen von: Zentral-FiLm·Verleih, Karl·Muck·Platz 9, 2000 
Hamburg 36, TeL.: 040/345544 
"EI Satvador - Revolut ion oder Tod" 
von Frank Diamand, 30 Min. - 16 mm FiUbe 
Zu beziehen von: Informationutelle EI Salvaclor e.V., 8000 München 
2, Kilianlplat:t 5 

Aufruf zu Chile-Aktivitäten 
Das Antiimperialistische Solidaritällkomitee (ASK) hat die O1ile­
SolidaritäUbewegung :tu Aktivitäten aufgerufen, um die geplante 
Lieferung von z_i U·Booten an das Pinochet-Regime zu verhindern. 
Massenhaft sollen dazu Protestpostkarten, Briefe und Telegramme an 
die Bundcsregierung geschickt werden. Vom ASK können:tu diesem 
Zweck folgende Materialien bezogen weTden: Protettponkartcn 
(Stückpreis 0,10 DM), Standardflugbliitter, Unterschriftenli.ten, ein 
Plakat (1,50 DM) und ein O1ile-lnfo 1/81 mit Schwerpunkt zum 
lJ.Boot-Geschäft (1,20 DM). 
Für den 11. Män: dJ. ruft das ASK im Rahmen eines weltweiten 
Solidaritätstages zu lokalen Solidaritli.tsaktivitäten anläßlich des In· 
krafttretens der faschistiJChen Verfassung in Olile auf. 
Adrase: ASK, Mainzer Landstr. 15, 6000 Frankfurt/Main I, Tel: 
0611/234659 

Protesttelegramme nach Argentlnien 
Am 10. Dezember 1980, dem Tag der Menschenrechte der argentini­
sehen Junta, versammeltcn sich 500 Menschen, vor allem Frauen, zu 
einer Kundgebung vor dem Regierungspalast in BuenoJ Aircs. Sie 
wollten der Junta eine Petition übergeben, in der sie Auskunft nach 
dem Schicksal ihrer ohne Anklage inhaftierten odcr verschleppten 
Angehörigen verlangten. Die Diktatur antwortete mit der Inhaftie­
rung von 24 Teilnehmern der Kundgebung unter dem Vorwand, ge. 
gcn die öffentliche Ordnung verstoßen zu haben. 

Die Kinderbilfe Lateinamerika e.V. bittet dringend um Protesuele­
gramme mit der Forderung nach Freilassung der Inhaftierten an: 
General Jorge Videla, Pr~idente de la Republica Argentina, Plua de 
Gobierno, Buenol Aires - C.F. Argentina 
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Rückblick 

Vor 1 0 Jahren: Befreiung Bangladeshs 

Am 26. Män: 1971 tauchte auf der Landkarte deI indischen Sub­
kontinents ein neuer Staat auf: Auf dem Territorium des bisherigen 
Ost·Pakistan wurde die unabhängige Republik Ballgladesh prokla· 
miert - einen Tag, nachdem der bewaUnete Kampf ruf die Befreiung 
des Landes eröffnet worden war. Dieser Schritt beendeu: einen uner­
träglich gcwordcncn Zustand: die Unterdriickung und Ausbeutung 
des von Bengalen bewohnten OJl·Pakistan durch die herrschenden 
Kreise des westlichen Pakistan, das durch rund 1.600 km von seiner 
Ostprovinz genennt lag. 
Bis zur von der britischen Kolonialmacht crkämpflen Unabhängig­
keit Indiens im Jahre 1947 haue Ost·Pakistan (Bengalen) ebenso wie 
das westliche Territorium tu Britisch·Indien gehört. Ethnisch beucht 
zwischen Bengalen und den westpakistanischen Völkern kein Zu· 
sammenhang. In beiden Lande$teilen richtete sichjcdoch die Gegner· 
schaft gegen die bestimmenden hinduistischen Obeuchichten In· 
diens. Der religiöS( Gegensatz der muslimischen Pakistani zum 
Hinduismus verstärkte dieS( Tendenz, derer sich die Briten schlicß­
lich zur Spaltung bedienten. Nach fanatisch geführten Auseinander· 
setzungen entstand so das Gebilde Pakistan, deuen "Zusammen· 
gehörigkeit" willkürlich konstruierl war. 

"Islamische Brüderlichkeit" und angebliche "antiindische Schicksals­
gemeiruchaft" verloren jedoch rasch ihre bindende ideologische 
Wirkung. Der Grund: Von Anbeginn wurde der östliche Landesteil 
als halbkoloniales Gebiet des We$tens behandelt. Im Onen lebte die 
Mehrheit aller Pakinani - ihre politischen Mitsprachemöglichkeiten 
blieben jedoch faktisch null. Die industrielle Entwicklung wurde sei· 
tens der westlichen Metropole gehemmt, die Ostprovinz blieb Liefe· 
rant von jute, Papier, Zuckerrohr und Tee (die bengalischen jute­
bauern erarbeiteten allein 65% der pakinanischen Exporterlöse) und 
war ihrencill Ahnehmer minderwertiger und überteuerter Produkte 
der westpakistanischen Indunrie. Banken, Fertigungsbetriebe und 
Land blieben in den Händen weniger, fast ausschließlich westpaki· 
stanischer Monopolisten; für die meisten Bengalen beuand das Leben 
aus MMscnatbeitslosigkeit, äußcnter Annut, Vegetieren am Rande 
des Hungertodes und Hoffnungslosigkei!. 
Politische Unterdrückung und ökonomische Erdrosselung ließen je· 
doch bald einen Vl)r allem kleinbürgerlichen und bürgerlichen benga· 
lischen Nationalismus W1d ein Nationalgefühl entstehen, die sich 
frühzeitig in Forderungen nach Autonomie und demokratischer 
Gleichberechtigung und schließlich nach politischer Unabhängigkeit 
artikulierten. Bereits 1949 spaltete sich von der reaktionären Mos· 
lem·Liga die Awami·(Volh·)Liga ab, die seit 1952 wesentlich unter 
der Führung Mujibur Rahmans stand. Ihr auf Autonomie bzw. 
Gleichberechtigung orientiertes ProgrllfTlm ließ ihren Einfluß rasch 
anwachsen. 
19!>4 errang eine Vereinigte Front nationalistischer und progressi .... r 
Parteien (darunter die Awami·Liga und die KP Ost·Pakistans) mit 
223 Sitzen (gegen 10 der Moslem.Liga) einen gewal ligen Erfolg bei 
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den erstmals von der r<:aktionären Führung im Westen zugelassenen 
PTovinzialw<lhlen. Di~ darauf gebildete Regierung vennochte sich je· 
doch nicht zu halten und die Bewegung wurde mit blutigem Terror 
niedergeschlagen.. 
Ab Mitte der 60er jahre nahm der Widerstand erneut zu. In einem 
6-Punkte·Programm forderte die Awami·Liga vor allem Autonomie 
und die WiederhersteUuni der parlamentarbchen Demokratie, ent· 
hielt sich jedoch jeglicher Aussage zu Klzialcn ford~rungcn der 
bäuerlichen Massen und der ArbeiterKhaft. Die Entwicklung spitzte 
sich 1970 zu. Das Regime Yahya Khan ließ allgemeine Wahlen zu 
cin~r Nationalversammlung sowie zu Provinzvefsammlungen zu. Bei 
leizieren errang die Awami·Liga 290 von 300 Sitzen, aber auch in 
der Nationalversammlung stellte si~ mit 167 von insgesamt 313 Sit· 
zen die Mehrheit und wäre damit nach den Spielregeln der parlamen· 
tarischen Demokratie Regierungspartei gewesen. DM war umKl be­
deutsamer, als das Programm weit über das von 1966 hinausging und 
z.B. weitreichende Verstaatlichungen wichtiger WirtJChaflssekwren 
verlangte. 
Die westpakinanischen Politiker - neben Y<lhya Khan auch der 
Führer der mit 83 Sitzen zweiutärksten Part~i, der Volkspartei, 
Zulfikar Ali Bhutto - widersetzten sich jedoch der Anerkennung des 
Wahlcrgcbnisses. Die Krise verschärfte sich, als Yahya Khan auf eine 
zur Unterstützung der Awami·Liga·Forderungen durchgeführte Kam· 
pagne "zivilen Ungehorsams" mit Ausnahmezustand und mMsivem 
Militäreinsatz in Bengalen antwortete. Letzte Verhandlungen zwi· 
schen Yahya Khan und Mujibur Rahman wurden von ersterem 
abrupt beendet. Es wurde verkündet, unter Einsatz aller Machtmittcl 
gegen die "Rebellen" vonugehen. 
Pogromanige Exzesse von Militäreinheiten und nichtbengalischen 
Pakistan is waren unmittelbare Folge, auf die die spontane Gegen· 
wehr der bengalischen Bevölkerung unter Fiihrung nationaler Kader 
aus den Reihen der Polizei und Armee erfolgte. Am Tage nach der 
Proklamation der Unabhängigkdt wurde Mujibur Rahman verhaftet 
W1d nach Westpakistan verschleppt. 
Der bewaffnete Kampf entwickelte skh in drei Phasen. Die erste war 
bestimmt durch den verzweifelten, aher spontanen Widentand gegen 
die fast 100.000 Mann Okkupationstruppen; in der zweiten erfolgten 
zeitweilige Rückzüge W1d die Reorganisation des Wid~rstandes ror die 
Offensive. Diese begann im September/Oktober 1971 auf breiter 
front und wurde bekannt als der Kampf der Mukti Bahini genannten 
freiheitskämpfer, die sich vor allem aus d~n Reihen der Bauern re· 
krutiert~n und maßgeblich unterstützt wurden '·On Studenten und 
Arbeitern. Den Willen zum Sieg dokumentierte u.<t. die Proklamation 
der Volksrepublik Bangladesh Olm 17. April 1971 IrolZ des erzwun· 
genen Rückzugs. 
Ocr hlutige Terror der pakistanischen Annee trieb etwa IOMio 
Flüchtlinge über die Grenzen nach Indien, rur das sdn~rsc its arme 
Land eine cnonne Belastung. Der "innerpakiuanische'· Konflikt 
wurde zum Problem Indiens, das den Mullti Bahini positi~ gegenüber· 
stand, sich aber dennoch um eine Beilegung bemüht~. Auf der ande· 
ren Seite unterstützten die USA PakiJlan militärisch in der Absicht, 
es wieder stärker in ihre strategischen Konzeptionen einzubinden, 
und auch die VR Otina stellte sich politisch und mit Waffenlicferun· 
gen auf die Seite der alten Z~ntralregierung. 
Grenzverletzungen Pakistans gegen Indien häuften sich, so daß 'n. 
dien am 3. Dezember 1971 in den Kampf eingriff; am 16. Dezember 
1971 mußten sich die pakistanischen Truppen geschlagen geben, der 
Befreiungskampf des bengalischen Volkes hatte das erste wichtige 
Etappenziel, die politische Unabhängigkeit . erreicht. 
Anfang 1972 wurde unter Mujibur Rahman eine neue Regierung der 
Volksrepublik Bangladesh gebi ldet, die ein umfangreiches Reform· 
programm - Nationalisierung von Banken, Versicherungen, Außen· 
handel, Industrie; Bodenreform - in Angriff zu nehmen versuchte. 
In dieser Phase des Aufbaus wirkten sich jedoch die kleinbürgerlichen 
Vorstellungen der Awami·Liga und unzureichende Zusammenarbeit 
mit den linken und anderen progressiven Parteien, sodann auch Inef· 
fektivität und Unerfahrenheit, Korrupution und - weitgehend als 
fol ge hiervor - das Scheitern hei der Lösung der wirtschaftlichen 
Probleme negativ aus. Reaktionäre Kräfte im Innern, W1erUützt von 
den USA und ihren Verbündeten machten sich die Situation zunutze, 
um das Land Zu destabilisieren. Versuche, über eine breitere linke 
Parteienfront und Radikalisierung entg~genzuwirken, kamen zU spät. 
Bei einem Putsch d~r Rechten 10m 15. August 1975 wurde Mujibur 
Rahman ermordet. Bangladesh wurde vorerst wieder ins Lager der 
Reaktion getrieben. j.Ostrowsky 



Rezensionen I Filme 

Freiheitslieder aus Südafrika 
"Wenn man das Eisen mit der Feile schärft, wird nicht nut Eisen 
gerieben, sondern auch die Feile." Dieses afrikanische Sprichwort gih 
unmittelbar ruf die südafrikanische Musik. 
Der Kolonialismus hat die authentischen afrikanischen Gesellschaf· 
ten gründlich ,«,rstört _ und mit ihnen die lief im Leben verwurzelte 
Musik. Importiert und gesungen wurden zunächst die christlichen 
Dloriile der MissioTUschulen. Heute dominiert US-amerikanische und 
europäische Musik auf dem Kontinent, und diese bestimmt oft das 
Wirken seiner Musiker. 
Sie suchen aber immer mehr nach den "rooU". den WUl'"leln der 
Mu>ik der Vorväter. Das Ziel ist dabei allerdings nicht eine ~rmeinl' 
liehe Authentizität \'on Urwildern, Congas und Bogenharfen. son· 
dem die Widerspiegclung Afrikas so, wie CI ist, d.h. seiner afrikani· 
sehen und seiner weißen Elemente. Man sollte sich davor hüten, die 
.,reine" afrikanische Musik zu erwarten oder zu suchen. Es gibt di~ 
nur als europäische Vorstellung in Afrika - keinesfalls als ein reales 
Bild. 
"Das ist nicht uns.cr Problem", erläuterte Miriam Makeba in einem 
Interview für den Züricher Tagcsanzciger vom 8.9. 1979, "sondern 
das Problem der Europäer. Sie haben während zweihundert Jahren 
unsere afrikanische Kullur zerstört, uns unsere Sprache genommen, 
urner Denken und Fühlen mit Gewalt verändert. Und wir, wir haben 
ihre kulturellen Vorstellungen übernommen. Sie wollten uns zu 
'schwarzen Europäern' machen - und wir, einige von uns, sind es 
geworden. Und jetzt mÖChten sie uns am liebsten wieder dort haben, 
wo wir hergekommen sind. Jetzt sollen wir ihnen zuliebe wieder 
primitive Schwarze sein. 'authentische' afrikanische Musik machen ... 
Aber wenn es jemanden gibt, der kein Recht hat, uns zu kritisieren, 
dann sind es gewiß die Europäer ... Wir brauchen ihre Hilfe nicht, um 
unsere Identität zu finden ..... 
Und mit der hat man es sich in Europa auch nicht leicht gemacht. 
Die Musik der einstigen Herren der Welt ist voller afrikanischer Ur· 
sprunge. "Negermusik" lautete die Abwertung von Jazz, Blues und 
Rockmusik. wobei es schon nicht unrichtig ist, daß diese in der Tat 
stark von afrikanischer Musik hccinnußt sind; nicht nur in Rythmus 
und Melodie. Afrikanische Musikinstrumente, "ie Congas. finden in 
aller Form Anwendung. 

Miriam Makeba, seit Mitte der 60cr Jahre ein WeIlStar, kann als die 
Pionierin neuer afrikanisehcr Mu.ik in Europa geiten. Dabei singt sie 
in den seltensten Fällen afrikanische Folklore, sondern "euro· 
p,äische" Melodien. Daß ihre Karriere 1960 in US-Fernsehshows be· 
gann - es war Harry BcJafonte, der sie förderte - i51 in ihren Liedern 
zu erkennen. Der Erfolg ihrer Top·Hits "Malaika", "Ring Bell" und 
vor allem "Pata Pata" ist wohl aus der harmonilchen Vielseitigkeit 
ihrer Musik zu erklären. Da finden sich Soul und Rock, Jazz und 
Folklore, englische und ahikanische Texte. Keines von Miriam 
Makebas Liedern "klingt in europ,äischen Ohren ungewöhnlich"; zu· 
dem sind alle hervorragend arrangiert. Sie bedient sich aller zur Ver· 
fügung stehenden musikalischen Möglichkeiten, um ihre Lieder von 

Trauer, Liebe und Kampf ihres Volkes zu interpretieren. 
Seit 22 Jahren im Exil lebend hat die 1932 inJohannesburggebore­
ne Sängerin kompromißlol ihr Engagement gegen Kolonialismus und 
Rassismus und rur die Befreiung Südafrikas in ihren Liedern AWI' 
druck gegeben: "Ich höre die Schreie unserer Männer dort unten in 
den Gold· und Diamantengruben von J ohannesburg. Ihre Familien 
hungern, während sie für die Reichen anderer Nationen Blut und 
Kraft opfern. Wir sind Sklaven in u/Uerem eigenen Land, von Kolo­
nialisten unteljocht", singt sie im Song "Hauteng". Daß sie Ehren· 
bürgerin von 8 afrikanischen Staaten ist, einen guineischen Diploma· 
tenpaß besitzt, verwundert nicht - sie ist die Botschafterin Afrikas. 
Ihre Langspielplatten (LPs): Afriean Convention, A Promise, Live, 
Cluntry Girl; pläne. 
Einige von Miriam Makebas Liedern wurden von ihrer Tochter ge­
schrieben: Bang; Makeba. LP: Blow On Wind: pläne. Die 29jährige 
hat seit frühester Jugend mit ihrer Mutter musikalßch zusammen· 
gearbeitet. Zweifellos wird sie bald deren konstante Qu.alität eITei· 
"',~ 
Beide haben eins gemeinsam: musikalische Vielseitigkeit. Bongi 
Makeba aber versucht stärkere Betonungen. Blasinstrumente, Ba.u 
und Solo-Gitarre sind jazziger, eine Rythmus-Gitarre produziert 
typische "township-mWlic" (z.B. "Kilimanjaro").ln ihren Songll ,ind 
traditionelle afrikanische Themen ausgeprägter ("Kwa Zulu"). 
Bongi Makebas Sprache ist deutlich und kompromißlos: "Wer sind 
sie denn! die uns zum Zittern bringen! Sie woUen, daß wir leiden! 
Wir graben immer noch Gold in den Minen! Ich höne es in den 
Flüsterparolcn,! Südafrika die Hölle auf Erden! ist ein loderndei 
Feuer ... " ("Peace"). Ihr Song "Africa" ist der Einheit !"Ur ein freies 
Afrika gewidmet: "Afrika ist das Land des schwarzen Mannesl Deine 
Nationalität ist unerheblichl Alle müssen vereint sein! für die Befrei· 
ung des Südlichen Afrika! Afrika gehört unscrem schwarzen Bruder/ 
Vereint werden wir siegenl Vereint werden wir uns erheben und 
siegen." 
"Erwache, Afrika!" und .. Soweto, my Love", diese Songll vonJabula 
sind der Gruppe programmatischer Anspruch und ihren Zuhörern in 
Kopf und Beine gegangen. 1979 wurde die ente Platte Uabula in 
Amuerdam) der Musiker um Julian S. Bahula (malombo drums), 
Penise Soul (vocal) und Madumetja Lucky Ranku (Iead.guitar) "on 
der südafrikanisehen Zensur verboten - die Groppe war im Exil. 
Jabula spielt die Art rythmischen Jazz, die auf dem heimischen Plat· 
tenteUer nicht jedermanns Sache sein mag, bei Live-Auftritten 1979 
und 1980 in der Bundesrepublik aber das Publikum mitriß. Der 
Gruppe gelang es, ihre musikalischen Stärken weiterzuentwickeln. 
Beim letztjährigen Düsseldorfer "Konzert rur Soweto" war die Grup· 
pe durch Neuzugänge (BIlISinstrumente und Drums) wesentlich ver· 
bessert. In noch größerer Besetzung ist Jabula auf "Let Us Be FIU" 
zU hören, musikalisch die Spitzenleßtung dieser afrikanischen Grup· 
p<-

Jabula·LPs: African Soul, Lei Us Be Fr~; pläne. 
Einer der Höhepunkte bei jenem Düsscldorfer Konzen war zweifellos 
der Auftritt des exilierten siidafrikanischen Gewerkschafters und 
Sängers Jamel Madhlope Phillips mit dem Bremer Chor Die Zeitgc· 
nauen. LP: " Inkululeko !" - Siidafrikanische Freihcitslicder; pläne. 
Sie haben die bisher wohl belle Zusammenstellung südafrikanischer 
Volkslieder ~on denen Kampf, Mut und Sehnsucht produziert. Lie­
der, die - obwohl in Sildafrika durchweg, aber vergeblich, unter· 
drückt - als Stimme des Volke. täglich gesungen werden, schon 
traditionelle Folklore sind, wenngleich sie erst in den 50cr und 60cr 
Jahren geschrieben wurden. 
Daneben finden sich Songll von Vujusile Mini. Dieser Arbeiter. Ge· 
werkschafufunktionär, Sänger, Komponist und Texter wurde 1964 
von der sildafrikanischen Rassenjustiz hingerichtet - man klagte ihn 
des bewaffnelen WiderSlands an und meinte seine kämpferischen, 
unmißverständlichen Lieder: "Paß auf, jetzt schießen wir mit Ge· 
wehren. Feind, paß auf!" (S izakubadubula). 
In ausgezeichneter Weise in es den Musikern gelungen, die unge­
wöhnliche Mehrstimmigkeit der Chöre und den improvisierten Cha· 
rakter von Wechselgesängen den afrikanischen Vorbildern entspre· 
chend zu reproduzieren. Man erfahrt die Stärke einer neuen afrika· 
nischen Musik, nämlich in ihren Liedern gegen Kolonialismus und 
Rassismus afrikanische und europäische Elemente integrieren. 
Die LP schließt mit der afrikanischen Nationalhymne "Nkosi sikelcl'i 
Afrika". In ihr heißt es: "Der Geist unserer Vorfahren spornt uns an, 
für die Wiedererlangung unseres Landes zu kämpfen." Genau darum 
gehl es bei foruchrittlicher südafrikanischer Musik. L. SchmilZ 
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Kurzinformationen 

Tschad 
Nachdem im Tschad, durch den mit libyscher Hil fe errungenen Sieg 
der Streitkräfte des Staatschefs Goukouni Oueddei über den Rebd­
len Hj~sene HabTe erstmals die Waffen schweigen, versuchen Frank­
reich und die neokolonialinischen Regimes im nördlichen Afrika, 
durch eine massive Kampagne gegen Libyen und den Tschad, dicse 
Niederlage des ImperialisffiU$ rückgängig zu machen. Verbunden m it 
einer Unterstützung für Hissene Habte verstärkte frankreich se in 
militärisches Kontingent in der ZcnlraJafrikanischen Republik, und 
der Sudan schickte Truppen an die Grcnu zum Tscbad. 
Eine Tschad-Konfercnz der Organisation für Afrikani5Chc Einheit 
(OAUj vom 12.1,1981 in Lome, an der 12 afrikanische Länder tei l­
nahmen, hat neben dem sofortigen Rückzug der TroplJ<:ß Libyens 
und anderer Mächte, die dort stationiert werden könnten, auch alle 
Grenzstaaten d<':$ T$chad aufgefordert, ihr Territorium nicht rur be· 
waffnete Angriffe von I$chadischen Dissidenten und außerafrika· 
niKhen Mächten zur VerfLigung zu $teilen. 

Zimbabwe 
Mit einer größeren Kabinettsumbildung in der zweiten Januarhälfte 
1981 hat der zimbabwische Premierminister Robert Mugabe seine 
Position gegenüber J oshua Nkomo, dem Prisidenten der Patrioti· 
schen Front - ZAPU (bi51ang als Innenminister zuständig U.a. rur 
Polizei· und nationale Sicherheiuaufgaben), gravierend gestärkt. 
Während J . Nlwmo jetzt zum Minister ohne Geschäftsbereich er· 
nannt wurde, sehied R. Mugabes Gegenspieler innerhalb der ZANU· 
Führung, Tekere, ganz aus der Regierung aus. Ein offener Konflikt 
zwischen ZANU·PF und Patriotischer Front - ZAPU konnte durch 
einen Vorschlag letzterer abgewendet werden, wonach beide Organi· 
sationen nunmehr in einem gemeinsamen Rat formal für die Gewähr· 
leistung der nationalen Sicherheit verantwortlich sind. "Oie Patrio· 
tische Front - ZAPU glaubt," so J. Nkomo vor der Presse, "daß 
Frieden und Sicherheit in diesem Land von der Zusammenarbeit 
!'Wischen PF·ZAPU und ZANU·PF abhangen und daß heider Zu· 
sammenarbeit von der gegenseitigen Achtung abhängt." 
Unterdessen halle R. Mugabe in seiner Neujahrsansprache die baldige 
Ausarbeitung einer weiteren politisch·gesellschaftlichen Entwick· 
lungsperspektive für das Land angekündigt. Die einzelnen Phasen, die 
das Land durchlaufen hat bzw. durchlaufen werde, umri6 er darin 
wie folgt' "I. Nationaler bewaffneter Kampf, 2. Nationale Unab· 
hängigkeit, 3. Nationale wirtschaftliche Unabhängigkeit, 4. Natio· 
naler Sozialismus." 

Angola 

Vom 30.1.·4.2. dJ. fand in Luanda die 2. Tagung der internationalen 
Kommission zur Untersuchung der Verbrechen des rassistischen 
Apartheidregimcs im Südlichen Afrika statt (zur 1. Tagung siehe AlB 
5/1979, S. 30-31). Es wurde umfangreiches Beweismaterial tlber 
südafrikanisehe Verbrechen an der angolanischen Zivilbevölkerung, 
über zunehmende völkerrechtswidrige Angriffe gegen das Territorium 
Angolas und die dabei angerichteten volkswirtschaftlichen Schäden 
~'orgelegt (ausfLihrliche Berichterstattung und Dokumentierung folgt 
in AJ8 4 / 1981 ff.). 
Die Kommission hob angesichts des Eimat:r.es \'on Waffen und Mate­
nal aus der BRD, den USA und anderen NATO·Staateli die Not· 
wendigkeit eines umfassenden Wirtsehaft5- und Waffenembargos ge­
gen Südafrika he rvor. 
Der ehemalige Söldner Trevor Edwards berichtete in einem Guar· 
dian·lnterview ~'om 1.:2.1981, wie seill Bataillon ~2 bei überfällen 
''On l\'amibia aus auf Angola nicht - wie behauptet werde - gegen 
die Südwestafrikanische Volksorganisation (SWAPO) kämpfte, son· 
dern die Z"'ilbevölkerung "säuberte", d.h. systematisch mordete. T. 
Edwards beschrieb ferner, daß Pretoria die proimperialistischen ango· 
lanischen "Kampforgani$31ionen'" FNLA und UNITA als Tarnung für 
eigene Opcrationen benutze: "Ocr wunde Punkt ist, daß die UNITA 
nichts taugt . Die sitzen im Südosten des Landes in ihrem Stammes. 
gebiet und können sich ~'icJleicht gerade noch selbst .. eneidigen, aber 
sie können nicht rauskommen und eine Stadt wie Sa""te erobern. 
Das tun wir rur sie, weil das dann ihre Verhandlungsposition ver. 
bessert. " 
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Südafrlka-lsrael-NATO 
Mit der Bekanntgabe eines halbtägigen Treffens des NATO·Gener.l.l· 
sekretäs J. Luns mit Südafrikas AußenminiUer "Pik." Botha am 
14.11.1980 hat die NATO erstmals offi:r.ielle Kontakte:zu dem Ras· 
sistenregime zugegeben. Wenige Tage darauf kündigte Reagan· 
Intimus H. Kissinger ein Trdfen mit lICinem "sehr alten und IIChr 
guten Freund" 80tha an. 
DerllClbe Kissinger deckte nach Recherchen eines britischen TV· 
Teams die Lieferung von 60 GS·Haubitzen (samt Patentrechten) und 
60.000 Granaten im Wert von ca. 100 Mio D~I einer Munitionsfinna 
de r US·Armee über die CIA·Firma "Spacc Research" an das Ra.'lli· 
nenregime. Oie Haubitzen (Reichweite etwa 30 km) sind speziell Hir 
den Abschuß nuklearer Granaten ausgerüstet und auch auf Schiffe zu 
montieren. Es gilt als sicher, daß diese Variante bei einem am 
22.9.1979 beobachteten südafrikanisch·israelisehen Atomwaffentest 
im Siidatlantik erprobt wurde (siehe AlB 1/1980). 
Nicht nur Siidafrika verfügt damit neben atomar bestückbaren Rake· 
ten und Flugzeugen über weitcres Orohpotential, dessen Wirkungs­
bereich über die Nachbarländer hinausreicht: Letztes Ergebnis funk· 
tionierender militärischer Kooperation ist die Ankündigung Süd· 
afrikas, Israe ls und Taiwans, die in den USA entwickelten "Cruise 
Missiles" produzieren :r.u wollen. 

Bolivien 
Mir der Ermordung von mindestens 9 führenden Oppositionspoli· 
!ikeen der Bewegung der Revolutionären Linken (MIR) sowie der 
Gcwerkschaftszentrale COB am 15.1.1981 hat die Militärjunta Boli· 
viens ein neues Repressionsdenkmal gesetzt. Um die Ermordung 7.U 

tarnen, sprachen offizielle Quellen davon, die Politiker seien bei ei· 
nem bewaffnClen Zusammenstoß getötet worden. 
Richtig ist jedoch, daß diese sich laut einer MIR·Erklärung vom 
18.1.1981 unbewaffnet in La paz versammelten, um den ,,:r.ivilen 
Widerstand des bolivianischen Volkes gegen die kürzlich erlassenen 
Wirl$ehafUreformen der Junta zu koordinieren". Diese Wirtsehaft5-
pol itik, nach dem Vorbi ld Chiles und unter Federführung des inter· 
nationalen Währungsfonds geformt, sicht als wichtigstes Heilmittel 
für Bolivien die "Marktkräfte" vor. Laut den im Januar dJ. erLu­
senen Maßnahmen wurden erst einmal die Subventionen für Grund· 
nahrungsmittel gestrichen. Die Preise f"Ur Brot und Mehlprodukte 
stiegen demzufolge um 100%. 
Vor diesem Hintergrund sind auch die Streikbcwegungcn im Betg' 
bau:r.entrum Siglo, der größten Te:<tilfabrik Said in La paz und in der 
Schuhfabrik Manaco in Cochabamba:r.u sehen. 

Paraguay 
\Vie die Kommunistische Partei Paraguays (PKP) jüngst mitteilte, be· 
findet sich A. /IIaidana, Erster Sekretär der PKP, in einem Gefangnis 
der Stroessner-Dilr.tatur. A. Maidanas Schicksal lag seit seiner Ent· 
fUhrung im August 1980 in Buenos Airu im Dunkeln (VJ{I. AlB 
11·1:2/1980 und 1/ 1981). Da der Pat riot in Lebensgefahr schwebt, 
ruft die Partei die internationale Solidaritätsbcwegung :r.u einem ver· 
stärkten Kampf um seine Freilassung auf. 
Der wachsende Terror in Paraguay, du unter hoher Auslandsver· 
5Chuldung, einer Inflationsrate von 50% und hochgradiger Ausbeu· 
tung durch ausländische Finnen leidet, veranlaßte jet:r.t weitere 
demokratische Kräfte des Landes, sich dem antidiktatori$ehen 
Bündnis der Demokratischen übereinkunft an:r.usehließen. 



Peru·Ekuador 
Oie im Januar dJ. entflammten Grcm:stn: itigkciten zwischen den 
Andtnpakutaaten Peru und Ekuador endeten Anfang februar vor· 
erst mit einem Waffenstill!;tand. Das umkä.mpfte Dschungelgebiet am 
Maranon·Fluß wurde 1942 nach einem IO-tägigen Kricg im sog. Pro­
tokoll von Rio de J an.:iro Peru zugesprochen. Ekuador verlor damit 
mehr als 1/3 scinu Staatsgebietes. Schon 1960 und 1965 hatte Ekua· 
dar deshalb vor den Vereinten N ... ioncn und der Interamerikani­
schen Konferenz eine Revision des Grenzvertrages gefordert, doch 
ohne Erfolg. Enuo.::heidcnd rlir den erneuten Konflikt sind die reichen 
Erdötfundl'; auf dem umstr;ucncn Territorium. Auch überspielen die 
kriegerischen Auseinandersetzungen die großen inncßI,olit;,chcn 
Schwierigkeiten der beiden ..:iviln:gicrlcn Aoocnländer. 
In Washington tritt nun auf Wunsch der ekuadoriani.ehen Regierung 
die Außenministerkonferenz der Organisation Amerikanischer Staa­
ten (OAS) in dieser Sache zusammen. Peru wandte sich inzwischen 
an die Garanten des 1942 geschlossenen Vertrages Argentinien, Bnui· 
lien, Olile und die USA. 

Indochlna 
Die am 27./28. Januar 1981 in ilo-Oli-Minh·Stadt veranstaltete 
Außenministerkonferenz von Laol. Kampuchca und Vietnam unter­
breitete einen Vorschlag zur Einberufung einer regionalen Konferenz 
'n;1 den südoSlasiatischen Nachbarstaaten des ASEAN·Paktel (Thai­
land, Malaysia, Singapur, Indonesien, Philippinen). Ziel einer IIOlchen 
Konferern: könnte nach diesem Vorschlag die Eraroeitung eines 
"Vertrages tlber Frieden und Stabilitat in Südost.uien·· sein. Der Re­
volutionäre Volksr-~t Kampucheas und die Regierung Vietnams 
würden auch den Abzug der vietnamcsischen Truppen aus Kampu· 
chea priifen, sobald die Bedrohung von Thailand aus ein~stent 
"iirdc. Selbst mit der VR Q"lina könnten zweiseitige Verträge ins 
Auge gefaßt werden. 
Es seheintjedoch nicht 50, daß die ASEAN-5taaten und China diesen 
Vorschlägen Gehör schenken. 50 hatte schon die 13.Jahreskonfc­
rem der ASEA1'1·Außenminister im Juni 1980 beschlossen. "den 
Dialog mit Hanoi auszusetzen". So hatten Thailand und Malaysia die 
beschleunigte AuftÜstung ihrer Truppen angekündigt (vgl. AlB 9 und 
10/1980). Unter chinesischer Führung deuten sich deneit Bestrebun­
gen an, alle ge~n die Regierung in Kampuchea kämpfenden Truppen 
mileT dem Schirm des abgehalfterten Prinzen Sihanouk zu \·ereinen. 

Israel/Nahost 
Anläßlich der rur die erste J ahreshäHte 1981 zu erwartenden vorge­
wgenen Neuwahlen rur das im«:lische Parlament hai die favo risierte 
rechtssozialdemokratische Arbeiterpartei ein neues Parteiprogramm 
verabschiedet. Zur Lösung des Nahostkonflikts faßt es ein Feilhalten 
an der Separatpolitik mit den USA und Ägypten (Camp David vom 
September 1978) unter unbedingter aktiver EinbeziehungJordaniens 
ins Auge. Vorgeschlagen wird im Programm ein Rahrnenabkommen 
liber einen jordani<ch·palästinensischen Staat, in welchem "Palästi· 
nenser und Jordanier ihre eigene Identität ;z;um Ausdruck bringen 
können". Zudeich beflirwortet die Arbeiterpartei ein Festhalten an 
den israelischen Siedlungen in den okkupierten Gebieten - ein 
Widerspruch in sich. 
Im Kern trifft sid! dieses Konzept mit der von Ronald Reagan ho· 
fierten sog. ,Jurdanischen Lösung". die als .. Camp·David·Phase·2" 
vorsicht, den jordanisehen König Hussein in die Gespräche über die 
Perspektive des okkupierten West jordan· und Guagebictes einzube­
ziehen. "Ich glaube, daß J ordanien der Schlüssel ist, um dieses Pro­
blem zu lösen," sagte R. Reagan im J anuar dJ. Und das schließt für 
ihn die feste Unterstützung der israelischen Sicdlungspoli!ik im West· 
jordanland und der Annexion Ostjerusalems ein. 
Die jordanische Option der israelischen Sozialdemokratie kommen­
tierte Dr. lssam Sartawi, Mitglied des P~lastinensischen Nationalrates, 
auf einer Presseknnferenz in London am 30.1.1981 ab Programm der 
5 Nein,: "Nein zur PLO (Palist inensische Befreiungsorganisat ion; d. 
Red.) als Repräsentant des palä.tinensischen Volkes, nein zur Sdbst­
bestimmung der Paläninenser, nein zu einem palästinensisehen Staat, 
nein zu einem israelischen Rückzug aus J erusalem und nein zu einem 
israelischen Rückzug auf die Grenzen vor 1967." 

Pakistan 
Im Januar d J . wurde der pakistWlische StudentenHihrer Hamid 
Baluch (25 Jahre) von einem Militärgericht zum Tode durch den 
Strang verurtei l! . Nach der neuen Kriegsrechtsanweisung des Zia ul­
Haq-Regimes vom Mai 1980 gibt es keine Berufurumöglichkeil gegen 
MilitärgerichtsenlScheide mehr. so daß nur durch internationalen 
Druck die - noch nicht zeitlich fengdegte - Vollstreckung dieses 
Urteils aufgehalten werden kann. H. Baluch wird vorgeworfen, Mitte 
Dezember 1980 eine Demonstration der BelulSchischen Studenten­
organisation initiiert zu haben, die sich gegen die Anwerbung von 
pakistaniSChen Soldaten durch eine omaTIische Militärdelegation rich­
tete. Als d ie Polizei gegen die Protestaktion vorgegangen war, waren 
zwei Omanis getötet worden. 
Zuvor war der stellvertretende Vorsitzende der Pakinanischen Föde­
rativen Studentenunion Nazir Abb:ui, Zentralkomitee-Mitglied der 
Kommunistischen Partei Pakistans, schweren Folterungen im Militär­
lager Labore Fort erlegen und anschlielknd heimlich verscharrt 
worden. Ihn hatten Militärgeheimdierutler des Zia-Regimes am 30. 
Juli 1980 zusammen mit anderen Demokraten, über deren Schicksal 
sich die Behörden ausschweigen, verschleppt: Jama! Naqvi, Professor 
für englische Literatur in Karatschi, Suhail Sanghi, Journalist der 
Daily Sind News, Kamal Waesi, Shabir Shar und andere. 
Zia ul-Haq stößt mit seiner saudischcn Islamisierungspolitik (siehe 
AlB 5/ 1980, S. 23ff.) zunehmend auf Widerstand, besonders unter 
der InteDigen;z; wie bei nationalen und religiösen Minderheiten. In 
Islamabad demonstrierten beispielsweise zur Jahreswende hundert· 
tausende Schiiten gegen Ziu hlamisierungskampagne. Im Dezember 
1980 wandten sich sieben Oppositionsparteien, von der Pakistani­
schen Volkspartei der Bhuttos bis hin zur Nationaldemokratischen 
Partei und den islamischen Gruppierungen ~gen ein von Z;a propa· 
giertes Referendum für sein Islamisierungsprogramm, für die Rück­
kehr der Annee in die Kasernen, für freie Wahlen und die Wiederin. 
kraftsctzung der Verfassung von 1973. Kiinlich (rafen nun 9 oppo.i· 
tioncUe Parteien in Karatschi eine Vereinbarung, in der das gemein· 
same Wirken für eine Wiederherstellung der parlamentarischen Demo­
kratie und ein Ende des Kriegsrechts festgehalten ist. 

Islamische Konferenz 

Am 29. Januar dJ. endete die 3. Islamische Konferenz im saudiata­
bischen Taif mit der Verabschiedung einer "Mekka-Deklaration" und 
eines Polit ischen Programms. An der Konferenz nahmen 37 Staats­
und Regierungschefs teil; abgesagt hatten der Iran und Libyen, 
während im Fall Ägyptens und Afghanistans die Mitgliedschaft ruht. 
In den beiden Reizthemen Afghanistan und Krieg Irak- Iran übte die 
Konferenz Zurückhaltung. Der Gipfel forderte in der "Mekka·Dekla· 
ration" zwar den Abzug "aller ausländischen Truppen" aus Afghani­
stan, vermied aber eine namentliche Nennung der Sowjetunion und 
pliidierte für eine "politische Lösung". Zum Krieg am Persischen 
Golf einigte man sich auf die Aufforderung beider Seiten zum sofor­
tigen Waffenstillstand und auf einen baldigen erneuten Yermiulungs­
versuch seitens der Islamischen Weltkonferenz. 
Spektakulär mutet die Aufforderung in der "Mekka-Deklaration" 
zum "Heiligen Krieg" gegen !smel an. Er meint allerdings primär die 
Realisierung des totalen diplomatischen und wirtschaftlichen Boy· 
kotts, wenngleich er militärische Mittel einschließen soll. Unterstüt· 
zung wurde der P;alästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) zu­
gesagt und ein arabisches Jerusalern "frei von ;z;ionistischer Besat­
zung" gefordert. Die USA wurden zur Aufgabe ihrer "feindlichen 
Ilaltung bezüglich der Palästinafrage", namentlich ihrer Militärhilfe 
an Israel, aufgefordert. Und Jordaniens König Hussein ~es auf dem 
Gipfel R. Reagans sog. ,Jordanische Lösung" (siehe Kunillforma· 
!ion Israel/Nahost) zurück. 

Adressenänderungen 

bitte rechtzeHlg bei der Redaktion 

und bei der Post bekanntgaben! 
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poglrom gegen das AlB 
Oie "Cctr:llsehaft rur bedrohte Völker. Menschenrccht.J .. gani$ltion 
für wrfolgte ethnische, ra .. ilche und religiöse Minderheilen" ill 
jüngot mit ganuci ligen Annoncen in Wochenzeitungen, clarunttt der 
Zeit (23.1. 198 1), hervorgetreten, in denen lie Z" Proleslljll gtgen die 
Bonner RÜSIUngKzportoffelUive . uffordert. Darin wCl"tet sie die 
Tauacl\e, daß (Bundesugo·)"Opposition und Regierung alle Schleu· 
sen für den deullchen W.ffenexport öffnen" wollen, als Gefahr für 
die Völker der DriUen Welt. 
Zurcd!t, meint du AlB. Und Cf bcgriißt diese wie aru:le .. : Initiativen 
der GfbV, die konkrete Hilfe fUr .. nlerdrlickle Minderheiten - India­
ner, Afroamerikaner, Kurden usw. - bewirken. Wir tun dies, wenn­
gleich für UJlI die Solidarilil mit den verfolgten Mehr~,eiten (Süd­
liches Afrika, Wesuahara, Olilc, Boli"'en usw.) obenan .,,:I>t. Wir t .. n 
dies, wenngleich wir - anden als die GfbV _ die Unad.en fLir Völ· 
kermorde bzw. AggJ'CSSiolUkriegc nicht 'IOmongig im V<:no:hilfen VOn 

~Nationalilitenkonflikten" seiteIU der "GroSmichte in Ost und 
West" .ehen. 
Du AlB sieht lolcherart unlenchiedliche ..... ffu ... ngc:n indef1en 
nicht a4 Hinderungsgrund zur sachlichen Disk .. ssion und ~ur Zusam· 
menarbeit in jenen fraaen an, wo GemeiJWLmkeiten lieg.:n: etwa im 
Kampf ~n die BRD·RüstuD8$Cxportpolitik, rUf die BHreiungsbe­
wcgunilCn im Siidlid!en Afrika wir in Mittelamcrika, gclen die Ma .. 
senmordpolitik (u.a. an Indianem) in Guatemala oder in. Ost-Timor 
durch die indonesischen Inva.soren. 
POp'Om, das Organ der "Cctr:Uschart f'Ur bedrohte Völker", aber hu 
sich II"IJC1' diese Achbc1:ogcnc Disk .... ion entschieden w:xl staUdes· 
sen die Denunziation gewählt. Der AnJaß: Für Mille No ... :mber 1990 
lud der Bundcskongre8 enlwieklungspolitischer Akli'Dnsgruppen 
(Buko) insgesamt 24 bundeodcutsche Driue·Wclt·Zeiuch.riften ~u ei­
nem enlen Informationsueffen nach Kid ein, da. über Fonnen der 
Zusammenarbeit beraten IOllte. Du AlB karn neben 7 " .. deren Zell' 
schriflen. Und Cf halle - auf allgemeinen Wunsch der Inil:iatOren hin 
- "uch konkrete Tagesordnungspunkte vorgeschlagen. Nidll 10 
POp'Om. 
In einem Brief vom 10.11.1980 bqriindete die Powom-Redaktion 
ihre Ab~ 10' Befremdend sei :runächst einmal, daß da. ,' IB 2 der!> 
"ThcmenscILwcrpunkte" inhaltlich gestalte. Dann sei das AlB "die 
'3. Welt Zeiuchrifl' der DKP" und daher ,,'verpflichtet', die völker­
mordarligen Verbrechen der Sowjetunion" rundum zu leugnen, also 
Eritrea, Afghanistan, Irak (Kllrdenfrage). Hinz .. kime aus gleichem 
Gruod das "permanente Schwci&cn dCf AlB zum Terror in Argen· 
tinien" und über "die Vcrbredlen Idi Amins". Pogrolll·SdLiu8: "Wir 
körmen nicht glaubwürdig fUr die Rechte der farbigen ~~ Südafrika 
oder der unterdrückten Völker Siidamcrikas einlr1:len, wenn wir 
nicllt gtnauso für da. Sdbltbcttimmungsredlt der Eritrc<:r oder 
Afghanen eintreten. Da du beim AlB nicht ansatzweise dtt fall ist. 
ist dielLC Zeitung fUr UJlI kein potentieller Bündnisparter r ilCnauso­
"",niS wie der Bayemkurier, den ihr aus ventindlichcn ':;ründen si­
cher nicht eingeladen habt ..... 
In einem wcltr:n:n Pogrom.Brief vom 12.12.1980 (sklle ila-info 
111981) wurde erlllirtet, da das AlB nicht den POWOIII-Grund13tz 
iibcmihmc, Menschenr«hUverlclZUngcn üben.ll anzuprangern, l ei es 
kein akzeptablu Gesprich .... Panncr". Also. an den Pranger mjt die­
ILCm AlBI Oder Rede- .. nd Berufsverbot fUr du AlB? 
Die Antwo" der Teilnehmer des Kkier Zeitschriftenlr1:ffl, war jeden· 
falll nicht "Pogrom"·artig: "A .. f dem Treffen wurde der Brief 'IOn 
POp'Om verutteilt, da der Schreiber dei Briefes einen .~irken Anti· 
Kommuni.mus ~um A ... druck bringt und offensichtlich n;cht einmal 
bereit i<t, lich mit Andcndcnkenden an einen Tiseh 2U setzen und 
mit ihnen über die Differenzen ~u disk .. tieren. Das ist da. mindeote, 
was wir in p"ncto Zusammenarbeit tun können." So du Kieler Pro­
tokoll. 
Wo kirnen wir im übrigen hin, würde du AlB mit glej,dler Münze 
heimzahlen und Pogrom an den Pranger stellen, weil es . :twa für du 
Sclbltbeltimmungsrecht da palütincnsischen Volkcs kci:ncn finger 
rührt, oder weil ellich über den KrieplLufl der USA, vom Koreakriel 
bil Zu R. Reasans Invasioruandrohung gegen EI Salvador, Nikar:agua 
oder Kuba aussch.veigt? Hat du AlB deshalb jemals die .... uupcrrung 
der GfbV/Pogrom aus dtt Solidarititsbcwegunll gefordc:rt b2w. :ru 
crprcucn ",,"uchl? 
Damit wir<:n wir bei der K1anteUung der übelsten Pogror,,·falschbt­
hauptungcn gcgw das AlB , 

I. f&lschbebaup1unl: Du AlB ist nicht die ,,'. Welt Zeiuchrift der 
DKP", weder von der Sclblllitulierung noch vom Trägermis noch 
vom Inhalt her. Vielmehr bieten die im AlB wicde<g('gebencn Stand­
punk.te wie die ZunmmeßSCtzung seineo Herausgeberlreiseo ein 
Spektrum vcnchiedclUter antiimperialuti<cher Strömungen, du von 
sozialistischen, sozialdemokratischen. kommunistischen, linkslibe­
ralen, revolutionätdemokratischen, nationaldemokratischen bil zu 
chri<tlichen}itiamuchen Kräften reicht_ Vor allem aber: Kein anderes 
Organ hat wohl hin-zulande im letzten Jahraehnt so"'ele authenti. 
tchc Dokumente der Befreiungsbewegungen und der EinheilSbewe­
gungen der Drillen Welt öffentlich IUgänglich gemacht wie da, AlB. 
Wenn wir überhaupt jemandem "verpmchlet" waren und sind. dann 
ihrem Befreiungskampf, ußSCrer gemeinsamen Sache. für uns., wie für 
die Antif:udtillen OIilCf oder Boli ... e .... , wie für die Volk.kriifte Ni· 
karaguu, EI Salvadon, Siidafrib.s oder Palbtinas sind die einheimi· 
schen Kommunisten unveraichtbarer Bestandteil der amiimpcriali· 
nischen Btwtgung, .ind lie anerkannte und gleichberechtigte Mit­
streiter - oder Vorl<impfer. ZUltCgeben, naturgcmi8 keine Saclle fUr 
Antikommunisten •.. 
2. h lschbchauptu"l: Du AlB hat eben nicht "pennanent zum Ter· 
m. in Argentinien geschwiegen". Argtntinien war Schwerpunkt im 
AlB zur f uBlHtllwcltmeistenchaft (Al B 6/1978), die Junta wurde 
angeprange" in AlB 911980 u.w. 
S. falschbeha .. pt .. ng: Du AlB hat an keiner Stelle die Verbrechen 
1<Ii Amins in Uganda gebilligt oder beschönigt. Es hat sich lediglich 
gegen die an seiner Person aufSeh.ö.ngte üble rauistische Kampagne in 
den hotqcOiscn Medien der BRD und USA gewandt (AlB !>11977). 
4. falsebbeha .. pt .. "" Du AlB le .. gnete "völkcm>ordattige Verbre­
chen" in der Drillen Welt nicht. Nicht die im Aggressionskricg der 
USA in Vietnam, nicht die der maoi"uchen Pol PotNeng SIUy-Cli­
quc in Kampuchc:a, nicllt die Verbrechen dCI Amin·Regimet in 
Afchanil tan oder des Hwscin-Regimeo im I rak bzw. gegen den Iran. 
W'o;r haben den nationaien Minderheiten der Kurden oder der En· 
Ircaner ib.r Recht auf denlOkntilche A .. tonomiclfu .. ngen nie abge­
$prochen, wohl aber in Obercinslimmuns mit der Organisation für 
Afrikanioche Arbeit (OAU) jeglichen Separ:ati,m .... und dessen gtgen_ 
rewlutionärc Insnumentali,icrung strikt abgelehnt. Wir haben allch 
eingchend begJÜndet, welllalb du sowjet;lche bzw. kubanioche Ein­
weifen in Angola, Äthiopien oder Afgharu.tan, weshalb da. Eingrei_ 
fen Vietnams in Kampucllca nicht mit jenen Aggressiorukriegen bzw. 
Völkennorden in einen Topf zu werfen lind (siehe u.a. AlB 2/1980). 
Apropol GfbV·Gleichsetzunl der "Großmlicht~ in Ost und Wett" in 
di"em Kontext. Lassen wir doch einmal Geschichuflllch .. ~n bei­
Kitt: Kolonialkriege und direkte Militilfcl~ gegen die Völker 
der Dritten Welt, ob in Algerien, Anll"lafMocambiquc, Korea,lndo­
chi ..... oder Lateinamerib betrieben nocht allemal die W"tmichte. 
Und natilrlicll sind cs zwei grundvenchicdcroc Dinge, ob man auf der 
einell Seite faschi5lenregimeo wie dal Portugals (in den Kolonial· 
kriegen bis 1974), das Siidafriku oder EI Salvadon militäri. ch au.· 
. taffiert (10 die WemnIchte), oder ob man a .. f der anderen Seite die 
Sclbotvcrteidigung dieser unterdr(lckten Völker bzw. ihrer Bcfrci­
ungsklmpfer durch Waffenhilfen mil möglich ma.cht (10 die sozia· 
listischen Länder oder auch die EI Saivador·Solidaritit~cwcgung!). 
Hauptunachen fUr Kriegsverbrechen in der Drillen Welt liC'JCn nun 
einmal im geschichlsllOtorischen (nco)kolonialistischen Vorherr­
schaft .. und Profiutreben der Weotmlkhle .. nd ihrer Muhi., in ib.ren 
Krc~n gellen - die deohaJb eben ,,anliwesdichen" - Befreiungs· 
revolutionen dtt uoterdrlicktcn Völker. 
Nichl Anliostmi<mus und Denunziation, sondern Anlincokolonialil· 
m ... bzw. Antiimperiali.mus ,ind daher wohl auch die EnelU der 
SolidariUiUbewcgung, weltweit wie in der 8undesrepublil. 
!>. falKbwha .. ptunF Pogrom geht es sichtlicht nicht, wie z .. ende 
seines Kieler SchreibelU behauptet, um einen ,,luSerst notwendigen 
DUkUSliolUproze6". Augcn.cheinlich geht el ihm "'elmehr <brum, 
bestimmte, in der SolidariUitsarbeit aufrichtig engagierte Kräfte aus 
di"em DUkwsiolUprozcß, aus der Zusammenarbeit und Aktionocin­
heit fUr die gemeinsame gerechte Sache \'On vornherein aulZwpcncn. 
Dabei obendrein die unkritilche Obcrnahme der GfbVIPowom·Po,i­
tion zur Vorbedingung 2U erklären, die als "Eintritukute" jeder 
><>"uwasen habe, der an dieser Sache mitwirken möchte, ill keille 
falschbeha .. plung, IOndern einfach eine Zumutung. Oder: Verfah· 
rene POp'Omllrategie ... 




